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II. 
BÖHMEN 


Der  böhmische  Landtag  fristete  seit  Jahrzehnten  ein 
Scheindasein:  seine  Tätigkeit  beschränkte  sich  auf  for- 
melle Steuerbewilligung,  da  er  in  eine  Erörterung  der  Frage, 
ob  die  königlichen  Postulate  überhaupt  zu  bewilligen  seien, 
nicht  eingehen  durfte  und  bloß  die  Verteilung  der  Lei- 
stungen den  Ständen  anheimgestellt  blieb.  Deren  Selbst- 
gefühl erwachte  erst  unter  dem  frischen  Hauch  ständischen 
Lebens,  der  zu  Anfang  der  vierziger  Jahre  aus  den  preu- 
ßischen Nachbarprovinzen  zu  ihnen  gedrungen  war.^)  Es 
bildete  sich  eine  Oppositionspartei,  die  zunächst  einige 
Verfügungen  des  noch  vor  kurzem  auch  vom  Herrenstand 
gefeierten  Oberstburggrafen  bekrittelte;  so  wurde  dem 
Grafen  Chotek  das  Recht  bestritten,  ein  Monument  des 
Kaisers  Franz  auf  Landeskosten  errichten  zu  lassen-)  und 
das  ständische  Regale  der  Redoutenabhaltung  eigenmäch- 
tig zu  vergeben.  "*) 

Die  Wiener  Regierung  legte  den  noch  schwachen 
Regungen  der  Opposition  keine  Wichtigkeit  bei  und  fand 
€s  übrigens  begreiflich,  daß  die  Stände  in  die  Gebarung 
des  Domestikalfonds  Einsicht  nehmen  wollten^);  sie  duldete 
ferner  die  wiederholten  Zusammenkünfte  zahlreicher  Mit- 
glieder des  Herrenstandes.  In  diesen  Privatkonventikeln, 
die  an  die  ungarischen  Zirkularsitzungen  erinnerten,  wurde 
unter  Führung  des  Grafen  Friedrich  Deym  der  weitere 
Feldzugsplan  besprochen.  Die  Angriffe  galten  vornehmlich 
dem  Landesausschuß. 

Im  Jahre  17 14  als  Exekutivorgan  des  Landtages  er- 
richtet^),   waren    ihm    das    ständische    Steueramt    und    die 
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verschiedenen  ständischen  Institute  untergeordnet  worden; 
er  hatte  sämtliche  Steuerbewilligungen  zu  repartieren  und 
den  Domestikalfonds  zu  verwalten.  ^)  Josef  IL  hob  den 
Landesausschuß  auf  und  übertrug  dessen  Agenden  1784 
und  1788  dem  Gubernium.  Die  Desiderien  von  1791  be- 
trafen daher  auch  die  Wiedereinsetzung  des  Ausschusses, 
wonach  Leopold  IL  den  Ständen  eröffnen  ließ,  daß  sie 
wegen  dessen  künftiger  permanenter  Bestellung  den  Plan 
und  die  Instruktion  von  1764  den  gegebenen  Verhältnissen 
gemäß  umzuarbeiten  hätten.'')  Der  neue  Organisationsplan 
wurde  im  September  1792  nach  Wien  gesandt,  die  Be- 
stätigung aber  zweimal  mit  dem  Hinweis  auf  die  kriege- 
rischen Zeiten  verschoben.^)  Als  die  Stände  im  Jahre  1802 
ihr  Ansuchen  wiederholten,  bemerkte  die  Hofkanzlei,  daß 
der  1792  vorgelegte  Organisationsplan  viel  zu  umfassend 
und  kostspielig  sei,  und  sich  schon  deshalb  zur  Annahme 
nicht  eigne;  so  blieb  das  Provisorium  in  Kraft,  das  Leo- 
pold II.  bestimmt  hatte'')  und  ohne  Bescheid  eine  neuer- 
liche Eingabe  der  Stände.  ^^) 

Nun  kam  eine  Zeit,  in  welcher  das  ständische  Leben 
sich  immer  weniger  regte  und  fast  zu  erlöschen  schien; 
man  wendete  nichts  dagegen  ein,  daß  einzelne  Mitglieder 
des  Landesausschusses  diesen  als  eine  Versorgungsanstalt 
ansahen  und  ihre  Beisitzerplätze  trotz  Erlaß  Karls  VI. 
lebenslänglich  innehatten,  i^)  Das  ständische  Exekutivorgan 
glich  gar  bald  einer  landesfürstlichen  Behörde,  die  der 
Regierung  nicht  zu  widersprechen  wagte.  Die  Stände 
schwiegen  beinahe  vier  Jahrzehnte  hindurch;  sie  rafften 
sich  endlich  auf  und  baten  um  Rückstellung  des  Organi- 
sationsplanes von  1792;  er  sollte  eine  zeitgemäße  Umar- 
beitung erfahren,  um  als  Grundlage  einer  neuen  Instruk- 
tion des  Landesausschusses  dienen  zu  können. ^2) 

Das  Gubernium  befürwortete  diese  Eingabe,  gegen 
die  auch  die  Hofkanzlei  —  soweit  es  sich  um  eine  genaue 
Abgrenzung  der  verschiedenen  Wirkungskreise  handelte  — 
nichts  einzuwenden  fand;  lagen  doch  ähnliche  Instruktionen 


für  die  Stände  Kärntens  und  der  Steiermark  dem  Mon- 
archen bereits  zur  Genehmigung- vor. ^-^j  Anders  dachte  der 
Staatsrat,  der  den  Ständen  nicht  die  MögHchkeit  bieten 
wollte,  auf  unUebsame  Bestimmungen  des  Organisations- 
planes zurückzukommen;  er  empfahl  daher,  dieses  Schrift- 
stück nicht  auszuliefern,  vielmehr  der  größeren  Sicherheit 
halber  in  den  Staatsratsakten  zu  hinterlegen.'^)  So  geschah 
es  auch  und  die  Stände  wurden  bloß  ermächtigt,  den  be- 
stehenden Verhältnissen  gemäß  eine  Instruktion  aus- 
zuarbeiten.^') 

Weitaus  heftigerer  Streit  entbrannte  über  den  Dome- 
stikalfonds.  Die  wiederholten  tiefen  Griffe  des  Oberstburg- 
grafen in  den  ständischen  Säckel  waren  den  böhmischen 
Herren  kein  unervvijnschter  Anlaß,  den  Kampf  zur  Wieder- 
erlangung und  Erweiterung  ihrer  Gerechtsame  zu  eröffnen. 
Mochte  Graf  Chotek  immerhin  den  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung Böhmens  herbeigeführt  haben  —  man  sah  in 
ihm  nicht  den  Wohltäter  des  Landes,  sondern  das  gefügige 
Werkzeug  des  Wiener  Absolutismus.  So  lange  er  am 
Ruder  blieb,  konnte  die  politische  Wiedergeburt  Böhmens 
nicht  erfolgen;  deshalb  wurde  ihm  der  Fehdehandschuh 
hingeworfen  und  in  der  Sitzung  vom  ii.  und  12.  April 
1842  die  Wahl  einer  dreigliedrigen  Kommission  vor- 
geschlagen, die  der  nächsten  Versammlung  ein  Elaborat 
über  den  Domestikalfonds  unterbreiten  sollte."';  Der  Oberst- 
burggraf erklärte,  daß  er  ohne  höhere  Weisung  einem 
Antrage  nicht  zustimmen  dürfe,  der  in  der  offenbaren  Ab- 
sicht gestellt  worden  sei,  einen  bisher  üblichen  Brauch 
aus  der  Welt  zu  schaffen;  er  bemerkte,  daß  einzig  und 
allein  die  Hofkanzlei  den  Voranschlag  und  die  Deckung 
des  Budgets  zu  überprüfen  habe;  nun  verdächtige  man  die 
Verwaltung  des  Domestikalfonds  und  erlaube  sich  Ein- 
griffe in  die  Rechte  der  obersten  Kontrollbehörde.  Der 
ursprüngliche  Antrag  wurde  in  der  Tat  abgeändert  und  der 
Beschluß  gefaßt,  die  Bewilligung  zur  Einsetzung  jener 
Kommission  einzuholen;    immerhin    hatte    die  Absicht  be- 


standen,  den  Oberstburggrafen  gleichsam   vor  den  Richter- 
stuhl eines  ständischen  Komitees  zu  laden. 

Der  Landesausschu(3  leitete  die  ständische  Eingabe 
ohne  ein  Gutachten  und  ohne  eine  Bemerkung-  des  Grafen 
Chotek  an  das  Gubernium^"),  das  sich  in  seinem  Begleit- 
schreiben gleichfalls  jeder  Äußerung  enthielt;  erst  in  einer 
späteren  Zuschrift  empfahl  es  einen  Ausweg.  ^^)  Ebenso 
stellten  die  Hofkanzlei  und  der  Staatsrat  einige  Vermitt- 
lungsanträge'"), die  schließlich  insgesamt  verworfen  wurden. 
Denn  man  wollte  den  Ständen  in  keiner  Weise  entgegen- 
kommen, da  sie  gesetzwidrig  gehandelt  hatten:  nur  mit 
ausdrücklicher  Zustimmung  des  Landtagskommissärs  durften 
sie  nach  den  erledigten  königlichen  Propositionen  auch 
andere  Fragen  erörtern-");  dieser  Erlaß  Ferdinands  IIL 
war  in  der  Sitzung  vom  ii.  und  12.  April  unberücksich- 
tigt geblieben.  Außerdem  erkannte  man  in  Wien  die  Not- 
wendigkeit, noch  rechtzeitig  einer  Wiederholung  ähnlicher 
Fälle  vorzubeugen,  damit  nicht  etwa  die  ständischen  Ver- 
sammlungen den  Kammern  konstitutioneller  Staaten  glichen, 
wo  jeder  Deputierte  beliebige  Anträge  einbringen  konnte. 
Als  ein  untrügliches  Zeichen  derartiger  Aspirationen  galt 
allein  schon  die  Tatsache,  daß  sich  die  Stände  einige  Tage 
vor  jener  Sitzung  das  Budget  des  Domestikalfonds  hatten 
unterbreiten  lassen.  2^)  Die  Gebarung  mit  diesen  Geldern 
oblag  aber  seit  dem  Jahre  1752  der  Staatsverwaltung  und 
oft  genug  war  der  Ausspruch  erfolgt,  daß  den  Ständen 
kein  wie  immer  geartetes  Verfügungsrecht  zukomme  und 
sie  bloß  die  Administratoren  des  Fonds  seien;  eine  neuer- 
liche Kontrolle  und  Zensur  wurde  daher  für  unzulässig  er- 
klärt und  der  Kaiser  gebeten,  den  Ständen  das  Mißfallen 
über  ihren  gesetzwidrigen  Beschluß,  und  zwar  mit  dem 
Bedeuten  auszudrücken,  ihre  Gravamina  auf  verfassungs- 
mäßigem Wege  vorzubringen.  ■•^■^)  Immerhin  gab  man  ihnen 
in  sachlicher  Hinsicht  recht  und  fand  ihr  Mißtrauen  be- 
gründet; denn  die  Verwaltung  des  Domestikalfonds  war 
keineswegs    einwandfrei    und    das  Präliminare    sowohl  wie 


die  Abschlüsse  wiesen  Unregelmäßigkeiten  auf,  die  die 
Hofkanzlei  niemals  bemängelt  hatte.  Die  Billigkeit  er- 
heischte daher,  daß  der  Monarch  auch  ihr  als  der  obersten 
Kontrollbehörde  seine  Unzufriedenheit  bezeige  und  sie  an 
ihre  Pflicht  erinnere.  Am  15.  Oktober  1842  unterzeichnete 
Kaiser  Ferdinand  den  im  Sinne  der  staatsrätlichen  Gut- 
achten gehaltenen  Resolutionsentwurf.  ■-•^) 

Graf  Chotek  bat  jedoch,  den  Ständen  das  allerhöchste 
Mißfallen  nicht  kundzugeben,  damit  eine  neuerliche  unliebsame 
Auseinandersetzung  vermieden  werde;  im  übrigen  zollte  er 
ihnen  als  loyalen  und  stets  opferwilligen  Untertanen  des 
Kaisers  das  größte  Lob  und  versicherte  sogar,  daß  sie 
auch  bei  Fassung  ihres  Beschlusses  weder  die  gesetzliche 
Schranke  überschritten  hätten,  noch  Willens  gewesen  seien, 
ihn  persönlich  zu  treffen.  2')  Infolgedessen  erfloß  ein  zweites 
Handschreiben,  wonach  den  Ständen  bloß  die  Ablehnung 
ihres  Antrages  mitgeteilt  werden  sollte.-^)  Graf  Kolowrat 
erklärte  sich  damit  um  so  weniger  einverstanden,  als  Cholek 
bereits  dem  Landesausschuß  die  erste  kaiserliche  Resolution 
eingehändigt  hatte.  2«)  Die  Sache  kam  nochmals  an  den 
Staatsrat  und  schließlich  wurde  es  dem  Ausschuß  freige- 
stellt, den  Ständen  auch  die  ursprüngliche  Resolution  zu 
eröffnen,  wenn  er  sich  hiezu  berufen  fühlte.-') 

Als  diese  Erledigung  dem  Gubernium  vorlag,  weilte 
der  Oberstburggraf  nicht  mehr  in  Prag;  er  war  der  steten 
Reibungen  mit  den  Ständen  sowohl  wie  mit  der  Regie- 
rung überdrüssig  geworden.  Eine  Zeitlang  hatte  er  sich 
der  Hoffnung  hingegeben,  dereinst  Oberstkanzler  zu  wer- 
den"); das  Amt  eines  solchen  wurde  aber  nicht  ihm,  son- 
dern dem  Grafen  Inzaghi,  dem  Günstling  des  Erzherzogs 
Ludwig,  zuteil.  20)  Promoveatur,  ut  amoveatur!  Das  hatten 
die  böhmischen  Herren  dem  Oberstburggrafen  von  Herzen 
gewünscht  3»^);  nun  heuchelten  sie  Entrüstung  über  die  Er- 
nennung eines  Nichtböhmen  zum  Obersten  Kanzler,  da  sie 
die  eigentliche  Ursache  ihres  Grolles  nicht  verraten  durften. 
Chotek  indes,    der    sich  grausam  enttäuscht   und  außerdem 


arg  bloßgestellt  sah,  schrieb  an  Kolowrat,  daß  ihn  der 
Kaiser  mit  Belassung  auf  seinem  bisherigen  Posten  zum 
Staats-  und  Konferenzminister  und  Rudolf  Stadion  zum 
Vizepräsidenten  des  Guberniums  ernennen  solle.  In  Wien 
und  Johannisberg  spottete  man  des  verzweifelten  Oberst- 
burggrafen, der  ein  so  eigenartiges  Projekt  »zur  Rettung 
seines  kompromittierten  dienstlichen  Ansehens«  vorgebracht 
hatte;  denn  der  Gubernialvizepräsident  Baron  Prochaska 
befand  sich  noch  am  Leben  und  in  Aktivität  und  ein 
Staats-  und  Konferenzminister  konnte  niemals  einem  Chef 
unterstehen,  der  nicht  selbst  diese  höchste  Würde  in  der 
österreichischen  Beamtenhierarchie  bekleidete.  Graf  Chotek 
wußte  sich  zu  wenden  und  zu  drehen  —  so  dachte  Fürst  Metter- 
nich^^)  —  und  Erzherzog  Ludwig  unterschob  ihm  die  Ab- 
sicht, über  kurz  und  lang  die  Aufnahme  in  das  Ministe- 
rium zu  erzwingen,  sobald  man  nur  seine  Eingabe  günstig 
erledigt  habe.''-)  Der  kaiserliche  Prinz  wünschte  die  Be- 
rufung Choteks  schon  deshalb  nicht,  weil  er  niemand  neben 
sich  dulden  wollte,  der  selbständig  vorging;  hatte  sich  doch 
der  Oberstburggraf  von  Böhmen  schon  längst  an  bureau- 
kratische  Macht  und  Unverletzlichkeit  gewöhnt  und  oft 
genug,  zum  großen  Ärger  der  Staatskonferenz,  eigen- 
mächtige Verfügungen  getroffen.  •^•')  Kolowrat,  der  in 
Chotek  seinen  Rivalen  sah,  suchte  die  gereizte  Stimmung 
des  Erzherzogs  stets  wach  zu  erhalten  und  scheute  dabei 
auch  vor  kleinlichen  Mitteln  nicht  zurück.  ^^) 

Auf  Kriegsfuß  mit  der  Wiener  Regierung  und  den 
Ständen  und  von  häuslichem  Mißgeschick  verfolgt,  sehnte 
sich  Graf  Chotek  nach  Erholung;  als  er  aber  um  einen 
Urlaub  bat,  wurde  es  gar  übel  vermerkt,  daß  der 
böhmische  Landeschef  seinen  Posten  in  kritischer  Zeit  ver- 
lassen wolle.  Mitleid  heuchelnd  äußerte  Kolowrat,  er  be- 
greife ganz  wohl,  daß  sich  Chotek  von  Prag  fortwünsche, 
nur  dürfe  das  Gubernium  nicht  allzulange  verwaist  bleiben; 
seinem  Antrag  gemäß  wurde  bloß  die  Hälfte  des  ge- 
wünschten Urlaubs,  und  zwar  unter  der  Voraussetzung  be- 


willigt,  daß  der  Dienst  darunter  nicht  leide,  "•^)  Der  Kaiser 
gewährte  in  der  Folge  noch  eine  weitere  Frist,  ließ  sich 
aber  zu  einer  Resolution  herbei,  die  den  Grafen  Chotek 
aufs  tiefste  verletzte  ^'^);  dieser  erklärte  schließlich,  daß  er 
sich  außerstand  fühle,  seinen  Posten  wieder  anzutreten;  es 
möge  ihm  jedoch  ein  anderes,  minder  beschwerliches  Amt 
übertragen  werden.-''") 

Kolowrat  verurteilte  die  Handlungsweise  Choteks,  der 
das  Vertrauen  des  Landes  eingebüßt  und  sich  daher  in 
Böhmen  unmöglich  gemacht  habe;  erbarmungslos  brach 
er  über  ihn  den  Stab.  Er  empfahl  die  Annahme  der  De- 
mission und  bemerkte  dabei,  daß  man  den  Rücktritt  des 
Oberstburggrafen  wohl  allerseits  als  ein  erwünschtes  Er- 
eignis begrüßen  würde;  entschieden  widerriet  er  hingegen 
eine  anderweitige  Verwendung  Choteks''*),  den  er  auch  eines 
Titels  oder  einer  sonstigen  Auszeichnung  nicht  für  würdig  hielt. 

Keineswegs  das  Verhalten  des  Oberstburggrafen,  viel- 
mehr der  Humor  einiger  Prager  Herren  beeinflußte  nach 
Metternichs  Überzeugung  den  Grafen  Kolowrat:  »Vor 
kurzem  war  Chotek  der  Götze  und  sie  waren  dessen  Prie- 
ster, heute  werfen  sie  ihn  zum  Tempel  hinaus.«  Der  Staats- 
kanzler erklärte  daher,  daß  Böhmen  weder  im  Lande,  noch 
im  Zentrum  regiert  werde;  er  sah  die  Behörden  den  Weg 
des  Schlendrians  gehen  und  das  junge  Böhmen  moralisch 
das  Feld  behaupten.  •^'^)  Der  edel  denkende  Fürst  ließ  zwar 
den  trefflichen  Eigenschaften  Choteks  volle  Gerechtigkeit 
widerfahren,  aber  auch  er  konnte  sich  der  Anschauung 
nicht  verschließen,  daß  der  so  schätzenswerte  Mann  keine 
Eignung  zum  Oberstburggrafen  habe;  schweren  Herzens ^°) 
und  nur  von  sachlichen  Gründen  geleitet,  gab  er  dieses  Votum 
ab.^')  Prophetischen  Blickes  kündete  er  zugleich  an,  daß 
die  Bewegungspartei  den  Rückzug  des  Oberstburggrafen 
als  einen  über  die  Regierung  errungenen  Sieg  feiern  werde 
—  war  doch  Chotek  in  der  denkbar  ungünstigsten  Zeit  um 
seine  Enthebung  eingekommen.  ^-)  Diese  erfolgte  mit  Hand- 
schreiben vom   29.  Juli   1843.-*^) 
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So  schied  Graf  Chotek  aus  dem  Amte,  das  er  nach 
dem  einstimmigen  Dafürhalten  der  Staatskonferenz  ohne 
Gefährdung-  des  Dienstes  nicht  mehr  versehen  konnte.  In 
der  besten  Absicht  waren  ihm  von  Metternich  zu  wieder- 
holten Malen  die  Leviten  gelesen  worden;  fruchtlos  jedoch. 
Denn  Unfähigkeit  war  es  nicht,  die  schließlich  seinen  Sturz 
herbeiführte:  Haupt  der  Stände  und  Präsident  des  Guber- 
niums  fiel  er  —  ein  Opfer  dieser  Doppelstellung-  und  der 
Intrigen  seines  Widersachers  —  als  sich  zwischen  den 
beiden  Parteien,  die  er  vertreten  sollte,  eine  tiefe  und  un- 
überbrückbare Kluft  gebildet  hatte. 


Ein  nicht  nach  Wunsch  laufendes  Rad  war  aus  der 
Verwaltungsmaschine  entfernt  worden  und  Kolowrat  schlug, 
um  es  zu  ersetzen,  die  Anstellung  des  Erzherzogs  Stefan  vor. 

Seit  frühester  Jugend  von  Männern  umgeben,  die  fest 
an  Recht  und  Wahrheit  hielten,  pflegte  dieser  Prinz  stets 
rückhaltlos  seine  Anschauungen  zu  äußern. ^^)  Der  Umgang 
mit  Künstlern  und  Gelehrten  erweiterte  seinen  Gesichts- 
kreis und  schärfte  auch  sein  Urteil  über  die  politischen 
Vorgänge.  Im  Juli  1839,  also  zweiundzwanzigjährig,  in  die 
Staatsgeschäfte  eingeführt,  wohnte  er  unermüdlich  den 
Sitzungen  der  Hofstellen  bei  und  lieferte  Referate  über 
verschiedene  politische  und  finanzielle  Gegenstände.  Zwei 
Jahre  danach  wurde  der  Erzherzog  auf  Reisen  geschickt, 
um  die  Einrichtungen  in  den  wichtigeren  Provinzen  des 
Reiches  kennen  zu  lernen  und  die  Höfe  Deutschlands  und 
Italiens  zu  besuchen.  Umfangreiche  Denkschriften  enthielten 
das  Ergebnis  seiner  Beobachtungen,  erregten  aber  mit  nichten 
den  Beifall  der  Minister;  denn  der  Erzherzog  hatte  Personen 
und  Verhältnisse  »zu  strenge«  beurteilt  und  sich  als  feurigen 
Fürsprecher  freisinniger  Regierungsprinzipien  entpuppt.  Die 
Denkschriften  wurden  daher  unberücksichtigt  zurückgelegt 
und  voll  geheimen  Grauens  ahnte  man,  daß  der  liberal  den- 
kende Prinz    dem    absolutistischen  Regime    dereinst    recht 


schwere  Stunden  bereiten  werde.  So  hatte  Stefan  dem  Erz- 
herzog Franz  Karl  gegenüber  folgende  Äußerung  fallen 
lassen:  »Ich  will  eine  vStellung,  welche  mir  die  Gelegen- 
heit bieten  wird,  zu  zeigen,  wie  man  Geschäfte  führen  muß; 
ihr  versteht  dies  alle  nicht  und  habe  ich  einmal  die  Hand 
im  Spiele,  so  könnt  ihr  befehlen,  was  ihr  wollt  —  ich 
werde  tun,  was  mir  Recht  scheint!«  ■*'^) 

Graf  Kolowrat  war  der  einzige,  den  das  Auftreten 
Stefans  nicht  in  Unruhe  versetzte;  auch  jene  Bemerkung 
nahm  er  lächelnd  und  mit  der  Versicherung  zur  Kenntnis, 
daß  er  eine  ganz  andere  Gewalt  repräsentiere  als  der  Erz- 
herzog und  ihn  schon  zu  zügeln  wissen  werde.  ^*')  Er  be- 
antragte, daß  der  Kaiser  die  Oberstburggrafenstelle  entweder 
dem  Gouverneur  von  Triest  Franz  Stadion  als  dem  einzig 
möglichen  Kandidaten  verleihen  oder  sie  vorläufig  noch 
frei  halten  möge^");  er  empfahl  den  zweiten  Ausweg  und 
bat  daher,  daß  der  Gubernialvizepräsident  Graf  Robert 
Salm  die  provisorische  Leitung  des  Guberniums  und  Erz- 
herzog Stefan  deren  Überwachung,  und  zwar  in  der  Eigen- 
schaft eines  Hofkommissärs  übernehme.  Denn  Kolowrat 
sah  in  dem  kaiserlichen  Prinzen  den  künftigen  Palatin, 
weshalb  es  ihm  angezeigt  erschien,  daß  dieser  eine  admini- 
strative Vorschule  absolviere.  Stefan  selbst  wollte,  dem 
Militärdienst  abhold,  eine  Zivilanstellung,  und  zwar  in 
Böhmen,  bekleiden,  wozu  auch  sein  Vater  riet;  Kolowrat 
hielt  es  sonach  für  ein  Gebot  der  Klugheit,  diesem  Wunsche 
zu  willfahren,  damit  man  den  jungen,  lebhaften  Erzherzog, 
dem  über  kurz  oder  lang  eine  wichtige  Rolle  im  Staats- 
leben zufallen  werde,  nicht  unnötigerweise  in  Zwiespalt 
mit  der  Zentralregierung  bringe.^*)  Da  es  hieß,  daß  auch 
die  Erzherzoge  Ludwig  und  Franz  Karl  den  Ausführungen 
Kolowrats  beigepflichtet  hätten,  so  erging  die  dringende 
Aufforderung  an  den  Staatskanzler,  »in  dieser  häcklichen, 
gleichsam  Familienangelegenheit«  nicht  eine  entgegen- 
gesetzte Ansicht  zu  äußern,  der  gewiß  niemand  zustimmen 
würde.  ^^) 


Metternich  jedoch,  der  das  staatliche  Interesse  weit 
höher  einschätzte,  als  Rücksichten  privater  Natur,  ließ  sich 
durch  keinerlei  Andeutungen  beirren;  er  wollte  keinem 
Hochdrucke  nachgeben  und  bloß  seiner  Überzeugung  gemäß 
handeln ^'^l  —  schon  deshalb,  weil  er  der  Regierung  eine 
Falle  gestellt  sah.  Da  teilte  ihm  der  Bruder  des  Kaisers 
mit,  daß  Erzherzog  Ludwig  das  Projekt  Kolowrats,  soweit 
es  Stefan  betraf,  gar  nicht  billige,  die  Sache  nicht  recht 
begreife  und  im  übrigen  für  sehr  gefährlich  halte.  »Ich 
finde  sie  rein  absurd!«,  damit  kennzeichnete  Franz  Karl 
auch  seine  Auffassung  und  er  versicherte  zugleich,  daß  die 
Entscheidung  nur  in  Metternichs  Sinne  erfolgen  werde. 
Berechtigter  weise  durfte  der  Staatskanzler  fragen,  warum 
man  nicht  schon  früher  an  die  Minister  herangetreten  sei? 
Denn  es  verdroß  ihn,  daß  Stefan  und  Kolowrat  hinter  seinem 
Rücken  und  mit  Umgehung  der  Konferenz  eine  Art  Ab- 
machung getroffen  hatten;  das  war  in  seinen  Augen  kein 
Geschäftsgang,  sondern  ein  Weg,  auf  dem  die  Monarchie 
ihrem  Verderben  entgegeneilte.  Anderseits  setzte  er  von 
Kolowrat  voraus,  daß  dieser  in  seinem  innersten  Herzen 
ebenso  denke  wie  die  beiden  Erzherzoge  und  der'  Staats- 
kanzler, auch  Böhmen  genügend  kenne,  um  zu  wissen,  zu 
welchen  argen  Verwicklungen  die  von  ihm  aus  Schwäche 
begünstigte  Sache  führen  müßte.  ^^)  Stefan  —  das  stand  bei 
ihm  fest  —  hatte  den  Minister  in  das  Netz  gelockt  und 
sich  selbst,  genau  erwogen,  zum  Regenten  von  Böhmen 
ernannt!  ^2) 

Der  Staatskanzler  erachtete  es  übrigens  für  bedenk- 
lich, Mitglieder  des  Herrscherhauses  in  Zivilstellungen  zu 
verwenden,  die  die  persönliche  Verantwortlichkeit  des  Dienst- 
trägers beanspruchten;  ferner  deuchte  ihn  eine  geregelte 
Administration  Böhmens  wichtiger,  als  die  Erfüllung  des 
Wunsches,  den  Erzherzog  zu  beschäftigen.^^)  »Böhmen  muß 
regiert  werden!«  Mit  diesen  Worten,  die  er  an  den  Grafen 
Kolowrat  richtete  •^■*),  brandmarkte  der  Fürst  das  bisherige 
Verhalten    der  Wiener  Zentralgewalt   einem  Lande  gegen- 


lO 


über,  in  welchem  sich  das  Bedürfnis  nach  Ordnung-  noch 
stärker  regte,  als  in  irgend  einer  anderen  Provinz,  die 
nicht  auf  der  gleichen  hohen  Stufe  der  Entwicklung  stand. ^^j 
Das  Königreich  erheischte  seiner  Gediegenheit  und  seiner 
nationalen  Verhälthisse  halber  die  größte  Beachtung-.  Seit 
den  letzten  Verwaltungsjahren  Choteks  unterlag  es  den 
Wechselfällen  eines  Gärungsprozesses,  den  nach  der  An- 
sicht Metternichs  nicht  bloß  die  Unterlassungssünden  des 
Oberstburggrafen,  sondern  auch  folgende  Umstände  her- 
vorgerufen hatten:  die  Aufregung  der  Nationalitäten,  vor- 
nehmlich der  Slawen;  die  nahe  Berührung  mit  Sachsen  und 
Schlesien,  wo  sich  der  Liberalismus  am  wenigsten  gebunden 
fühlte''^);  »das  phantastische  Regierungssystem*  Friedrich 
Wilhelms  IV.  und  die  von  diesem  König  den  Provinzial- 
ständen  unvorsichtigerweise  eingeräumten  Befugnisse. '"') 
Mit  Recht  sah  der  Saatskanzler  in  den  böhmischen  Vor- 
gängen auch  ein  untrügliches  Zeichen  der  Spannung-,  die 
über  ganz  Mitteleuropa  lag;  doch  führte  er  sie  keineswegs 
auf  revolutionäre  Ideen  und  Trennungsgelüste  zurück,  meinte 
vielmehr,  daß  Böhmen  zu  den  loyalsten  Ländern  der  Mon- 
archie gehöre.  Er  verteidigte  sogar  die  führenden  Männer, 
denen  der  Wunsch  als  patriotisch  galt,  das  ständische  Leben 
zu  kräftigen  und  sich  in  administrativer  Beziehung  mög- 
lichst unabhängig  zu  stellen;  nur  glaubte  er  sie  in  dem 
Wahne  befangen,  daß  der  Geist  der  Neuerung  die  ihm 
gesteckten  Grenzen  einhalten  müßte.  Metternich  warnte  die 
Regierung,  in  denselben  Irrtum  zu  verfallen  und  den  Ein- 
fluß der  Gemäßigten  zu  überschätzen.  Denn  es  sei  ein 
schales  und  stets  erfolgloses  Unternehmen,  einer  mora- 
lischen Bewegung  gleichsam  vorschreiben  zu  wollen,  wie 
weit  sie  gehen  dürfe;  ein  kluger  Regent  werde  tun,  was 
er  als  gut  erkannt  habe,  sich  aber  niemals  zum  vermeint- 
lichen Bessern  herbeilassen.^^)  Und  nun  sollte  Erzherzog 
Stefan  als  Hofkommissär  nach  Böhmen  gehen!  Erschien 
es  ratsam,  dieses  Königreich  den  unvermeidlichen  Folgen 
einer    so    außerordentlichen    Maßregel    preiszugeben?    War 
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das  Feld  für  eine  administrative  Versuchsstation  nicht  zu 
hoch  gewählt?  Und  hatte  man  im  übrigen  die  Gewißheit, 
daß  der  kaiserliche  Prinz  seiner  Aufgabe  gewachsen  sei? 
Als  Metternich  diese  Fragen  stellte,  verkannte  er  allerding-s 
die  Schwierigkeiten  nicht,  die  einer  schroffen  Ablehnung 
des  Vorschlages  Kolowrats  im  Wege  standen.  Da  es  ihm 
auch  an  Mut  gebrach,  frei  und  offen  seinem  Ministerkollegen 
entgegenzutreten,  so  bediente  er  sich  des  Vorwandes,  daß 
die  Würfel  bereits  gefallen  seien.  Er  brachte  kein  Gegen- 
votum ein,  forderte  aber  um  so  entschiedener  eine  genaue 
Regelung  des  beiderseitigen  Verhältnisses'^^);  denn  er  rech- 
nete mit  der  Möglichkeit,  daß  die  Sendung  eines  Erzher- 
zogs Böhmen  sowohl  wie  die  übrigen  Provinzen  der  Mon' 
archie  und  sämtliche  liberale  Kreise  Deutschlands  zu  der 
irrigen  Meinung  verleiten  könnte,  daß  es  sich  um  die  Durch- 
führung von  Reformen  handle.  Ferner  wollte  er  noch  recht- 
zeitig schädlichen  Einflüssen  vorbeugen;  diesen  war  ja  ein 
an  größere  Selbständigkeit  gewöhntes  Mitglied  der  Dyna- 
stie weit  eher  ausgesetzt  als  ein  Oberstburggraf,  von  dem 
man  die  Erfüllung  weitgehender  Wünsche  nicht  erwarten 
durfte.  Fürst  Metternich  wünschte  daher  die  Stellung  des 
Erzherzogs  derart  zu  regeln,  daß  sich  die  Annäherungs- 
versuche der  »Ideologen  und  Projektanten  jeglichen  Ge- 
lichters« als  aussichtslos  erweisen  mußten.^'')  Der  Hofkom- 
missär sollte  sonach  keineswegs  neben  dem  Gubernium 
fungieren,  dieses  vielmehr  ihm  unterstehen  und  die  Ab- 
grenzung des  Wirkungskreises  Aufgabe  eines  Konferenz- 
komitees bilden/^^)  Trüber  Ahnungen  voll  sah  jedoch  Metter- 
nich den  kommenden  Ereignissen  entgegen;  denn  er  zweifelte 
an  der  staatsmännischen  Begabung  des  Erzherzogs,  der  ihm 
als  ein  »Vielredner  und  Vieltuer«  kein  sonderliches  Ver- 
trauen  einflößte.  *'-) 

Graf  Kolowrat  atmete  erleichtert  auf,  als  er  Metter- 
nichs  Votum  gelesen  hatte ;  die  gefährlichste  Klippe  war 
glücklich  umschifft  und  so  gab  er  freudigen  Herzens  dem 
Fürsten  in  allen  Punkten  recht. ''^^   Die  Entscheidung  über 


die  weiteren  Modalitäten  hing-  nun  lediglich  von  dem  Gut- 
achten des  Konferenzkomitees  ab. 

Der  Oberste  Kanzler  unterbreitete  am  31.  August  1843 
dem  Erzherzog  Ludwig  ein  Promemoria;  er  beantragte 
darin  die  Ernennung  Stefans  zum  politischen  Landeschef  mit 
dem  Titel  Statthalter  und  die  Bestellung  des  ersten  Landes- 
offiziers zum  Vertreter  des  Oberstburggrafen  als  Präsidenten 
der  Stände.^^)  Graf  Hartig  verwarf  diesen  Vorschlag;  er 
kam  auf  die  Einwendungen  Metternichs  zurück  und  machte 
außerdem  gewichtige  Bedenken  gegen  den  Präzedenzfall 
geltend,  einen  kaiserlichen  Prinzen  an  die  Spitze  der  Ver- 
waltung zu  stellen:  wiederholte  sich  in  der  Folge  der 
gleiche  Vorgang  nicht,  so  würde  dies  Unzufriedenheit  er- 
wecken und  die  Lage  eines  jeden  Landeschefs  erschweren,  der 
bloß  Staatsbeamter  sei.  Angesichts  der  zu  weit  gediehenen 
Sache  jedoch  beantragte  Hartig,  daß  man  dem  Erzherzog 
keinen  Titel  verleihe*'')  und  ihm  den  Grafen  Robert 
Salm  als  verantwortlichen  vStellvertreter  des  Oberstburg- 
grafen sowohl  wie  des  Gubernialpräsidenten  beigebe;  denn 
er  fürchtete,  daß  eine  längere  Trennung  des  Guberniums 
von  der  ständischen  Leitung  dem  Unabhängigkeitsdrang 
und  der  Popularitätshascherei  der  böhmischen  Herren  Vor- 
schub leisten  und  neuen  Zwist  heraufbeschwören  könnte.*'") 
Kolowrat,  der  sich  nochmals  für  die  Berufung  des  Erzher- 
zogs einsetzte,  fand  gegen  das  Votum  Hartigs  nichts 
Wesentliches  einzuwenden;  nur  meinte  er,  daß  die  Stände 
die  Ernennung  Salms  wohl  als  ein  Gravamen  ansehen 
würden,  da  dieser  in  Böhmen  nicht  begütert  sei  und  daher 
kein  Landesamt  bekleiden  sollte.  Im  übrigen  wünschte  er, 
daß  man  die  Instruktionsentwürfe  abwarte  und  erst  dann  die 
weiteren  Fragen  erörtere.**') 

Alles  ging  nach  Wunsch :  willig  unterzeichnete  Kaiser 
Ferdinand  das  ihm  vorgelegte  Kabinettsschreiben,  worin  er 
seine  Geneigtheit  aussprach,  dem  Erzherzog  in  der  von 
Hartig  beantragten  Weise  die  Leitung  der  politischen  Ad- 
ministration   zu    übertragen. 6")     In    der    Instruktion   jedoch 

13 


wurde  die  Mahnung  des  Staatskanzlers  berücksichtigt,  den 
Erzherzog  vor  schädlichen  Einflüssen  zu  schützen:  der 
neue  Landeschef  erhielt  gebundene  Marschroute  und  fand 
die  Aufgabe,  das  materielle  Wohl  zu  fördern,  in  die  erste 
Linie  gestellt. ^^j  Überzeugt  von  der  Fruchtlosigkeit  eines 
Widerstandes  meinte  Graf  Kolowrat  bloiS,  daß  man  dem 
Erzherzog  nach  einiger  Zeit  denn  doch  einen  erweiterten 
Wirkungskreis  werde  einräumen  müssen.''*') 


Am  g.  Dezember  1843  erfolgte  die  Ernennung  Stefans 
zum  Landeschef  von  Böhmen  und  die  des  Gubernialvize- 
präsidenten  Altgrafen  Robert  Salm  zum  Verweser  des 
Oberstburggrafenamts. ^')  Einige  Wochen  nach  dem  Rück- 
tritt des  Oberstburggrafen,  im  August  1843,  hatten  die 
Landtagssitzungen  unter  dem  Präsidium  eines  Landes- 
offiziers begonnen,  der  nicht  zugleich  Chef  des  Guberniums 
war;  es  herrschte  Freude  über  den  so  leicht  errungenen 
vSieg,  der  zu  einem  neuen  Vorstoß  gegen  die  Regierung 
ermutigte. 

Die  Stände  wiederholten  daher,  gestützt  auf  ihre  Ge- 
rechtsame, die  Bitte,  ein  Komitee  zur  Prüfung  des  Dome- 
stikalfonds  einsetzen  zu  dürfen ;  es  sollte  sich  zwar  mit  der 
früheren  Geldgebarung  nicht  beschäftigen,  wohl  aber  in 
Hinkunft  das  Präliminare  und  die  Rechnungsabschlüsse 
vor  der  Expedition  an  die  Hofkanzlei  prüfen  und  das  Er- 
gebnis den  Ständen  zu  weiterer  Beratung  vorlegen.  Man 
verlangte  sonach  eine  permanente  Kommission  als  Kon- 
trolle des  Landesausschusses,  das  heißt  eine  neue  Zwischen- 
instanz, deren  Votum  gemäß  die  Stände  entweder  selbst 
Verfügungen  über  den  Domestikalfonds  treffen  oder  der 
Hofstelle  vorschlagen  konnten.  Diese  ließ  jedoch  ein  der- 
artiges Recht  der  Stände  nicht  gelten,  deren  Interessen 
sie  schon  durch  den  Landesausschuß  genügend  gewahrt 
sah ;  im  übrigen  stimmte  sie  diesmal  auch  aus  dem  Grunde 
für  einen  abschlägigen  Bescheid,  weil  es  sich  nicht,  wie 
bei  der  ersten   Eingabe,    um    die    bloße    Revision    der  bis- 
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herigen  Verwaltung  der  Gelder  handelte.     Xur  PiUersdorf 
meinte,  daß  die  Stände  gewiß  keinen  Eingriff  in  die  könig- 
lichen Rechte  planten,  sich  vielmehr  in  lobenswerter  Weise 
für  verpflichtet    hielten,    Einsicht    in    die    Gebarung    eines 
Fonds  zu  nehmen,  der  ja  Eigentum  des  Landes  sei.    Auch 
der    Oberste  Kanzler    zeigte    sich    geneigt,    dem  Wunsche 
der  Stände  zu  willfahren ;  doch  widerriet  er  die  Einsetzung 
einer  Spezialkommission,  die  dem  Landtag  mit  Umgehung 
des  Landesausschusses  ihre  Anträge  unterbreiten    und  da- 
durch schwere  Konflikte  herbeiführen  würde;  er  erachtete 
diese  für  hintangehalten,  sobald  die  von  den  Ständen  jährUch 
gewählten  drei  Mitglieder    statt    ein    eigenes  Komitee  und 
gleichsam  ein  Zwischenorgan    zu    bilden,    vereint   mit  dem 
Landesausschuß  den  Domestikalfonds  prüften  und    das  Er- 
gebnis der  Beratung  sowohl  wie  das  gemeinschaftlich  ver- 
faßte Präliminare    und  die  Rechnungsabschlüsse    den    ver- 
sammelten Ständen  zur  Kenntnis  brächten.     Der  staatsrät- 
liche Referent   hegte  nicht   das    geringste  Bedenken,   dem 
Votum    des    Obersten    Kanzlers   beizupflichten;     denn    die 
Stände  durften  ohne  höhere  Genehmigung    über    den    Do- 
mestikalfonds nicht  verfügen  und  ihre  Anträge  unterlagen 
dem  Gutachten    der    kompetenten  Behörden. ^2)     Es    erhob 
sich  kein  Widerspruch    gegen  den  Resolutionsentwurf,  da 
sämtliche  Staatsräte  die  Notw^endigkeit  einer  besseren  Kon- 
trolle erkannten.  Graf  Kolowrat    aber    stellte    es    als  wün- 
schenswert hin,  sich  dem  Lande  zu  verpflichten'3);  erdrang 
daher    auf   eine  baldige  Entschließung.     Diese  erfolgte  am 
13.  Jänner  1844.'^^) 

Die  Stände  beanspruchten  ferner  das  Recht,  ein  all- 
fälliges Defizit  in  ihrem  Domestikalfonds  durch  Steuerzu- 
schläge zu  decken,  ohne  vorerst,  deren  Ausschreibung 
halber,  die  Hof kanzlei  befragen  zu  müssen;  sie  protestierten 
daher  gegen  das  Hofdekret  vom  18.  März  1842,  das  diese 
Auffassung  nicht  zuließ. "'S)  Der  Landesausschuß  erhielt  sogar 
die  strenge  Ordre,  künftighin  keine  wie  immer  geartete 
Anzeige  über  die  Ausschreibung  eines  Domestikalzuschlags 
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an  die  Hofkanzlei  zu  erstatten  und  jede  dem  alten  Her- 
kommen und  den  ständischen  Privilegien  widersprechende 
Rechtsauslegung  entweder  selbst  zurückzuweisen  oder  den 
Ständen  zu  melden.''')  Ein  derartiger  Ton  war  bisher 
noch  niemals  angeschlagen  worden  und  er  versetzte  die 
Wiener  Regierung  in  nicht  geringe  Bestürzung.  Die  Hof- 
kanzlei bat  um  die  Erlaubnis,  den  Ständen  mißbilligend 
bedeuten  zu  dürfen,  daß  sie  die  gesetzlichen  Schranken 
überschritten  und  sich  eines  Eingriffs  in  die  Majestätsrechte 
schuldig  gemacht  hätten.'''^)  Sie  selbst  aber  war  nicht  frei 
von  Schuld.  Denn  sie  hätte  schon  längst  auf  Gehorsam 
dringen  und  nicht,  wie  es  früher  meistens  geschah,  sich 
mit  der  bloßen  Genehmigung  des  Präliminare  begnügen 
sollen;  begreiflich  daher,  daß  den  Ständen  der  Kamm  wuchs. 
Der  Staatsrat  tadelte  einstimmig  das  Verhalten  der 
Hofkanzlei;  hinsichtlich  der  Stände  jedoch  meinte  der 
Referent,  daß  man  ihnen  dermalen  noch  keine  Rüge  er- 
teilen, sie  vielmehr  durcli  die  Hofkanzlei  zum  Gehorsam 
auffordern  und  die  Wirkung  dieses  Schrittes  abwarten 
solle.  Der  Staats-  und  Konferenzrat  Weiß  war  der  einzige, 
der  eine  strenge  Zurechtweisung  beantragte;  ihn  leitete 
vornehmlich  die  Erwägung,  daß  ein  Akt  der  Schwäche 
die  übelsten  Folgen  nach  sich  ziehen  müßte:  Die  böhmischen 
Stände  hatten  in  ihrer  Gesamtheit  dem  höchsten  Regierungs- 
organ den  Gehorsam  gekündigt  und  das  gefährliche  Axiom 
aufgestellt,  daß  nur  sie  ihre  Rechte  gültig  auslegen  könnten; 
das  hieß:  die  Verfassung  umkehren.  Wer  so  etwas  wagte, 
sei  es  aus  Opposition  oder  aus  völligem  Verkennen  seines 
Standpunktes,  der  gab  ein  böses  Beispiel.  Es  war  der  erste 
Fall  von  offener  Widersetzlichkeit  und  schon  als  solcher 
erheischte  er  eine  radikale  Behandlung,  sollte  das  Übel 
nicht  auch  die  übrigen  ständischen  Körper  ergreifen. 
Staatsrat  Weiß  stellte  daher  den  Antrag,  daß  der  Kaiser 
einschreite,  indem  er  die  Stände  zur  Verantwortung  ziehe; 
dadurch  entfiele  jeder  Vorwand,  als  seien  sie  in  Ver- 
teidigung   ihrer  verfassungsmäßigen  Rechte    einem   Macht- 


Spruche  unterlegen,  und  es  wäre  zugleich  der  gewiß  besser 
gesinnten  Mehrheit  die  Gelegenheit  geboten,  noch  beizeiten 
in  die  richtige  Bahn  einzulenken. 

Graf  Hartig  teilte  die  Anschauung,  daß  der  Monarch 
die  zu  ergreifende  Maßregel  bestimme,  nur  insoweit,  als 
es  der  Hofkanzlei  unmöglich  gemacht  werde,  sich  jemals 
wieder  ihren  Pflichten  zu  entziehen  und  hinter  dem  Thron 
zu  verschanzen;  er  widerriet  eine  meritorische  Erledigung 
durch  den  Kaiser,  und  zwar  mit  der  Begründung,  daß  eine 
ständische  Eingabe  an  diesen  nicht  vorliege  und  es  wohl 
eine  gefährliche  Sache  wäre,  die  Erklärung  des  Ungehorsams 
als  einen  Rekurs  zu  behandeln.  Im  übrigen  suchte  Graf 
Hartig  den  Beweis  zu  erbringen,  daß  die  Stände  bloß  »ihre 
vermeintlichen  Rechte«  schützen  wollten  und  nur  deshalb 
strafbar  seien,  weil  sie  nicht  an  den  Kaiser  appelliert, 
sondern  sich  gegen  die  Hofkanzlei  aufgelehnt  hätten;  dieser 
obliege  daher  die  Pflicht,  ihres  Amtes  zu  walten.  Von 
anderer  Seite  wurde  zugleich  bemerkt,  »daß  die  Stände 
in  einem  Momente  leidenschaftlicher  Aufregung  unbesonnen 
gehandelt  zu  haben  scheinen«;  die  Hofkanzlei  sei  aber  in 
der  Lage,  »ihnen  den  Kopf  zurecht  zu  setzen. «"S)  Graf 
Kolowrat  pflichtete  dieser  Meinung  bei  und  entwarf  eine 
Resolution,  die  der  Kaiser  am  27.  Jänner  1844  unter- 
zeichnete.''^) 

Dieser  Entschließung  gemäß  ließ  die  Hofkanzlei  am 
5.  Februar  1844  dem  böhmischen  Landesausschuß  eröffnen, 
daß  sie  das  Verhalten  der  Stände  entschieden  mißbillige 
und  auf  die  Befolgung  des  Dekrets  vom  18.  März  1842 
dringe;  das  Gubernium  aber  wurde  aufgefordert,  ohne 
höhere  Genehmigung  keine  Steuer  mehr  für  ständische 
Zwecke  ausschreiben  zu  lassen. 

Die  Stände  richteten  ferner  mit  Berufung  auf  die 
Landesordnung  Ferdinands  IL  die  Bitte  an  den  Kaiser, 
daß  er  die  Landesämter  nur  den  im  Königreich  ansässigen 
und  begüterten  Mitgliedern  des  Herrenstandes  verleihe.  ^'^) 
Die  Hof  kanzlei  w^endete  dagegen  ein,  daß  keineswegs  eine 

Schlitter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  II.  2  j  y 


bindende  Zusage,  sondern  bloß  »eine  freiwillige  Erklärung« 
vorliege,  im  LandeansässigePersönlichkeiten berücksichtigen 
zu  wollen^i);  ebensowenig  teilte  sie  die  Anschauung,  daß 
es  sich  um  ein  ausschließliches  Vorrecht  des  böhmischen 
Herrenstandes  handle. ^'^)  Ähnlich  lautete  das  Votum  des 
Staatsrates;  dieser  empfahl  dem  Monarchen,  bei  Vergebung 
der  ersten  Verwaltungsstellen  hauptsächlich  die  Fähigkeiten 
der  Kandidaten,  also  Eigenschaften  in  Betracht  zu  ziehen, 
»welche  nicht  immer  und  notwendig  mit  den  von  den  Stän- 
den gemeinten  Erfordernissen  vereint  gefunden   werden«.*-^) 

Da  drohte  die  Ernennung  des  Altgrafen  Salm  zum 
Oberstburggraf-  Amtsverweser  schwere  Verwicklungen 
herbeizuführen;  denn  nach  Ansicht  der  böhmischen  Herren 
mußte  verfassungsgemäß  der  erste  Landesoffizier  die  Stelle 
eines  ständischen  Präsidenten  versehen,  solange  sie  un- 
besetzt blieb.  Erzherzog  Stefan  wurde  gebeten,  daß  er 
die  Sache  noch  rechtzeitig  ins  Reine  bringe;  gelang  es 
ihm  nicht,  so  konnte  dies  einen  scharfen  Protest  und  einen 
stürmischen  Verlauf  des  Landtags  zur  Folge  haben.  Der 
kaiserliche  Prinz  wandte  sich  daher  mit  dem  dringenden 
Ersuchen  an  den  Grafen  Kolowrat,  ihm  »aus  der  Patsche 
zu  helfen. 

Graf  Kolowrat  schätzte  die  ständischen  Diskussionen 
viel  zu  gering  ein,  als  daß  er  durch  sie  die  Monarchie 
oder  das  Königreich  je  als  gefährdet  angesehen  hätte;  immer- 
hin meinte  er,  daß  das  Ausland  sie  wegen  ihres  zeitlichen 
Zusammenhanges  »mit  den  lärmenden  und  bis  zur  Roheit 
ausartenden  Debatten  der  ungarischen  Stände«  gar  leicht 
als  ein  Zeichen  mangelnder  Energie  der  Regierung-  deuten 
könnte.  Und  da  gab  es,  seinem  Ermessen  nach,  zwei 
Möglichkeiten,  dem  Streit  ein  Ende  zu  machen:  man  hielt 
entweder  an  einer  schon  getroffenen  Verfügung  beharrlich 
fest  und  widerlegte  den  allfälligen  Protest  oder  verlieh, 
dem  Vorschlag  des  Erzherzogs  gemäß,  dem  Altgrafen 
Salm  eine  Landescharge. ^^)  Graf  Hartig  erklärte  sich  ganz 
entschieden    gegen  den    zweiten  Ausweg,    da   er  nicht  nur 


eine  Erstarkung  der  Oppositionspartei,  sondern  auch  eine 
offenbare  Beschämung  aller  derer  verhüten  wollte,  die  sich 
für  das  Ernennungsrecht  des  Monarchen  eingesetzt  hatten. ^•^) 
Er  bestritt  den  böhmischen  Herren  das  Recht,  sich  zu 
Sachwaltern  von  Personen  aufzuw^erfen,  die  ihr  Mandat 
nicht  den  Ständen,  sondern  einzig  und  allein  dem  Landes- 
fürsten verdankten ;  man  habe  daher  die  Gelegenheit  zu 
einem  Rechtsstreit  mutwillig  vom  Zaun  gebrochen.  »Gegen 
mutwillige  Rechtsauffassungen«  —  so  schloß  Hartig  sein 
Votum  —  »tritt  selbst  der  Privatmann  in  die  Schranken, 
um  so  mehr  muß  dies  also  der  König  von  Böhmen  tun.«-*^) 
Fürst  Metternich,  der  in  dieser  Frage  keinen  festen  Boden 
unter  sich  fühlte,  voltigierte  schließlich  nicht  ungeschickt  zu 
der  Forderung,  »daß  vor  allem  der  RechtsjDunkt  in  das  ihm 
gebührende  Licht  gestellt  werde.  «^')  Und  da  durfte  dem 
Ermessen  des  Staatskanzlers  gemäß  der  Schein  von  Nach- 
giebigkeit die  Regierung  nicht  hindern,  dem  Wunsch  des 
Erzherzogs  zu  willfahren,  sobald  sich  das  Gesetz  dafür 
aussprach. 

Das  war  keineswegs  der  Fall  und  es  erfolgte,  aber 
bloß  deshalb  ein  ab  weislicher  Bescheid,  weil  sich  die  Re- 
gierung nichts  »abdringen«  lassen  wollte.  Der  kaiserliche 
Prinz  wurde  davon  mit  der  Versicherung  in  Kenntnis  ge- 
setzt, daß  man  billige  und  geziemend  vorgebrachte  Desideria 
der  Stände  jederzeit  berücksichtigen  werde  und  gewiß 
nicht  willens  sei,  »die  ohnedies  geringen  Rechte  und 
Privilegien  der  böhmischen  Stände  zu  schmälern «.^^j 

Erzherzog  Stefan  beachtete  diesen  zarten  Wink.  Dank 
seiner  unermüdlichen  Sorgfalt  für  das  allgemeine  Wohl 
genoß  er  die  Sympathien  des  Landes,  die  er  durch  mannig- 
fache kleine  Aufmerksamkeiten  noch  zu  kräftigen  wußte; 
so  bediente  er  sich  im  Verkehr  mit  böhmischen  Deputationen, 
wie  Kaiser  Franz  es  bei  ähnlichen  Anlässen  getan  hatte, 
der  tschechischen  Sprache.  Denn  man  sagte  ihm,  daß  dies 
»gar  keine  üblen,  wohl  aber  nur  gute  Konsequenzen«  nach 
sich  ziehen  würde. ^^)  Stefan   machte  nun,    gestützt  auf  das 
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Ansehen,  dessen  er  sich  erfreuen  durfte,  seinen  Einfluß 
g'eltend  und  nahm  die  schärfsten  Wortführer  der  Oppo- 
sition ins  Gebet;  er  feierte  einen  glänzenden  Triumph: 
Graf  Deym  »weinte  wie  ein  Kind«,  versicherte,  daß  ihn 
der  Prinz  vom  »Verderben«  gerettet  habe,  und  gab  sein 
Ehrenwort,  nichts  zu  tun  oder  zu  sprechen,  was  Anstoß 
erregen  könnte  und  —  »lieber«  der  nächsten  Versammlung 
fern  zu  bleiben.'"') 

Die  Stände  schienen  in  der  Tat  kirre  geworden  zu 
sein;  denn  es  hieß,  daß  sie  das  Präsidium  des  Altgrafen 
Salm  respektieren^^),  die  Steuern  bewilligen,  ja  sogar 
um  deren  Erhöhung  ansuchen  würden;  nur  erhofften  sie 
sich  als  Gegengabe  die  Ernennung  Salms  zum  Eandes- 
offizier.  Stefan  befürwortete  nochmals  diesen  ständi- 
schen Wunsch,  und  zwar  in  einem  an  Erzherzog  Ludwig 
gerichteten  Schreiben  vom  26.  Februar  1844.  Dem  Grafen 
Kolowrat,  dem  er  im  strengsten  Vertrauen  eine  Kopie 
dieses  Briefes  sandte,  schrieb  er  folgendes:  »Wird  Salm 
gleich  nach  dem  brillanten  fast  gewissen  Schluß- 
landtag Landesoffizier,  so  haben  wir  eine  ständische  Ver- 
sammlung mit  Pauken  und  Trompeten,  und  die  Regierung 
hat  doch  keine  Konzession  gemacht.  Wird  aber  vor  dem 
II.  das  Handbillet  nicht  publizirt,  so  fürchte  ich  ein  Es- 
clandre  —  doch  das  sage  ich  nur  meinem  Freunde,  dem 
Grafen  Kolowrat;  in  Onkel  Ludwigs  Briefe  werden  Sie 
diese  Befürchtung  nur  ganz  gelinde  aufgetragen  finden.«  ^-) 

Inzwischen  hatte  der  niederösterreichische  Appellations- 
präsident Baron  Heß  der  Aufforderung  des  Monarchen 
Folge  geleistet  und  um  die  Enthebung  von  der  böhmi- 
schen Oberstlandhofmeisterstelle  gebeten.  Kolowrat  bean- 
tragte nun,  im  Sinne  des  Erzherzogs,  diese  Würde  dem 
Altgrafen  Salm  zu  verleihen  und  die  Ernennung  einzig 
und  allein  für  den  Fall  eines  ruhigen  Verlaufes  des  Land- 
tages gelten  zu  lassen. ^^)  Niemand  fand  dagegen  etwas 
einzuwenden  und  es  siegte  die  mildere  Auffassung,  für 
die  auch  der  Hofkanzler  Pillersdorf  eingetreten  war'-*^);  im 


übrigen  konnte  von  einer  eigentlichen  Konzession  nicht 
die  Rede  sein,  da  keine  ständische  Eingabe  vorlag.  Kaiser 
Ferdinand  unterzeichnete  daher  am  4.  IMärz  1844  die  be- 
treffenden Handschreiben.  An  demselben  Tage  wurde  der 
Landtag  geschlossen,  dessen  glücklicher  Ausgang  dem 
Erzherzog  neuerdings"  bewies,  >daß  die  Böhmen  noch  die 
alten  loyalen  Stände  sein  können«.  Freudigen  Herzens  durfte 
Stefan  »Victoria«  ausrufen  und  der  Versammlung  die  Hof- 
kanzleierlässe mitteilen ;  nach  deren  Verlesung  ließ  der 
Alatador  der  ständischen  Opposition,  Fürst  Hugo  Salm, 
ein  kräftiges  »Vivat  Ferdinandus«  erklingen,  m  das  alle 
Anwesenden  begeistert  einstimmten.^'';  Immerhin  hielt 
es  der  Erzherzog  für  gewiß,  daß  man  in  den  nächsten 
Tagen  einige  Desideria  —  jedoch  ganz  unterwürfig  — 
vorbringen  werde.  Und  so  geschah  es  auch.  Die  Stände 
sandten  eine  Dankadresse  nach  Wien  und  wiederholten 
zugleich  ihre  früheren  Bitten.  Die  Antwort  lautete,  daß 
der  Kaiser  bei  Besetzung  der  dem  Herrenstande  vorbe- 
haltenen Landesämter  die  in  Böhmen  ansässigen  Mitglieder 
»bei  sonstiger  Tauglichkeit«  gewiß  berücksichtigen  werde; 
alle  übrigen  Desideria,  die  sich  auf  diese  Frage  bezogen, 
wies  man  zurück."*') 

Wider  Erwarten  des  Erzherzogs  gab  die  Versamm- 
lung, die  vom  11.  bis  zum  14.  März  tagte,  reichlichen  An- 
laß zur  Klage.  Denn  nochmals  protestierten  die  Stände, 
trotz  Widerspruch  der  geistlichen  und  der  Bürger-Bank 
sowie  sechs  anderer  Stimmen,  gegen  das  Hofkanzleidekret, 
das  ihnen  die  eigenmächtige  Ausschreibung  von  Steuer- 
zuschlägen untersagte.  Sie  wandten  sich  diesmal  unmittel- 
bar an  den  Kaiser.^')  Das  Gubernium  fand  die  neuerliche 
Forderung  nicht  im  mindesten  gesetzwidrig  und  empfahl 
daher,  sie  unter  einem  gewissen  Vorbehalt  zu  erfüllen.^-) 
Weder  die  Hofkanzlei,  noch  der  Staatsrat  waren  gewillt, 
sich  der  schier  revolutionären  Auffassung  des  liberalen 
Landeschefs  anzupassen,  denn  die  böhmischen  Herren 
gingen  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  ihnen  verfassungs- 
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gemäß  ein  selbständiges,  von  der  Bewilligung  der  Regie- 
rung unabhängiges  Besteuerungsrecht  gebühre;  ein  solches 
konnte  aber  den  Ständen  um  so  weniger  eingeräumt 
werden,  als  der  untertänige  Steuerpflichtige,  den  man 
bei  Umlagen  am  meisten  in  Anspruch  nahm,  in  den 
Ständeversammlungen  nicht  vertreten  war.  Es  erfolgte  da- 
her ein  abweislicher  Bescheid;  um  ihm  jedoch  die  Spitze 
zu  nehmen,  wurde  er  damit  motiviert,  daß  die  Verfügung 
der  Hofkanzlei  »keinen  Eingriff  in  wolbegründete  ständi- 
sche Rechte«   enthalte.^^) 

In  der  Sitzung  vom  13.  März  1844  war  auch  nochmals 
der  Antrag  eingebracht  worden,  den  Landesausschuß  unab- 
hängig von  den  Behörden,  namentlich  vom  Gubernium, 
zu  stellen;  er  solle  lediglich  den  Ständen  gehorchen,  die 
ihrerseits  einzig  und  allein  den  Weisungen  des  Monarchen, 
keineswegs  aber  denen  der  Behörden  nachzukommen 
hätten.  Dieser  Antrag  zeugte  von  einem  völligen  Ver- 
kennen der  staatlichen  Administration;  denn  man  sah  in 
dem  Landesausschuß  eine  zweite  politische,  also  dem  Gu- 
bernium koordinierte  Instanz  und  vergaß  dabei,  daß  die 
Behörden  im  übertragenen  Wirkungskreis  die  Regierungs- 
rechte ausübten.  Der  Erzherzog  wünschte  daher  *'^'^),  daß 
die  Stände  über  ihren  Irrtum  aufgeklärt  würden;  die  Hof- 
kanzlei stimmte  jedoch  für  eine  strenge  Rüge,  da  sie  ver- 
meinte, daß  der  Landesausschuß  nochmals  eine  Gegen- 
ordre  erhalten  habe.  Eine  solche  war  allerdings  von  dem 
Grafen  Deym  vorgeschlagen  worden,  nur  fand  sie  sich  in 
dem  Sitzungsprotokoll  nicht  erwähnt;  es  erfolgte  sonach 
keine  Zurechtweisung'*^'),  wogegen  sie  in  einer  anderen 
Streitsache  nicht  ausblieb. 

Es  handelte  sich  um  die  Kosten  für  die  böhmischen 
Stiftlinge  der  Wiener-Neustädter  Akademie,  zu  welchen 
die  drei  Stände  nach  den  Gründungsstatuten  beizutragen 
hatten.  Seit  der  Errichtung  dieses  Instituts  waren  viele 
geistliche  Güter  in  weltlichen  Besitz  übergegangen.  Die 
Billigkeit  erheischte  daher  einen  anderen  Maßstab  der  Be- 
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rechnung-  als  den  bisherigen,  nach  welchem  der  geistliche 
Stand  ein  Drittel  des  jährlichen  Beitrages  aus  eigenem 
zahlte,  während  die  weltlichen  Stände  mit  dem  Rest  den 
Domestikalfonds  belasteten J"'-j  Dadurch  kam  der  Klerus, 
dem  ja  die  Pflanzschule  für  die  militärische  Ausbildung  der 
adeligen  Jugend  ziemlich  fremd  war,  noch  ein  zweites 
Mal  ins  Mitleiden;  denn  der  Abgang  der  zwei  Drittel 
wurde  auf  die  Steuer  umgelegt,  an  deren  Leistung"  er 
wiederum  partizipieren  mußte.  Der  geistliche  Stand  meinte 
daher,  daß  man  den  gesamten  Beitrag  entweder  auf  das 
Extraordinarium  verteilen  oder  aus  dem  Domestikalfonds 
bestreiten  solle.  Dieser  Wunsch  war  schon  infolge  der 
Resolution  ISIaria  Theresias  vom  ;io.  September  1754  nicht 
ungerechtfertigt;  hieß  es  doch  darin,  daß  die  in  demselben 
Jahre  festgesetzte  Verteilungsart  nur  bis  zu  dem  Zeitpunkte 
der  Erschließung  einer  anderen,  ausgiebigen  Hilfsquelle 
zu  gelten  habe.  Die  Mehrheit  der  übrigen  Stände  stimmte 
g-egen  den  Vorschlag  der  Geistlichkeit,  und  zwar  mit  der 
Begründung,  daß  an  Stelle  der  dem  Klerus  entfremdeten 
Realitäten  der  gleichwertige  Zuwachs  an  Barvermögen 
getreten  sei  und  die  weltlichen  Stände  eine  weit  höhere 
Summe  als  die  der  vereinbarten  zwei  Drittel  leisten  müßten, 
sobald  man  das  Gesamterfordernis  auf  das  Extraordinarium 
wälze.  Die  weltlichen  Stände  verlangten  sonach,  daß  der 
bisherige  Verteilungsschlüssel  derselbe  bleibe;  sie  wollten 
jedoch  das  eine  zugestehen,  daß  bei-  künftigen  Veräuße- 
rungen der  Käufer  kontraktlich  gebunden  werde,  den  ent- 
sprechenden geistlichen  Pflanzschulbeitrag  zu  übernehmen. 
Die  Hofkanzlei  empfahl,  entgegen  dem  Gutachten  des 
Landesguberniums"'^),  die  jährliche  Verteilung-  des  Gesamt- 
erfordernisses auf  das  Extraordinarium  und  daher  eine 
neuerliche  Einvernahme  der  Stände.  Ein  einziges  Mitglied 
der  Hofstelle  ^"^)  äußerte  den  Wunsch,  daß  man  davon  ab- 
sehe und  klipp  und  klar  die  Deckung  aus  dem  Domestikal- 
fonds verfüge.  Dieses  Minoritätsvotum  wurde  im  Staatsrat 
zum  Beschluß  erhoben;   denn  man  vertrat  die  Anschauung, 


daß  der  Domestikalfonds  auch  dem  geistlichen  Stande  diene 
und  zur  Bestreitung  der  Kosten  mehr  als  hinreichend  sei. 
Es  erfloß  eine  kaiserliche  Resolution,  die  in  diesem  Sinne 
lautete,  i'^^) 

So  ward  zum  ersten  Male  eine  Umlage  auf  den  Domesti- 
kalfonds ohne  Zuziehung  der  Stände  verfügt;  diese  fürch- 
teten nun,  daß  infolge  eines  derartigen  Präzedenzfalls  die 
Postulierung  und  Votierung  der  Steuern  bei  jedem  Anlaß 
umgangen  und  somit  ein  bisher  unangetastetes  Recht  ein 
für  alle  Male  vernichtet  werden  könnte.  Die  überwiegende 
Mehrheit  des  Herren-  und  Ritterstandes  führte  daher  den 
Beschluß  herbei,  eine  Gegenordre  an  den  LandesausschuiJ 
zu  richten  und  den  Monarchen  zu  bitten,  daß  er  eine  ander- 
weitige Deckung  des  g-eistlichen  Drittels  genehmige.  ^"^) 

Das  Gubernium  stellte  den  Antrag,  die  Zahl  der  böh- 
mischen Stiftplätze  entsprechend  zu  vermindern,  w^ogegen 
die  Hofkanzlei  erklärte,  daß  man  an  dem  kaiserlichen  Er- 
laß festhalten  und  den  unbotmäßigen  Ständen  eine  strenge 
Rüge  erteilen  solle. ^"'j  Der  staatsrätliche  Referent  pflich- 
tete diesem  Votum  bei  und  entwarf  danach  die  Resolution. 
Bloß  Graf  Hanig  vertrat  eine  mildere  Anschauung:  er 
führte  den  ständischen  Beschluß  auf  die  ganz  ungerecht- 
fertigte Sorge  zurück,  daß  die  Regierung  den  Wirkungs- 
kreis der  Stände  einzuengen  willens  sei,  und  er  empfahl 
daher  eine  minder  scharf  gefaßte  Entschließung.''^^) 

Nun  äußerte  Erzherzog  Stefan  den  Wunsch,  daß  man 
das  geistliche  Drittel,  unabhängig  vom  Domestikalfonds,  auf 
den  Steuergulden  umlege,  worüber  die  Hofkanzlei  und  der 
Staatsrat  ein  Gutachten  abgeben  mußten.^"")  Dieses  lautete 
gegen  das  Votum  des  Erzherzogs.  Nochmals  wurde  die 
Notwendigkeit  hervorgehoben,  den  Ständen  das  allerhöchste 
Mißfallen  zu  bezeigen,  weil  sie  inzwischen  den  an  den 
Landesausschuß  gerichteten  Befehl  wiederholt  hatten;  sie 
sollten  aufgefordert  werden,  nicht  bloß  das  ausständige 
Drittel,  sondern  auch  die  Kosten  für  die  von  ihnen  bereits 
präsentierten  Stiftj)lätze  aus  dem  Domestikalfonds  zu  decken. 


Für  ebenso  angezeigt  hielt  man  die  Erklärung,  daß  dabei 
gewiß  kein  wie  immer  gearteter  Eingriff  in  verfassungs- 
mäßige Rechte  geplant  sei. 

Es  unterlag  jedoch  keinem  Zweifel,  daß  die  Stände  in 
Hinkunft  nicht  mehr  als  zwei  Drittel  zahlen  würden;  der 
Staatsrat  schlug  daher  für  künftige  Fälle  folgendes  vor: 
der  Monarch  vermindere  die  Zahl  der  ständischen  Stiftplätze 
im  Verhältnis  zu  dem  entfallenden  geistlichen  Drittel,  be- 
laste das  Arar  mit  dieser  Quote  und  übertrage  demnach 
die  Präsentation  der  vom  Staate  dotierten  Zöglinge  aus- 
schließlich dem  Gubernium  und  der  Hofkanzlei.^^'^j 

Die  Sache  wurde  nochmals  verzögert:  denn  Stefan 
machte  gegen  die  kaiserliche  Resolution,  die  dem  staats- 
rätlichen Gutachten  gemäß  lautete'^'),  verschiedene  Be- 
denken geltend.  Er  teilte  keineswegs  die  Anschauung,  daß 
sich  die  Stände  zur  Leistung  des  gesamten  böhmischen 
Pflanzschulbeitrags  verpflichtet  hätten,  und  widerriet  jeden 
Schritt,  der  ihren  Rechten  Abbruch  täte.  Der  Erzherzog 
bürgte  für  die  Bereitwilligkeit  der  Stände,  Gut  und  Blut 
zu  opfern,  sobald  man  sie  nur  hiezu  im  Sinne  der  Landes- 
ordnung aufforderte;  er  entwarf  eine  Resolution,  wonach 
den  Ständen  allerdings  eine  Rüge  erteilt,  aber  auch  der 
Widerruf  der  ursprünglichen  kaiserlichen  I^ntschließung, 
und  zwar  mit  dem  Bedeuten  angezeigt  werden  sollte,  sich 
in  kürzester  Frist  über  die  Deckung  der  Kosten  zu  äußern."-) 
Der  Erzherzog  sah  in  den  Ständen  die  Eigentümer  der 
Domestikalkasse,  weshalb  er  nur  ihnen  das  freie  Verfü- 
gungsrecht über  diesen  Fonds  zuerkannte.  Die  Hofkanzlei 
vertrat  die  entgegengesetzte  Ansicht  und  empfahl  die  unver- 
zügliche Kundmachung  der  letzten  kaiserlichen  Resolution. 
Immerhin  wollte  sie  Stefans  Wunsch  nicht  völlig  unbe- 
rücksichtigt lassen;  sie  schlug  daher  vor,  daß  der  Staat 
von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  die  Geistlichkeit  keinen 
Beitrag  mehr  geleistet  habe,  auch  den  entsprechen- 
den Teil  der  schon  besetzten  böhmischen  Stiftplätze  über- 
nehme. Obwohl  sich  der  Staatsrat  ganz  entschieden  gegen 


dieses  Zugeständnis  erklärte,  wurde  es  dennoch  vom  Kaiser 
gebilligt;  anderseits  blieb  das  Verhalten  der  Stände  nicht 
ungerügt  und  man  bedeutete  ihnen,  daß  eine  Wiederholung 
ihrer  gesetzwidrigen  Handlungsweise  wohl  schlimme  Folgen 
nach  sich  ziehen  könnte. i^'') 

Eine  andere  Streitfrage  betraf  die  Kosten  der  Straf- 
gerichtspflege und  sie  er^veiterte  schließlich  die  Kluft,  die 
sich  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen  aufgetan 
hatte.  Sämtliche  städtischen  Magistrate,  welche  die  Kriminal- 
gerichtsbarkeit erster  Instanz  ausübten,  waren  zur  Bestrei- 
tung des  damit  verbundenen  Aufwands  verpflichtet;  nebst- 
bei  erstreckte  sich  ihre  Kompetenz  über  das  eigene  Weich- 
bild hinaus  auf  fremde  Gerichtsbezirke  größeren  Umfangs. 
Der  Kriminalfonds  sollte  sie  allerdings  für  diese  Mehr- 
belastung entschädigen  ^^^);  nur  war  er  spärlich  dotiert  und 
so  leistete  auch  der  Staatsschatz  einige  Zuschüsse.  Das 
genügte  aber  nicht  und  es  mußten  die  Gemeinderenten  in 
Mitleidenschaft  gezogen  werden;  der  städtische  Haushalt 
geriet  dadurch  in  Unordnung,  deren  üble  Folgen  sich  in 
Vernachlässigung  der  Kriminaljustizpflege  äußerten. 

Die  Regierung  hatte  schon  in  den  zwanziger  und 
dreißiger  Jahren  an  Abhilfe  gedacht;  denn  es  herrschte  die 
Ansicht,  daß  die  meisten  Magistrate  »mit  unbilliger  Ent- 
hebung der  ursprünglichen  Jurisdizenten«  zu  einem  Auf- 
wand genötigt  worden  seien,  zu  dem  die  Verfassung  sie 
keineswegs  verpflichte.  Damals  wurde  die  gerechte  Forde- 
rung erhoben,  die  städtische  Kriminaljustiz  in  allen  Pro- 
vinzen zu  verstaatlichen;  sie  drang  jedoch  fiskalischer 
Rücksichten  halber  nicht  durch.  Anderseits  konnte  den 
böhmischen  Städten  keine  Sonderstellung  eingeräumt  und 
dem  Ärar  die  Übernahme  der  bisher  von  ihnen  getragenen 
Kosten  nicht  zugemutet  werden^ '  ^) ;  denn  diejenigen  Provinzen, 
in  denen  die  Städte  die  Kriminalkosten  aus  eigenem  deck- 
ten ^^^j^  hätten  mittelbar  auch  noch  Beiträge  zur  Entlastung 
Böhmens  leisten  müssen. 'i")  Bloß  die  Deckung  aus  Landes- 
mitteln wurde  empfohlen,  weshalb  man  die  Stände  zur  Er- 
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stattung  von  Vorschlägen  aufforderte,  die  zugleich  allen 
Ansprüchen  einer  einwandfreien  Justizpflege  genügen  soll- 
ten, n«) 

Die  böhmischen  Stände  zögerten  und  richteten  ihr 
Augenmerk  auf  Mähren,  das  sich  in  ähnlicher  Lage  befand 
und  gegen  die  Übernahme  der  Kriminalkosten  protestierte; 
von  dem  Erfolg  dieses  Schrittes  der  Xachbarprovinz  wollten 
sie  ihren  Beschluß  abhängig  machen.^"'}  So  verstrichen 
sieben  Jahre,  bis  die  Stände  sich  hören  ließen;  sie  kamen 
aber  jener  Weisung  keineswegs  nach,  baten  vielmehr,  daß 
man  die  Lasten  der  Strafgerichtspflege  dem  Staatsschatz 
zuweise.'-'^) 

Entgegen  dem  Votum  des  Guberniums  sprach  sich  die 
Hofkanzlei,  und  zwar  einzig  und  allein  früherer  prinzipieller 
Entschließungen  des  Kaisers  halber'-'),  für  die  Zurück- 
weisung dieser  Eingabe  aus;  sie  unterstützte  bloß  die  von 
den  Ständen  gestellte  Alternative,  die  Frage  nochmals  be- 
raten zu  dürfen.  Der  staatsrätliche  Referent  pflichtete  ihr 
bei;  nur  wollte  er  der  Möglichkeit  einer  neuerlichen  Ver- 
schleppung vorbeugen  und  er  beantragte  daher  schon  jetzt 
eine  bindende  Entscheidung  für  den  Fall,  daß  die  Stände 
auch  im  nächsten  Postulatenlandtag  keine  geeigneten  Hilfs- 
mittel anzugeben  wüßten;  die  bisher  von  den  Städten  ge- 
tragenen Kosten  werden,  so  lautete  sie,  vom  Domestikal- 
fonds  übernommen  und,  wenn  er  unzulänglich  ist,  auf  den 
Dominikai-  und  Rustikalsteuergulden  umgelegt.'"--)  Eine 
Erleichterung  der  Staatsfinanzen  schien  dabei  nicht  in  Aus- 
sicht genommen  w'orden  zu  sein;  denn  die  Provinz  sollte 
die  bisherigen  Kriminaldotationen  ungeschmälert  weiter 
beziehen  ^2^j  und  jene  Resolution,  die  der  Kaiser  in  der 
Tat  genehmigte,  die  Zusage  enthalten,  daß  sie  bloß  bis 
zum  Zeitpunkt  der  Aufstellung  landesfürstlicher  Strafgerichte 
Rechtskraft  habe.  12') 

Die  Stände  erklärten  sich  zwar  nicht  gegen  eine  neue 
Belastung  des  Landes,  meinten  jedoch,  daß  die  finanzielle 
Frage  wohl  nur  im  Zusammenhang  mit  der  so  notwendigen 


Reform  der  Kriminaljustiz  erörtert  werden  könnte.  Sie  be- 
auftragten den  Ausschuß,  entsprechende  Vorschläge  aus- 
zuarbeiten, und  baten,  daß  der  Kaiser  dasselbe  von  seinen 
kompetenten  Behörden  verlange,  auch  die  Höhe  des  Er- 
fordernisses ziffermäßig  feststellen  lasse  und  das  gesamte 
Material  einem  gemeinen  Landtag  zur  Beratung  zuweise. 
Ganz  entschieden  protestierten  sie  aber  gegen  eine  Ver- 
wendung des  Domestikalfonds,  der  weder  in  der  Lage 
noch  verpflichtet  sei,  staatlichen  Zwecken  zu  dienen;  schon 
deshalb  ersuchten  sie  um  Aufhebung  der  letzten  kaiser- 
lichen Resolution,  wobei  sie  noch  das  Argument  ins  Treffen 
führten,  daß  man  wegen  Kürze  der  Zeit  die  Verhand- 
lungen unmöglich  bis  1845  abschließen  könnte.  Die  Mino- 
rität aber  wollte  eine  Diskussion  über  die  Entlastung  der 
Städte  nicht  eröffnet  wissen,  ehe  diese  Frage  dem  Landtag 
verfassungsgemäß,  also  mit  Postulierung  der  notwendigen 
Summe  vorgelegt  war.  i-'^) 

Hofkanzlei  und  Staatsrat  äußerten  auch  diesmal  die 
Ansicht,  daß  die  Staatsverwaltung  für  eine  geregelte  Straf- 
gerichtsbarkeit zu  sorgen  und  deren  Kosten  zu  tragen 
habe;  denn  sie  verkannten  die  Nachteile  nicht,  welche 
die  ungleiche  Behandlung  der  einzelnen  Provinzen  mit  sich 
brachte,  und  sahen  daher  in  allmählicher  Aufstellung  landes- 
fürstlicher Kriminalgerichte  erster  Instanz  das  einzige 
Mittel  gründlicher  Abhilfe.  ^-^)  Sie  gaben  demnach  den 
vStänden  prinzipiell  zwar  recht,  waren  jedoch  an  die  kaiser- 
liche Entschließung  gebunden,  deren  Vollzug  um  so  weniger 
von  einer  Reform  der  Kriminaljustiz  abhängig  gemacht 
werden  konnte,  als  eine  solche  nicht  im  Zuge  war.  Man 
widerriet  daher  gleich  dem  Gubernium  die  Aufhebung  der 
Resolution.  Immerhin  empfahl  die  Hof  kanzlei  eine  Abände- 
rung, und  zwar  in  der  Weise,  daß  die  städtischen  Kriminal - 
kosten  in  das  Steuerpostulat  für  1846  einbezogen  werden 
sollten,  obwohl  sie  früher  einen  ähnlichen  Vorschlag  der 
mährischen  Stände  verworfen  hatte.  ^-')  Sie  ging  noch  einen 
Schritt  weiter  und  beantragte,    daß    man    auch    den    neuen 
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Steuerzuschlag  in  die  Hofkammer  fließen  und  erklären 
lasse,  es  werde  der  Staat  vom  Jahre  1846  an  sämthche 
Kriminalkosten  Böhmens  auf  sich  nehmen.  ^-^) 

Die  Justiz,  ein  Attribut  der  Souveränität,  wird  im 
Namen  des  Kaisers  ausgeübt;  die  Bestreitung  ihres  Auf- 
wands ist  folglich  Sache  des  Staates,  Äußerst  geschickt 
hatte  die  Hofkanzlei  dieses  Axiom  mit  dem  fiskalischen 
Interesse  in  Einklang  gebracht  und  dabei  —  aus  einem 
ganz  besonderen  Grunde  —  den  Domestikalfonds  ge- 
schont: den  Ständen  sollte,  indem  m.an  an  ihre  Finanzen 
nicht  appellierte,  jede  Möglichkeit  einer  Kontrolle  und  einer 
Einmischung  in  die  Verwaltung  der  Kriminaljustiz  ge- 
nommen werden.  Trotz  besserer  Überzeugung  stimmte 
der  staatsrätliche  Referent  gegen  die  Vorschläge  der  Hof- 
kanzlei und  für  den  unbedingten  Vollzug  der  letzten  kaiser- 
lichen Entschließung.  ^-^)  Graf  Kolowrat  jedoch  stellte  sich 
auf  Seite  der  Hofkanzlei  und  erwirkte  eine  vom  i.  Fe- 
bruar 1845  datierte  Resolution,  laut  welcher  der  Monarch 
die  Kosten  der  Strafgerichtspflege  in  Böhmen  als  Staats- 
aufwand erklärte  und  zugleich  befahl,  daß  sie  vom  Jahre 
1846  an,  in  Ermanglung  anderer  Hilfsquellen,  durch 
einen  Zuschlag  auf  die  direkten  Steuern  hereinzubringen 
seien,  ^^^) 

Der  Hofkammerpräsident  deutete  nun  diese  Entschlie- 
ßung in  dem  Sinne,  daß  man  das  Ärar  von  der  bisher  ge- 
leisteten Kriminaldotation  entlasten  dürfe,  und  er  bean- 
spruchte daher  eine  Pauschalsumme  von  150.000  Gulden.  Graf 
Hartig  teilte  hingegen  die  Anschauung  der  Hofkanzlei, 
wonach  bloß  der  Betrag  postuliert  werden  konnte,  der  die 
vom  Staat  zu  übernehmenden  städtischen  Kriminalkosten 
repräsentierte.  131)  Denn  auch  er  hielt  die  am  ersten  Fe- 
bruar verfügte  Maßregel  für  geeignet,  ständischen  Aspira- 
tionen einen  Riegel  vorzuschieben;  sie  verfehlte,  so  dachte 
er,  gewiß  ihren  Zweck,  wenn  kleinliche  und  unbiUige  Rück- 
sichten obwalteten  und  die  Regierung  dem  Verdachte  aus- 
setzten,   daß    sie     die    Stände    gründhch    getäuscht    habe. 


Ferner  gab  er  den  Rat,  das  jährliche  Erfordernis  ein  für 
allemal  genau  bestimmen  zu  lassen,  damit  das  Steuer- 
postulat nicht  immer  wieder  eine  Abänderung  erfahre;  die 
Umlage  für  1846  sollte  unterbleiben  und  der  Staatsschatz 
die  schon  vom  Gubernium  präliminierten  Kriminalkosten 
vorschußweise  übernehmen.  1^^)  Kolowrat  ließ  die  beiden 
ersten  Anträge  des  Grafen  Hartig  gelten,  nicht  aber  den 
letzten ;  sein  Resolutionsentwurf  fand  die  Genehmigung 
des  Monarchen  und  so  mußte  die  Summe  von  50.000  Gul- 
den bereits  für  das  folgende  Jahr  gefordert  werden.  ^^3)  jyf^n 
vertraute  allzusehr  den  günstigen  Stimmungsberichten;  es 
kam  jedoch  der  Tag,  wo  es  sich  rächte,  daß  man  aus 
kleinlichen  fiskalischen  Rücksichten  jenen  allerdings  gering- 
fügigen Betrag  den  direkten  Steuern  einer  einzigen  Provinz 
zugeschlagen  und  den  gesamten  Aufwand  nicht  verstaat- 
licht hatte. 


Die  Regierung  erntete  Spott  ob  ihrer  Erlässe  und  es 
regte  sich  in  so  manchen  Ständemitgliedern  der  Wunsch 
nach  einer  gründlichen  Reform.  Der  eifrigste  Fürsprecher 
einer  solchen  war  Graf  Wurmbrand;  er  gehörte  der  Oppo- 
sitionspartei an,  nur  verteidigte  er  die  Verfassung  nicht, 
sah  vielmehr  in  ihr  die  Ursache  des  Übels:  höchste  Zeit, 
sie  zu  ändern!  so  meinte  er.  Auf  welche  Weise  dies  ge- 
schehen sollte,  entwickelte  Wurmbrand  in  einer  Rede,  die 
zwar  ungesprochen,  aber  nicht  unbekannt  blieb.  ^^*)  Ihr 
Inhalt  erhellt  aus  folgenden  Sätzen : 

Die  ständische  Körperschaft  muß  das  Organ  der 
Nation  bilden  und  daher  in  ihrer  Mitte  Repräsentanten 
jeder  Klasse  zählen;  noch  haben  die  Bürger  keine  Ver- 
tretung, abgesehen  davon,  daß  ihre  sogenannten  städti- 
schen Deputierten  eigentlich  kaiserlich-österreichische  Be- 
amte sind,  die  als  solche  nicht  einmal  Böhmen  zu  sein 
brauchen.  Den  Ständen  obliegt  die  Pflicht,  das  Wohl  der 
Nation  zu  fördern  und  sich  über  alles,  was  ihr  nottut,  genau 


zu  informieren.  Deshalb  muß  ihnen  die  Verfassung  volle 
Redefreiheit  und  auch  das  Recht  der  Kontrolle  einräumen, 
woraus  sich  die  Notwendigkeit  ergibt,  Preßfreiheit  zu  ge- 
währen und  die  Landtage  öffentlich  abhalten  zu  lassen. '3^) 
Nicht  die  Polizei,  sondern  die  ständische  Körperschaft  soll 
die  königlichen  Beamten  kontrollieren:  »das  bis  jetzt  an- 
gewendete schmerzliche  Mittel  hieß  Geheimnis,  das  wirk- 
samere, schmerzlose  ist  Öffentlichkeit«.  Ferner  soll  vor 
Herausgabe  eines  jeden  Gesetzes  die  Meinung  der  Stände 
eingeholt  werden;  da  sich  nun  die  Verfassung  darüber 
nicht  deutlich  genug  äußert,  muß  man  sie  abändern. 
:^Also  Reform!,  ohne  die  wir  bald  in  ein  schmähliches  Nichts 
versinken.« 

Der  allmächtige  Präsident  der  Polizeihofstelle  mag 
wohl  bedenklich  das  Haupt  geschüttelt  haben,  als  er  bei 
der  Lektüre  dieses  von  modernen  Ideen  getragenen  Schrift- 
stückes auch  auf  die  folgende  Stelle  stieß:  »Herrschsucht 
ist  das  grassierende  Übel  in  der  Bureaukratie,  aber  viel 
schädlicher  sind  ihre  Paroxismen.«  Die  ungarischen  Herren 
pflegten  sich  derartiger  Ausdrücke  zu  bedienen  —  und  nun 
schlugen  die  böhmischen  Stände  denselben  Ton  an;  auch 
sie  sahen  ihre  Gerechtsame  durch  die  Regierung  bedroht, 
die  man  daher  schwächen  und  zu  immer  größeren  Konzes- 
sionen verleiten  müsse.  Ein  irriger  Wahn!  Denn  die  Stände 
besaßen  ja  keine  Verfassung,  die  auf  einem  zwischen  ihnen 
und  dem  König  abgeschlossenen  Vertrag  beruhte,  sondern 
bloß  eine  Landesordnung,  die  ihnen  Ferdinand  IL  »aus 
Gnade«,  jedoch  mit  dem  ausdrücklichen  Vorbehalt  des  Jus 
legis  ferendae  am  lo.  Mai  1627  verliehen  hatte.  Der  Prager 
Stadthauptmann  äußerte  sich  in  diesem  Sinne*'^-'),  und  es 
dürften  die  meisten  Minister  der  gleichen  Ansicht  gewesen 
sein.  So  hätte  sich,  wie  die  Dinge  lagen,  die  Hoffnung 
Wurmbrands  wohl  nicht  erfüllt,  mit  seinen  Vorschlägen 
durchzudringen;  sie  fanden  nicht  einmal  den  imgeteilten 
Beifall  seiner  Parteigenossen:  dem  Adel  widerstrebte  der 
Gedanke,  die  nicht  privilegierten  Volksklassen  in  die  Land- 
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Stube  einziehen  zu  sehen;  und  selbst  einer  Erweiterung 
der  städtischen  Vertretung  war  er  noch  abhold.  Denn  das 
Streben  der  Mehrheit  war  damals  einzig  und  allein  auf 
Wahrung  und  volle  Ausübung  ihrer  alten  Rechte  und 
Privilegien  gerichtet.  Die  Stände  erörterten  daher  immer 
lebhafter  die  damit  verbundenen  Fragen,  wobei  sie  aller- 
dings der  Anschauung  huldigten,  daß  sie  verfassungs- 
gemäß zum  Besten  des  allgemeinen  Wohls  mitwirken  und 
auch  entsprechende  Anträge  stellen  dürften.  Der  liberale 
Landeschef  billigte  diese  Aspirationen  und  führte  sie  darauf 
zurück,  daß  die  Stände  nach  langjähriger  Untätigkeit  sich 
loyal  erweisen  und  dem  väterlichen  Regime  nunmehr  als 
ein  Bollwerk  gegen  den  Ansturm  unseliger  Theorien  dienen 
wollten. ^3")  Indem  der  Erzherzog  in  solchem  Sinne  an  den 
Grafen  Kolowrat  schrieb,  hoffte  er  die  Regierung  denn 
doch  einmal  günstig  für  die  Stände  zu  stimmen.  Er  prophe- 
zeite Unheil,  wenn  sie  die  Bedeutung  einer  Körperschaft 
unterschätzte,  deren  Hilfe  ihr  vielleicht  eines  Tages  sehr 
erwünscht  sein  könnte;  die  Regierung  müßte  schließlich 
die  ganze  Verfassung  über  den  Haufen  werfen  oder  sich 
so  manches  abringen  lassen,  was,  noch  rechtzeitig  als  Aus- 
fluß der  kaiserlichen  Gnade  gewährt,  ihr  den  Dank  der 
Stände  eintragen  würde. '^^)  Anders  jedoch  dachte  die  Re- 
gierung; denp  sie  zählte  —  wie  sie  es  deutlich  in  der  Frage 
der  städtischen  Kriminalgerichtsbarkeit  gezeigt  hatte  —  zu 
den  unseligen  Theorien  der  Neuzeit  auch  die  Teilnahme 
der  Stände  an  der  Gesetzgebung.  Nur  Wünsche  und  Bitten 
waren  erlaubt,  nicht  aber  Vorschläge  über  die  Art  und 
Weise  ihrer  Erfüllung;  das  war  Sache  der  administrativen 
Behörden.  Man  lehnte  daher  in  der  Folge  den  Entwurf 
einer  Resolution  ab,  worin  den  Ständen  die  Geneigtheit 
des  Kaisers  angekündigt  werden  sollte,  sich  ihrer  Mit- 
wirkung zu  bedienen. 1^-') 

Es  ergab  sich  die  Gelegenheit  einer  persönlichen  Aus- 
sprache mit  den  Ständen:  Diese  beschlossen  die  Absendung 
einer   Deputation,    obwohl    sie    kurz   vorher    dem    gleichen 
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Gedanken  auf  Zureden  Stefans  entsagt  hatten.  Es  wurde 
diesmal  ausdrücklich  versichert,  daß  man  dem  Monarchen 
nicht  bloß  für  die  Gewährung  einiger  Wünsche  danken, 
sondern  unter  dem  noch  frischen  Eindruck  unerfreulicher 
Debatten  in  der  niederösterreichischen  Landstube  '^'^)  auch 
zeigen  wolle,  wie  »unerschütterlich  loyal«  hingegen  das 
Verhalten  der  Böhmen  sei.  Der  kaiserliche  Prinz  empfahl 
daher  ohne  Zögern  den  Empfang  der  Deputation  und 
schrieb  dem  Grafen  Kolowrat,  »daß  man  von  Seiner 
Majestät  nichts  als  ein  freundliches  Gesicht  verlange «.^■*^) 
Er  wußte  indes  nur  allzu  gut.  daß  ein  huldvolles  Lächeln 
des  Landesfürsten  nicht  das  alleinige  Ziel  des  ständischen 
Ehrgeizes  war.  In  der  Tat  forderten  die  böhmischen  Herren, 
von  neuem  Argwohn  erfaßt^^-),  auch  die  Erledigung  noch 
schwebender  Streitfragen  und  die  volle  Anerkennung  ihrer 
Privilegien  und  Rechte;  diese  Desiderien  bildeten  den 
wesentlichen  Inhalt  der  Instruktion,  die  man  den  Deputierten 
mit  auf  den    Weg  gab. 

In  Wien  sah  man  der  Ankunft  der  ständischen  Ab- 
gesandten nichts  weniger  als  freudig  entgegen  und  so 
manches  ^Mitglied  der  Staatskonferenz  verübelte  es  dem 
Grafen  Kolowrat,  daß  er  dem  Erzherzog  nicht  abgewinkt 
hatte. 

Denn  man  hegte  Scheu  vor  jeder  Deputation,  die 
schwierige  oder  noch  ungelöste  Probleme  zur  Sprache 
bringen  konnte;  es  gab  ihrer  genug,  insbesondere  im  Hin- 
blick auf  Böhmen.  Glücklicherweise  schützten  das  Patent 
der  Ferdinandeischen  Landesordnung  und  der  bisherige 
Brauch  vor  einer  Überrumpelung:  es  galt  als  Regel,  daß 
sich  keine  Deputation  den  Stufen  des  Thrones  nähern 
dürfe,  ehe  sie  den  eigentlichen  Zweck  ihres  Erscheinens 
bekanntgegeben  habe.  Der  Entwurf  der  Anrede  wurde 
daher  einer  Zensur  unterworfen.  Ein  einziger  Ausdruck  — 
»Volksvertreter«  —  fiel  auf  und  seine  Deutung  offenbarte 
so  recht  den  schroffen  Gegensatz,  in  welchem  Fürst  Metter- 
nich  und  Kolowrat  zueinander  standen. 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vorinärz.  U. 
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Der  Staatskanzler  legte  den  Ständen  keine  so  große 
Bedeutung  bei  wie  umgekehrt  sein  Rivale,  der  in  ihnen 
nicht  nur  eine  Körperschaft,  sondern  auch,  und  zwar  vor- 
nehmlich, Organe  des  Landes  sah.  Kolowrat  hielt  sie  ferner 
für  die  Repräsentanten  des  Königreichs,  obwohl  sie  bloß 
den  Interessen  der  privilegierten  Klassen  dienten ;  er  hätte 
sogar  die  Bezeichnung  »Volksvertreter«  geduldet,  um  nicht 
eine  äußerst  heikle  Frage  anzuregen.  Denn  er  meinte,  daß 
damit  »eine  früher  immer  im  Dunkel  gehaltene  Seite«  ans 
Tageslicht  gezogen  würde,  deren  Erörterung  sich  in  der 
Folge  zu  »unangenehmer  Wichtigkeit«  ausgestalten  könnte. 
Seine  liberale  Färbung  war  freilich  nicht  waschecht:  er 
mißtraute  den  »überspannten  und  verworrenen«  Theorien 
der  neueren  Zeit,  die  zwischen  Standschaft  und  Reprä- 
sentation des  Volkes  genau  unterschieden  und  die  Aus- 
schließung der  breiten  Massen  als  einen  Mangel  erkennen 
ließen.  Nur  hatten  die  Stände,  indem  sie  sich  Vertreter  des 
Volkes  nannten,  diesen  Ausdruck  gewiß  nicht  in  dem 
demokratischen  Sinn  gebraucht,  der  ihm  eigentlich  nach 
dem  Wortlaut  zukam.  So  dachte  Graf  Kolowrat,  der  am 
liebsten  Stillschweigen  beobachtet  hätte,  um  die  Abge- 
ordneten nicht  auf  die  Unvollständigkeit  ihrer  Landes- 
repräsentation aufmerksam  zu  machen. 

Metternich  hingegen  wollte  weder  Vertreter  des  König- 
reichs, noch  solche  des  Volkes  gelten  lassen ;  in  dem  einen 
Fall  sah  er  den  ständischen  Wirkungskreis  »über  die  Ge- 
bühr« erweitert,  in  dem  anderen  die  alte  Ordnung  der  Dinge 
durch  das  Repräsentativsystem  verdrängt.  ^*3)  Wie  sehr  er 
dieses  fürchtete,  zeigte  seine  Kontroverse  mit  dem  König 
von  Preußen.  Die  Stände  durften  daher  nur  sich  und  ihre 
Rechte  repräsentieren  und  das  fatale  Wort  mußte  aus  ihrer 
Anrede  verschwinden.  Josef  Matthias  Graf  Thun,  der  Führer 
der  Deputation '^^),  strich  es  ohne  Widerrede  und  versicherte 
dem  Staatskanzler,  daß  man  es  ganz  arglos  gewählt  habe. 
Trotz  dieser  loyalen  Erklärung  war  die  Sache  nicht  ab- 
getan;   denn  Metternich    empfand    einen  unwiderstehlichen 
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Drang,  dem  böhmischen  Gastfreund  die  schlimmen  Folgen 
zu  schildern,  die  jene  leichtfertige  Äußerung  nach  sich  hätte 
ziehen  können.  Seine  Philippika  machte  Eindruck,  weshalb 
er  hoffte,  daß  der  Sturm  beschworen  sei  —  Kolowrat  aber 
war  vom  Gegenteil,  überzeugt. ^^'^j 

Der  Kaiser  empfing  die  Abgeordneten 'f*^j  und  setzte 
ihrem  Wunsche  entsprechend  eine  Hof  kommission  ein,  die 
sie  vernehmen  sollte;  nur  durfte  sich  diese  in  keine  Er- 
örterung der  ständischen  Desiderien  einlassen.'^')  Am 
14.  Alai  begannen  die  Konferenzen'^^;,  die  Graf  Josef  M.  Thun 
mit  einem  Expose  über  die  Verfassung  des  Königreichs 
und  die  Absichten  der  böhmischen  Landstände  einleitete.  1^^) 
Die  Ideen,  die  er  darin  entwickelte,  ließen  alles  übrige, 
was  noch  zur  Sprache  kam.  recht  unwesentlich  erscheinen. 
Der  Inhalt  des  langatmigen  Referats  kann  in  folgenden 
Sätzen  zusammengefaßt  werden: 

Die  deutsche  Bundesakte,  der  Krönungseid  und  die 
jährlich  ausgestellten  Reverse  verpflichten  den  Monarchen 
zur  Aufrechthaltung  der  ständischen  Gerechtsame;  unter 
dieser  sind  nicht  einzig  und  allein  die  Fundamentalgesetze 
Ferdinands  IL,  sondern  laut  späterer  Reskripte  und  Hof- 
dekrete auch  ältere  Privilegien,  und  zwar  deshalb  zu  ver- 
stehen, weil  sie  in  dem  von  Leopold  II.  angenommenen 
Xormaljahr  1764  noch  Geltung  hatten.  Die  Stände  sind 
lange  Zeit  untätig  geblieben  und  so  geschah  es,  daß  ihre 
Agenden  allmählich  auf  den  Landesausschuß  übergingen, 
der  schließlich  eine  Unterbehörde  des  Guberniums  wurde. 
Die  landesfür.stlichen  Stellen  haben  sich  daran  gewöhnt 
und  scheinen  die  Privilegien  und  Rechte  der  zu  neuem 
Leben  erwachten  Stände  nicht  mehr  genau  zu  kennen, 
weshalb  ein  Prinzipienstreit  unvermeidlich  ist;  wie  wenig 
man  von  ihnen  eine  richtige  Darstellung  der  verfassungs- 
mäßigen Verhältnisse  erwarten  darf,  erhellt  schon  aus  den 
wiederholten  Abänderungen  kaiserlicher  Resolutionen.  Die 
Stände  überschreiten  mit  nichten  ihren  Wirkungskreis, 
wenn     sie    ihrem   Haushalt    Sorgfalt    widmen    und     unauf- 


00 


gefordert,  aus  eigenem  Antrieb,  ihr  Augenmerk  auf  das 
Wohl  des  Königreiches  richten;  sie  sind  stets  loyal  ge- 
blieben und  haben  über  so  manches  geschwiegen,  nur  um 
den  Kaiser  in  weniger  dringenden  Fällen  weder  zu  be- 
irren, noch  mit  Bitten  zu  belästigen.  Es  muß  ihnen  jedoch 
auch  erlaubt  sein,  an  ihrer  Gerechtsame  festzuhalten,  in 
wichtigen  Landesangelegenheiten  mitzusprechen,  ihr  An- 
sehen vor  dem  ganzen  Königreich  und  die  ihnen  gebührende 
Stellung  als  Vertreter  des  Landes  zu  wahren  und  zu  be- 
haupten; denn  sonst  würde  ihre  Verfassung  zu  einem 
bloßen  Schatten  herabsinken  und  die  moralische  Tatkraft 
der  Stände  in  dem  Augenblick  gelähmt  sein,  wo  sich  diese 
als  Stützen  des  Thrones  bewähren  könnten. 

Die  Hofkanzlei  ließ  die  Vorwürfe  unerwidert,  die  man 
gegen  sie  erhoben  hatte,  und  rechtfertigte  sich  auch  nicht 
in  ihrem  Referate;  ja  sie  unterbreitete  dem  Kaiser  das 
Expose  mit  der  Bitte,  den  Deputierten  versichern  zu  dürfen, 
daß  er  die  Bestimmungen  der  Landesordnung  sowohl  wie 
die  über  die  verschiedenen  Desiderien  erflossenen  Ent- 
schließungen jederzeit  aufrecht  erhalten  und  die  Stände  in 
wichtigen  Landesfragen  zu  Rate  ziehen  werde.  '•'•'') 

Graf  Hartig  ironisierte  die  »kluge  Mäßigung  und 
Selbstverleugnung«  der  Hofkanzlei,  obwohl  auch  er  eine 
Polemik  mit  den  böhmischen  Herren  nicht  für  angezeigt 
hielt.  Anderseits  glaubte  er  völliges  Stillschweigen  nicht 
empfehlen  zu  dürfen;  denn  es  konnte  gar  leicht  eine  fort- 
schreitende Erweiterung  des  ständischen  Wirkungskreises 
zur  Folge  haben,  bis  schließlich  die  königliche  Gewalt  in 
Böhmen  nach  ungarischem  Muster  zugeschnitten  war.  Be- 
haupteten doch  die  Stände,  daß  der  von  Ferdinand  II.  aus- 
gesprochene Vorbehalt  des  Jus  legis  ferendae,  die  Landes- 
ordnung zu  mehren,  zu  ändern  und  zu  bessern,  durch  den 
Krönungseid  und  die  jährlichen  Reverse  aufgehoben  sei.  ^''') 
Graf  Hartig  bewies  das  Gegenteil'^-)  und  er  wollte,  um  künf- 
tigen Übergriffen  vorzubeugen,  mit  wenigen  Worten,  aber 
um  so  eindringlicher  und  gleichsam   »als  ein  Manifest«   ver- 

36 


künden  lassen,  daß  eine  Schmälerung  der  landesfürstlichen 
Rechte  keineswegs  in  der  Absicht  des  Kaisers  liege. 
Weder  die  Landesordnung,  noch  der  übliche  Brauch  be- 
rechtigte die  Stände  zu  der  Forderung,  über  gesetzliche 
Maßregeln  vernommen  zu  werden.  Immerhin  meinte  Graf 
Hartig,  daß  man  sich  ihres  Rates,  und  zwar  noch  häufiger 
denn  bisher  bedienen  sollte;  nur  widerriet  er  eine  förm- 
liche Zusage,  weil  die  Stände  sie  unter  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen als  das  Schuldbekenntnis  der  Regierung  deuten 
könnten.  Wie  in  Thuns  Expose,  so  sah  er  auch  in  den  von 
der  Deputation  vorgebrachten  Desiderien  die  Absicht  der 
Stände,  Einfluß  auf  Verwaltungszweige  zu  nehmen,  die  das 
Land,  ja  selbst  den  Staat  betrafen;  die  milde  Art  der  Er- 
ledigung, für  welche  das  Komitee  gestimmt  hatte,  fand 
daher  seinen  Beifall  nicht.  Betrachten  wir  die  wichtigeren 
Punkte: 

Zahlenlotterie.  Diese  war  ein  Regale,  lag  also 
ganz  außerhalb  dem  Bereich  ständischer  Wirksamkeit  und 
dennoch  wnederholten  die  Deputierten  die  immer  wieder 
zurückgewiesene  Bitte  um  Aufhebung  des  verderblichen 
Spiels,  ^■^'^)  Der  Oberste  Kanzler  meinte,  daß  ihnen  der 
Kaiser  die  Erfüllung  dieses  Wunsches  in  Aussicht  stellen 
sollte,  sobald  die  Finanzen  es  gestatteten.  Hartig  erwiderte, 
daß  ein  derartiger  Bescheid  die  Stände  nur  zu  weiteren 
Einmengungen  in  den  Staatshaushalt  anreizen,  aber  gewiß 
nicht  beschwichtigen  dürfte;  denn  sie  wüßten  viel  zu  gut, 
daß  man  in  absehbarer  Zeit  w'ohl  schwerlich  auf  jene  er- 
giebige Geldquelle  verzichten  könnte.  Der  Kaiser  berufe 
sich  daher  auf  seine  frühere  Entschließung.  '•'^) 

Verleihung  der  Oberstlandesämter  bloß  an  x\n- 
gesessene  des  Herrenstandes  und  Xichtvereinigung 
zweier  Landesämter  in  einer  Person.  Den  Deputierten 
genügten  die  darüber  erflossenen  Resolutionen  nicht  ^^"'j  und 
sie  ersuchten  um  eine  noch  bestimmter  lautende  Erklärung. 
Der  Oberste  Kanzler  unterstützte  ihre  Bitte;  nicht  so  Graf 
Hartig,    der    für    das    Recht    des  Monarchen    eintrat,    nach 
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eigenem  Ermessen  Landesoffiziere  zu  ernennen,  die  als 
solche  keine  ständischen,  vielmehr  landesfürstliche  Funktio- 
näre waren.  !■'*')  Es  hätte  sonach  bei  den  letzten  Ent- 
schließungen zu  verbleiben. 

Errichtung  einer  Hypothekenbank.  Da  schon  seit 
geraumer  Zeit  ein  ständischer  Entwurf  vorlag,  äußerten  die 
Deputierten  den  Wunsch,  seine  Prüfung  nicht  länger  zu 
verschieben.  Das  Komitee  empfahl  nun  die  unverzügliche 
Einsetzung  einer  Kommission  in  Prag,  die  dieses  Projekt 
und  auch  das  der  Errichtung  einer  Börse  und  einer  Filiale 
der  Nationalbank  erörtern  sollte.  ••^^)  Graf  Hartig  hegte 
jedoch  Bedenken,  derartige  wichtige  finanzielle  Fragen  ohne 
die  Mitwirkung  des  Hofkammerpräsidenten  behandeln  zu 
lassen''''^);  er  hielt  es  vielmehr  für  ein  Gebot  der  Vorsicht, 
daß  der  Monarch  die  Stände  einstweilen  auf  eine  baldige 
Bestimmung  vertröste  und  dem  Obersten  Kanzler  die 
Weisung  erteile,  ungesäumt  Rücksprache  mit  Kübeck  zu 
pflegen.  1"'^) 

Hartig  erklärte,  daß  es  ihm  äußerst  peinlich  sei,  gegen 
einflußreiche  Sympathien  und  die  Wünsche /des  leider  allzu- 
sehr ins  Vertrauen  gezogenen  Herrenstandes  als  Opponent 
auftreten  zu  müssen.  Denn  nach  seiner  Meinung  war  der 
Empfang  der  Deputation  und  nicht  minder  die  exzeptionelle 
Behandlung  ihrer  Desiderien  ein  unbedachter,  folgenschwerer 
vSchritt;  die  Regierung  könnte  aus  dem  Verlaufe  des  letzten 
Landtages  neuerdings  ersehen,  wohin  die  Annahme  unüber- 
legter Vorschläge  führe:  in  der  Tat  hatten  die  Stände  die 
eigentliche  Bedeutung  der  kaiserlichen  Entschließung  vom 
I.  Februar  1845  erkannt  und  daher  bloß  mit  zwei  Stim- 
men Majorität  das  Steuerpostulat  bewilligt."'*')  Im  Staatsrat 
jedoch  würdigte  man  die  Gründe  nicht,  die  der  Herren- 
stand für  seine  Haltung  in  der  »Steuerfrage  geltend  machte  ^*^^); 
man  wußte  genau,  daß  ihm  die  Wahrung  alter  Rechte  und 
Privilegien  nur  Vorwand  sei,  »einen  mit  dem  Grundprin- 
zipe  der  Monarchie  nicht  wohl  vereinbarlichen  Einfluß  zu  er- 
ringen«."^-) Machte  er  doch  aus  seiner  Absicht  kein  Hehl, 
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sich  als  Repräsentanten  des  Volkes  zu  zeigen  und  nicht 
mehr  wie  bisher  bloß  ständischer  Interessen  halber,  son- 
dern auch  für  das  allgemeine  Wohl  gegen  die  Regierung 
in  die  Schranken  zu  treten.  Einzig  und  allein  von  diesem 
Bestreben  geleitet,  hatte  die  Mehrheit  der  böhmischen  Herren 
die  Ablehnung  des  Steuerpostulats  beschlossen  ^'^•^j,  weshalb 
Graf  Hartig  in  betreff  der  Deputation  um  so  dringender 
die  Annahme  seines  Resolutionsentwurfes  empfahl.  ^^^)  Dieser 
fand  die  volle  Billigung  des  Staatskanzlers,  der  ihn  noch 
durch  einen  Zusatz  verstärkte '^■^);  ebenso  pflichtete  Erzher- 
zog Franz  Karl  dem  beredten  Anwalt  der  königlichen  Prä- 
rogative, und  zwar  mit  der  Erklärung  bei,  daß  seiner  inner- 
sten Überzeugung  nach  die  von  Hartig  entwickelten  Grund- 
sätze »jederzeit  und  in  allen  Fällen  als  Norm  dienen  sollten, 
wo  Landstände  aus  was  immer  für  einem  Teile  der  Mon- 
archie ihre  Bitten  und  Wünsche  vor  den  Thron  Seiner 
Majestät  bringen«.  Am  i8.  Juli  1845  unterzeichnete  der  Kaiser 
den  auch  von  Kolowrat  gebilligten  Resolutionsentwurf. 

Die  Deputierten  waren  inzwischen  wieder  heimgekehrt, 
nachdem  Pillersdorf  sie  noch  der  ständefreundlichen  Ge- 
sinnung der  Hofkanzlei  versichert  hatte.  Sie  harrten  nun 
ungeduldig  des  Bescheids  und  dürften  daher  wohl  schwer- 
lich »in  dulci  jubilo«  gewesen  sein,  wie  der  optimistische 
Erzherzog  es  vermeinte.  ^'^'')  Da  offenbarte  ihnen  das  Hof- 
kanzleidekret vom  2^.  Juli^'^'i  in  deutlicher  Weise  die  Ab- 
sichten der  Wiener  Regierung. 

Als  dieses  Schriftstück  im  Landesausschuß  verlesen 
ward,  stellte  Graf  Albert  Nostitz  den  Antrag,  gegen  den 
königlichen  Vorbehalt  des  Jus  legis  ferendae  zu  remon- 
strieren; er  tat  es  mit  der  Begründung,  daß  der  ständischen 
Körperschaft  die  Gefahr  drohe,  keine  Rechte  mehr,  son- 
dern bloße  »Begnadigungen«  zu  genießen  und  in  die  Reihe 
konzessionierter  Privatgesellschaften  zurückzutreten.  Des- 
halb mißbilligte  er  auch  die  durch  eine  Verordnung  erfolgte 
Abänderung  der  Normen,  welche  die  Ansässigkeit  der 
Landesoffiziere  betrafen.  Die  Mehrheit  des  Ausschusses  er- 
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klärte  jedoch,  daß  die  Verfassung  des  Landes  sich  keines- 
wegs auf  einen  zwischen  den  Ständen  und  der  Krone  ge- 
schlossenen Staatsvertrag  gründe,  vielmehr  ein  Ausfluß  der 
königlichen  Gnade  und  Machtvollkommenheit  sei^*^*);  es 
wurde  sonach  beantragt,  die  Resolution  des  Monarchen 
»zur  beruhigenden  Wissenschaft  zu  nehmen«.  Die  Ent- 
scheidung über  diese  beiden  einander  widersprechenden 
Gutachten  fiel  in  der  Versammlung  vom  9.  und  10.  Dezember. 
Graf  Friedrich  Deym  hielt  eine  lange  Rede,  in  welcher  er 
die  wichtigsten  Punkte  des  Hofdekrets  einer  scharfen  Kritik 
unterzog;  ferner  suchte  er  nachzuweisen,  daß  als  die  Grund- 
lage der  ständischen  Rechte  nicht  die  Landesordnung, 
sondern  das  spätere  Patent  Ferdinands  IL  vom  2g.  Mai 
1627  anzusehen  sei,  auf  das  allein  sich  der  Krönungseid 
beziehe.  Er  stellte  zwei  Anträge,  die  mit  überwiegender 
Majorität  angenommen  wurden:"'^)  die  Stände  erklärten, 
daß  einige  Bestimmungen  des  Hofdekrets  ihren  Freiheiten 
Abbruch  täten,  und  beschlossen  die  Einsetzung  einer  Kom- 
mission, die  ihnen  vorzuschlagen  hatte,  »auf  welche  wirk- 
same und  ehrerbietige  Art«  sie  ihre  althergebrachten 
Rechte  und  Privilegien  schützen  könnten. 

Die  geistliche  Bank  enthielt  sich  der  Abstimmung, 
als  man  zur  Wahl  der  Komiteemitglieder  schritt.  Wüste 
Szenen,  von  dem  Grafen  Deym  heraufbeschworen,  der  den 
Präsidenten  am  liebsten  in  Anklagezustand  versetzt  hätte, 
waren  die  Folge;  sie  veranlaßten  den  Fürsten  Karl 
Schwarzenberg  zu  der  Äußerung,  man  werde  noch  »Pistolen 
und  Säbel«  mit  in  die  Landstube  bringen  müssen.  ^''<^)  Erz- 
herzog Stefan  suchte  in  einem  an  den  Grafen  Kolowrat 
gerichteten  Schreiben  die  Sache  zu  beschönigen;  er  meinte, 
daß  derartige  Scharrhützel  zwar  nicht  erfreulich  seien,  »aber 
den  elektrischen  Stoff  entladen,  der  sonst  vielleicht  bei 
Regierungsanträgen  und  Maßregeln  höchst  unliebsam  her- 
vorbrechen würde«.  1^')  Gleich  nüchtern  dachte  Graf  Kolo- 
wrat, dem  die  Gewißheit  genügte,  daß  die  böhmischen  Oppo- 
nenten  unter    den  Augen    der  Polizei    standen;    die  Land- 

40 


tagsverhandlungen  waren  immerhin  glatt  verlaufen,  trugen 
sogar  »den  Charakter  der  Ruhe  und  besonnener  Über- 
legung« und  es  durften  daher  die  konfidentiellen  Berichte 
lediglich   »zur  allerhöchsten  Wissenschaft  dienen«. ^'2) 


Die  ständischen  Beratungen  vom  August  1845  ließen 
deutlich  genug  die  Absicht  erkennen,  mit  denen  sich  die 
Oppositionspartei  trug:^'^j  man  wollte  es  der  Legislative 
konstitutioneller  Staaten  gleichtun  und  ebenfalls  das  Recht 
der  Steuerbewilligung  ausüben,  um  so  Einfluß  auf  die  Fi- 
nanzverwaltung und  die  Gesetzgebung  zu  nehmen.  Ein 
Mittel,  das  zum  Ziele  führen  konnte,  boten  die  seit  1843 
wieder  üblichen  Landtagschlüsse.  ^'^)  Denn  unterbreitete 
man  sie  dem  Monarchen  nicht,  ehe  zwischen  den  Ständen 
und  dem  Thron  eine  völlige  Einigung  über  die  Landtags- 
verhandlungen erzielt  war,  so  hing  es  ganz  von  der  Laune 
der  Stände  ab,  die  Ausschreibung  und  auch  die  legale  Ein- 
hebung der  Steuern  zu  verzögern.  Ohne  Landtagschluß  kein 
Geld  —  so  dachte  die  Opposition. 

Die  Steuerfrage  war  sonach  eine  Klippe,  an  der  die 
Regierung  scheitern  konnte,  und  dieser  Möglichkeit  mußte 
vorgebeugt 'werden.  Es  gab  allerdings  einen  Ausweg,  den 
Erzherzog  Stefan  empfahl:  dreinschlagen  und  die  Verfassung 
ganz  über  den  Haufen  werfen.  Nur  sah  der  kaiserliche 
Prinz  noch  größeres  Unheil  hereinbrechen,  sobald  Advo- 
katen und  Bürger  an  Stelle  des  Herren-  und  Ritterstandes 
zur  Herrschaft  gelangten;  er  meinte  daher,  daß  man  sich 
des  von  ihm  vorgeschlagenen  Mittels  bloß  im  äußersten 
Fall  und  gleichsam  als  eines  Ultimatums  bedienen,  jetzt 
aber  das  Augenftierk  auf  die  Bildung  einer  regierungs- 
freundlichen Majorität  richten  sollte.  ^'■') 

Eine  prinzipielle  Frage  hatte  den  neuerlichen  Zwist 
zwischen  der  Opposition  und  dem  Grafen  Salm  veranlaßt: 
dieser  bestritt  den  Ständen  das  Recht,  im  Fall  einer  un- 
günstigen Erledigung  der  ersten  Lantagschrift  so  lange  zu 
remonstrieren    und    königliche  Reskripte  zu  erwirken,    bis 
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keine  Meinungsverschiedenheit  mehr  herrschte.  Er  glaubte 
den  gordischen  Knoten  gelöst,  wenn  eine  neu  auszuschrei- 
bende Versammlung  den  Entwurf  des  Landtagschlusses  im 
Sinne  der  Resolution  vom  ii.  Mai  1845  beriete  und  die 
Herausgabe  einer  provisorischen  Landtagsordnung  erfolgte. 

Die  Hofkanzlei  jedoch  beurteilte  die  Dinge  wesentlich 
anders:  sie  fand,  daß  der  ständische  Präsident  weder  klug, 
noch  entschlossen  gehandelt  und  sich  ganz  unnötigerweise 
in  einen  Streit  eingelassen  habe.  ^^*^)  Ebensowenig  wurden 
seine  beiden  Vorschläge  gebilligt,  von  denen  der  eine  als 
unzeitgemäß,  der  andere  als  gefährlich  galt.  Der  Oberste 
Kanzler  beantragte  bloß  eine  Instruktion  für  den  Grafen 
Salm,  die  sich  dieser  selbst  erbeten  hatte,  ^^'^j 

Hartig  empfahl  dasselbe;  denn  auch  er  sah  noch  keinen 
Grund,  die  Saiten  hoch  zu  spannen.  Immerhin  täuschte  er 
sich  nicht  über  die  Aspirationen  der  Stände;  es  erschien 
ihm  daher  ratsam,  daß  die  Regierung  beizeiten  Anstalten 
treffe,  durch  constitutiones  regias  das  Landtagszeremoniale 
endgültig  zu  regeln^"*),  um  in  Hinkunft  weiteren  Ausschrei- 
tungen zu  begegnen.  Ein  Akt  der  legalen  königlichen  Ge- 
walt sollte  den  Ständen  ihre  wahre  Stellung  wieder  gegen- 
wärtig machen,  die  sie  angesichts  der  «Verhältnisse  in  Un- 
garn und  Preußen  schier  aus  den  Augen  verloren  hätten. 
Hartig  wünschte  sonach  für  künftige  Fälle  kein  Proviso- 
rium, sondern  ein  Gesetz,  und  er  beantragte,  daß  ein  Ko- 
mitee der  Hofkanzlei  unter  Beiziehung  Salms  die  von 
diesem  schon  ausgearbeitete  Landtagsordnung  begutachte.  '"^) 
Metternich  stimmte  für  Hartigs  Resolutionsentwurf  und  die 
kleine  Änderung,  die  Kolowrat  vorgenommen  hatte i*'^); 
auch  Erzherzog  Franz  Karl  äußerte  sich  a'ierkennend,  weil 
er  die  Möglichkeit  sah,  die  verirrten  Stände  auf  den  rechten 
Weg  zu  bringen.  Der  Erfolg  hing  allerdings  nicht  wenig 
von  der  Haltung  des  ständischen  Präsidenten  ab  und  da 
hegte  der  Staatskanzler  gar  ernste  Befürchtungen.  1^') 

Am  16.  November  1845  erfloß  die  kaiserliche  Ent- 
schließung   und    am  2.  März    1846    beriet    das    Hofkanzlei- 
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komitee  mit  dem  Grafen  Salm  die  von  diesem  ausg-earbei- 
tete  provisorische  Landtagsordnung-;  dem  staatsrätlichen 
Sektionschef  Hartig  oblag  die  Aufgabe,  das  Gutachten  des 
Komitees  zu  prüfen. 

Das  neue  Reglement  zerfiel  in  31  Paragraphe,  von 
denen  bloß  vier  nicht  ausschließlich  dem  Zeremoniell  ge- 
widmet waren.  Der  eine  verfügte,  daß  die  landesfürstlichen 
und  ständischen  Organe  gleich  nach  beschlossener  Land- 
tagsschrift  die  Ausschreibung  und  Einhebung  der  Steuern 
vornehmen  sollten  ^^-):  einem  anderen  Paragraphen  zufolge 
hatten  die  Stände  den  Entwurf  des  Landtagschlusses  un- 
verzüglich, also  ohne  weitere  Debatte,  der  kaiserlichen 
Sanktion  zu  unterbreiten. '®-'')  Salm  glaubte,  daß  man  ihnen 
dadurch  jede  Möglichkeit  nehmen  könnte,  die  Steueraus- 
schreibung mutwillig  zu  verzögern.  Eine  solche  war  jedoch 
nach  der  Meinung  der  Hofkanzlei  an  keinen  Landtagschluß 
gebunden  1*'^)  und  die  Wiederholung  von  Sitzungen  und 
Diätalschriften  daher  völlig  belanglos.  Hartig  pflichtete  diesem 
Votum  mit  der  Erklärung  bei,  daß  ständischen  Körper- 
schaften gegenüber  der  Grundsatz  gelten  müsse,  ^ nichts  vom 
Throne  aus  zu  verbieten,  w^as  nicht  absolut  schädlich  sei«.^^-^) 

Ein  dritter  Paragraph  setzte  fest,  daß  im  Landtag 
einzig  und  allein  die  Postulatenfrage,  alles  übrige  aber,  ja 
selbst  die  Art  der  Steuereinhebung,  bloß  in  den  engeren 
ständischen  Versammlungen  erörtert  werden  dürfe.  ^*'^)  Das 
Hofkanzleikomitee  verwarf  diese  Bestimmung,  weil  sie 
früheren  Erlässen  widerspreche'''')  und  •  es  nicht  angehe, 
wichtige  -und  mit  der  Steuerentrichtung  zusammenhängende 
Einzelfragen  von  den  Landtagsverhandlungen  auszuschließen. 

Ebensowenig  fand  der  Paragraph  über  das  städtische 
Votum  den  Beifall  des  Komitees:  Salm  hatte  die  .städti- 
schen Vertreter,  trotz  Widerspruch  einer  Partei  der  Stände, 
nie  curiatim,  sondern  immer  einzeln  abstimmen  lassen, 
w^elchen  Brauch  die  neue  Landtagsordnung  nun  rechts- 
kräftig festsetzen  sollte. ^^*)  Das  konnte  jedoch  unmöglich 
geschehen,  ehe  sich  die  Stände  geäußert  hatten. 
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Entfielen  die  vier  Punktationen,  so  erübrigte  ein  ver- 
altetes, lästiges  Zeremoniell,  das  aber  nur  im  Einvernehmen 
mit  den  Ständen  abzuändern  war.'^'*)  Übrigens  bedurfte 
man  keiner  neuen  Landtagsordnung,  sobald  der  Kaiser 
das  Mittel  billigte,  das  die  Opposition  entwaffnen  sollte; 
denn  auch  Salm  bezweckte  nichts  anderes.  Das  Komitee 
stimmte  daher  gegen  die  Annahme  des  Reglements.  Salm 
erbat  sich  für  diesen  Fall  eine  Instruktion,  die  er  den 
Ständen  vorw^eisen  dürfe.  Die  Mehrheit  empfahl  sie,  nicht 
so  der  Oberste  Kanzler,  der  eine  ostensible  Weisung  aus 
denselben  Gründen  widerriet,  die  ihn  und  die  übrigen 
Votanten  zur  Ablehnung  des  Reglements  veranlaßt  hatten; 
er  wollte  sich  nur  dazu  verstehen,  daß  dem  ständischen 
Präsidenten  auf  dessen  Wunsch  eine  Anleitung  zu  persön- 
lichem Gebrauch  gegeben  werde. 

Der  staatsrätliche  Sektionschef  huldigte  der  gleich*  n 
Ansicht.  Was  hingegen  die  Einführung  einer  Landtags- 
ordnung betraf,  so  dachte  er,  daß  sie  dermalen  allerdings 
unzeitgemäß  wäre,  in  der  Folge  jedoch  sich  wohl  als  not- 
wendig erweisen  dürfte.  Warum  also  das  Salmsche  Projekt 
verwerfen?  Zeigte  es  doch,  wie  man  die  Aufgabe  lösen 
könnte,  die  vielfachen  Übelstände  und  Zweifel  in  einem 
der  königlichen  Prärogative  völlig  entsprechenden  Sinne 
und  ohne  Verletzung  irgend  welcher  Bestimmung  des 
böhmischen  Staatsrechtes  zu  beseitigen;  es  brauchte  ledig- 
lich ergänzt  oder  umgeändert  zu  werden,  wenn  der- 
einst die  Regelung  der  Landtagsverhandlungen  durch  con- 
stitutiones  regias  erfolgen  müßte.  Dieser  Überzeugung  ge- 
mäß verfaßte  Hartig  den  Resolutionsentwurf,  den  der 
Kaiser  am  12.  April  1846  genehmigte.  Das  Statut  blieb 
bis  auf  weiteres  in  den  Akten  der  Hofkanzlei  verwahrt, 
seinem  Urheber  aber  wurde  nebst  der  vom  Obersten  Kanzler 
empfohlenen  Belehrung  über  die  Pflichten  eines  Landtags- 
direktors auch  die  kaiserliche  Anerkennung  zuteil,  ^^'^j 
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Das  Komitee  zur  Wahrung  ständischer  Rechte  schmie- 
dete die  Waffe,  die  gegen  die  Regierung  gezückt  werden 
sollte.  DieStände  buhlten  inzwischen  um  die  Gunst  der  öffent- 
lichen Meinung,  als  der  kräftigsten  Förderin  politischer 
Aspirationen:  Leinenindustrie.  Pferdezucht,  Hypotheken- 
bank und  ähnliches,  all  dies  wurde  eifrigst  beraten.  Gleich 
lebhaft  erörterte  man  auch  die  Frage  der  städtischen  Ver- 
tretung; nur  lüftete  die  Opposition  bei  diesem  Anlaß  den 
Schleier,  der  ihre  Pläne  verhüllte;  sie  suchte  Bundes- 
genossen und  beantragte  daher,  daß  gewählte  Repräsen- 
tanten der  Städte  die  von  der  Regierung  ernannten  und 
von  dieser  abhängigen  Bürgermeister  und  Räte  ersetzen 
sollten.  Die  Mehrheit  war  jedoch .  keineswegs  gesonnen, 
Lockvögel  des  Repräsentativsystems  in  die  Landstube  zu 
rufen,  und  so  waren  sieben  Virilstimmen  für  die  könig- 
lichen Städte  die  einzige  Konzession,  die  man  dem  Bürger- 
tum machte.''-")  Auch  die  Grundholden  wurden  der  Be- 
rücksichtigung gewürdigt,  schon  deshalb,  weil  es  den  An- 
schein hatte,  als  sollten  die  galizischen  Unruhen  nicht  ohne 
Einfluß  auf  Böhmen  bleiben;  einige  Gemeinden  verwei- 
gerten die  Schuldigkeiten,  das  Militär  mußte  einschreiten 
und  da  äußerten  viele  Mitglieder  des  Hochadels,  denen 
um  Gut  und  Leben  bangte,  den  Wunsch  nach  Regelung 
der  Untertänigkeitsverhältnisse.  Nicht  allein  die  Furcht 
diktierte  ihn,  auch  der  Unmut  über  das  Hofdekret  vom 
II.  April  1846,  welches  bestimmte,  daß  die  Ausschreibung 
und  Einhebung  der  Steuern  gleich  nach  Annahme  des 
Postulats,  also  vor  dem  Landtagschluß,  erfolgen  müßte."-) 
Graf  Friedrich  Deym  kannte  ein  Mittel,  diese  Verordnung 
zu  umgehen,  die  einem  der  ältesten  ständischen  Rechte 
zuwiderlief,  »aber  —  so  rief  er  aus  —  es  kostet  Geld,  sehr 
viel  Geld!«^^-'j  Nur  wenigen  teilte  er  seinen  Plan  mit. 

Deym  war  gleichsam  der  Regisseur  im  ständischen 
Theater  und  wußte  als  solcher  die  Rollen  geschickt  zu 
verteilen:  die  des  Großmütigen  übernahm  in  der  Regel 
Graf  Josef  M.  Thun,    der    gern  populär  sein  wollte,    wäh- 
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rend  Graf  Albert  Nostitz,  der  gar  nichts  anstrebte  und 
nur  die  Unabhängigkeit  liebte,  sehr  gut  gebraucht  werden 
konnte,  wenn  es  einen  Vorstoß  gegen  die  Regierung  galt. 
Und  so  inszenierte  Deym  auch  am  25.  Mai  1846  ein  Schau- 
spiel, in  welchem  er  dem  Oberstlandeskämmerer  die  Haupt- 
rolle übertrug. 

An  diesem  Tage  versammelten  sich  die  Stände,  um 
das  Erfordernis  für  1847  zu  beraten.  Die  geistliche  Bank 
erklärte  sich  für  die  Annahme  der  postulierten  Summe, 
die  man  in  der  Tat  einstimmig  votierte.  Nur  schieden  die 
Stände  den  Grundsteuerzuschlag,  welcher  die  Kriminal- 
kosten repräsentierte,  als  einen  außerordentlichen  Zuschuß 
aus  und  bewilligten  ihn  einzig  und  allein  mit  Rücksicht 
auf  die  galizischen  Wirren. ''•^^)  Nun  erhob  sich  Graf  Thun. 
Er  nannte  die  Stände  »Vertreter  des  Volkes«,  denen  die 
Pflicht  obliege,  dem  schwer  gedrückten  Untertan  die  Bürde 
zu  erleichtern:  »Die  Verhältnisse  des  Landes  wie  mit 
einem  Zauberstabe  umzugestalten,  steht  leider  nicht  in 
unserer  Macht;  aber  den  Grund  können  wir  legen  zu  einem 
erfreulichen  Wohlstand,  vorbereiten  können  wir  eine  bessere 
Zukunft.«  Und  da  meinte  der  Redner,  daß  sich  das  bisherige 
Mißverhältnis  der  beiderseitigen  Schuldigkeiten  wohl  aus- 
gleichen ließe,  wenn  man  die  Steuerlast  der  Rustikalisten 
um  350.000  Gulden  verminderte  und  die  Zahlung  dieser 
Summe  dem  Dominikale  übertrüge.'^'')  Graf  Deym  durfte 
sich  eines  großen  Erfolges  berühmen:  der  Thunsche  An- 
trag, den  er  selber  formuliert  hatte,  wurde  mit  41  Stimmen 
gegen  10  zum  Beschluß  erhoben '^^)  und  —  der  Regierung 
eine  Falle  gestellt.  Denn  man  wollte  sie  durch  die  neue 
Repartierungsart,  welche  der  Kaiser  erst  genehmigen 
sollte,  daran  hindern,  die  Ausschreibung  und  Einhebung 
der  Steuern  noch  vor  dem  Landtagschluß  zu  verfügen. 
Wenn  sie  ferner  das  zugunsten  der  Rustikalisten  gemachte 
Angebot  nicht  bald  approbierte  oder  gar  ablehnte,  so 
verlor  sie  vollends  ihr  Ansehen  im  Lande  und  es  galt  die 
ständische  Körperschaft    als    die  wahre  Wohltäterin    des 
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Volkes;  einige  böhmische  Herren  dürften  daher  nicht  un- 
gern mit  der  Möglichkeit  eines  ungünstigen  Bescheides 
gerechnet  haben.  Erzherzog  Stefan,  dem  die  wenig  lauteren 
Absichten  Deyms  und  seiner  Parteigänger  kein  Geheimnis 
blieben,  erkannte  die  Nutzlosigkeit  noch  so  eindringlicher 
Ermahnungen.  Doch  glaubte  er,  daß  kleine  Gefälligkeiten 
den  Grafen  Deym  der  Regierung  verpflichten  und,  wenn 
auch  nicht  ganz  unschädlich,  so  doch  »raisonnabler«  machen 
könnten.  Der  Anlaß  hiezu  bot  sich  von  selbst,  als  der  ge- 
fürchtete Mann  eine  Bitte  an  den  Monarchen  richtete, 
deren  Erfüllung  Graf  Kolowrat  ebenso  warm  wie  der 
kaiserliche  Prinz  befürwortete.'^') 

Dieser  hatte  inzwischen  die  unverzügliche  Genehmi- 
gung des  ständischen  Beschlusses  vom  25.  Mai  1846  als 
das  beste  Mittel  empfohlen,  den  Umtrieben  der  regierungs- 
feindlichen Partei  zu  begegnen. i*^^)  Hofkanzlei  und  Staats- 
rat erklärten  sich  ebenfalls  dafür  ^9^),  allerdings  mit  ver- 
bissenem Ärger;  plante  doch  die  Regierung  schon  seit 
geraumer  Zeit  eine  billige  Ausg-leichung  des  Steuerver- 
hältnisses zwischen  obrigkeitlichem  und  untertänigem  Be- 
sitz^oo)  und  nun  kamen  ihr  die  Stände  zuvor,  die  auch  in 
dieser  Hinsicht  dem  ungarischen  Beispiel  folgten.  Nichts- 
destoweniger beantragte  ein  Mitglied  des  Staatsrats  ^oi), 
ihnen  die  allerhöchste  Zufriedenheit  bekanntzugeben,  was 
jedoch  von  den  übrigen  ganz  entschieden  abgelehnt  wurde. 
Man  durchschaute  die  Opposition,  wollte  sich  ihr  gegen- 
über nicht  ins  Unrecht  setzen  und  bat  daher  den  Kaiser, 
daß  er  die  neue  Steuerrepartierung  vom  Jahre  1847  ^^i, 
und  zw^ar  mit  der  ausdrücklichen  Erklärung  in  Kraft  treten 
lasse,  es  seien  die  Stände  durch  ihren  Beschluß  der  zu 
wiederholten  Malen  geäußerten  Absicht  der  Regierung 
»näher  gerückt«,  die  Grundsteuer  nach  einem  gerechteren 
Maßstab  zu  verteilen.  Am  25.  August  1846  unterzeichnete 
Ferdinand  den  ihm  vorgelegten  Resolutionsentwurf.-''-) 

Die  Regierung  hatte  also  das  ständische  »Cadeau« 
nicht  zurückgewiesen,  vielmehr  ohne  Zögern  angenommen. 
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Wie  sehr  verdroß  dies  die  böhmischen  Herren  und  wie 
grollten  sie  nun  dem  Grafen  Deym.'^^'^)  Sie  sahen  sich  über- 
listet. Viele  blieben  daher  im  Oktober  1846  der  Versamm- 
lung fern,  die  den  Landtagschluß  votieren  sollte;  nur 
wenige  wohnten  ihr  bei,  in  der  Absicht  jedoch,  die  Sache 
womöglich  noch  rückgängig  zu  machen.  Der  so  rasch  prä- 
sentierte Steuerschein  wirkte  abkühlend  und  »Die  Grenz- 
boten« spotteten  weidlich  über  diesen  »Temperaturwechsel 
ständischer  Großmut«. 2°*) 

Graf  Prokop  Lazanzky  suchte  in  einer  anderthalb- 
stündigen  Rede  nachzuweisen,  daß  die  frühere  Repartition 
der  Grundsteuer  gerecht,  die  neue  Belastung  der  Dominien 
hingegen  unbillig  sei;  schließlich  stellte  er  folgenden  An- 
trag: Die  Stände  erklären  ausdrücklich,  daß  sie  das  frag- 
liche Opfer  zunächst  bloß  für  das  Jahr  1847,  und  zwar 
keineswegs  in  Anerkennung  einer  Überbürdung  der  Rusti- 
kalisten bringen  wollten;  es  habe  lediglich  »als  ein  groß- 
mütiges Geschenk  der  Grundherrschaften«  zu  gelten.  Man 
verwarf  diesen  Vorschlag,  wüste  Szenen  folgten,  bis  end- 
lich die  kaiserliche  Resolution  in  allen  ihren  Punkten  an- 
genommen und  danach  die  Schlußschrift  abgefalSt  wurde; 
die  Opposition  mußte  sich  damit  bescheiden,  daß  ihre  Ver- 
wahrung im  Landtagsprotokoll  Eingang  fand.^o^)  Die 
Gegner  der  neuen  Repartition  blieben  aber  nicht  müßig, 
und  so  rechnete  die  Wiener  Regierung  mit  der  Möglich- 
keit, daß  die  ständische  Körperschaft  im  nächsten  Landtag 
auf  die  ursprüngliche  Verteilungsart  zurückkommen  werde; 
der  Oberste  Kanzler  erhielt  daher  die  Weisung,  beizeiten 
alle  Vorkehrungen  zu  treffen  und  die  von  dem  Grafen 
Lazanzky  erbrachten  Daten  »der  gehörigen  Prüfung«  zu 
unterziehen.-^'^) 

Noch  eine  andere  Frage  beschäftigte  die  Regierung: 
die  städtischen  Kriminalkosten  waren  ohne  jede  Erläute- 
rung auch  für  das  Verwaltungsjahr  1847  der  Grundsteuer 
zugeschlagen  worden. "-°'')  Dieses  völlige  Stillschweigen  über 
den  Titel    des  Mehrerfordernisses    hatte  lebhafte  Debatten 
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veranlaßt,  deren  Wiederholung  der  Oberste  Kanzler  gern 
vermieden  sehen  wollte;  er  glaubte  alle  Schwierigkeiten 
behoben,  wenn  die  Instruktion  der  Landtagskommissäre 
einige  aufklärende  Worte  enthielte. "-°^) 

Graf  Hartig  sprach  sich  ganz  entschieden  gegen  eine 
derartige  Neuerung  aus,  »die  ein  Präjudikat  für  künftige 
Fälle  begründen  würde «.2''^)  Er  mißbilligte  den  unglückseli- 
gen Schritt,  die  als  Staatslast  erkannten  Kriminalkosten 
auf  eine  einzige  Provinz  zu  verteilen;  nun  aber  dies  schon 
zweimal  erfolgt  war,  widerriet  er  jede  Rechtfertigung,  um 
den  Ständen  keinen  Anlaß  zu  geben,  den  Grundsatz  der 
Umlage  anzufechten.-'^')  Der  Oberste  Kanzler  hatte  eine 
außerordentliche  Maßregel  empfohlen,  da  ihm  vor  dem 
kommenden  Landtag  bangte.  Hartig  jedoch  sah  kalten 
Bluts  den  Ereignissen  entgegen:  mochten  die  Stände  immer- 
hin Lärm  schlagen!  In  einem  nichtkonstitutionellen  Lande 
konnte  ihre  Erregung  nur  dann  bedenklich  werden,  »wenn 
—  so  äußerte  sich  Graf  Hartig  —  die  Regierung  sie 
fürchten  will«.  Kolowrat  meinte  dasselbe;  auch  er  fürch- 
tete nichts,  obwohl  einige  Mitglieder  der  ständischen  Kör- 
perschaft das  Mehrerfordernis  offenbar  in  der  Absicht  be- 
mängelt hatten,  ihr  vermeintliches  Steuerverweigerungs- 
recht darzutun.  Nur  nicht  an  dieser  Frage  rühren!  Keinen 
Staub  aufwirbeln,  weder  in  der  Monarchie  selbst,  noch  in 
Preußen  und  Sachsen!  So  dachte  Kolowrat,  der  gleich  dem 
Grafen  Inzaghi  eine  folgenschwere  Diskussion  vermeiden 
wollte.  In  der  Tat  genehmigte  der  Kaiser  den  Resolutions- 
entwurf des  Obersten  Kanzlers,  nachdem  sich  auch  die 
Erzherzoge  Ludwig  und  Franz  Karl  dafür  erklärt  hatten. -^^) 

Der  leidige  Vorbehalt,  der  in  der  Resolution  vom 
i8.  Juli  1845  seine  Auferstehung  feierte,  war  die  Quelle 
peinlicher  Verlegenheiten  und  unliebsamer  Verhandlungen; 
der  Hinweis  auf  ihn  hatte  erbittert,  statt  Achtung  und 
Gehorsam  einzuflößen.  Denn  das  Komitee  zur  Wahrung 
ständischer  Rechte^'ä)  sah  nicht  in  der  erneuerten  Landes- 
ordnung, sondern   »in  den  ursprünglichen,   demokratischen, 
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dem  Regenten  von  Böhmen  niemals  übertragenen  Volks- 
rechten« die  eigentliche  Grundlage  der  ständischen  Frei- 
heiten und  es  widerlegte  die  Lehre  von  dem  königlichen 
Vorbehalt,  da  sich  dieser  bei  den  meisten  Privilegien  gar 
nicht  nachweisen  lasse ^^ 3);  die  Stände  wurden  daher  gebeten, 
»ehrerbietig  und  würdevoll '<  zu  erklären,  daß  sie  sich  gegen 
jede  einseitige  Änderung  ihrer  Gerechtsame  und  der  Lan- 
deskonstitution feierlichst  verwahren  und  auch  entschlossen 
seien,  die  eine  sowohl  wie  die  andere  pflichtgetreu  durch 
verfassungsmäßige  Mittel  zu  schützen. 21^)  Unter  diesen  ver- 
stand das  Komitee  nicht  bloß  Vorstellungen  und  Deputa- 
tionen, sondern  auch  die  Anrufung  des  Deutschen  Bundes 
und  —  die  Verweigerung  der  Steuern.-'^)  Der  Landesausschuß 
hingegen  bewies  die  Hinfälligkeit  der  gestellten  Anträge 
und  empfahl  deren  Ablehnung. ■•^'*')  Die  Entscheidung  lag 
nun  bei  den  Ständen  und  da  wollte  Erzherzog  Stefan  nichts 
verabsäumen,  was  die  Rädelsführer  einschüchtern  und  die 
Sache  ins  richtige  Geleise  bringen  konnte:  er  besprach  sich 
mit  den  Anhängern  der  Regierung,  zeigte  den  Radikalen 
ein  strenges  Gesicht  und  nahm  den  Landrat  Neuberg  wegen 
dessen  Einflusses  auf  die  Ritterbank  noch  besonders  ins 
Gebet.2^")  Dieses  »Officium  boni  viri«,  wobei  jedoch  die 
Regierung  aus  dem  Spiel  gelassen  werden  mußte,  blieb 
nicht  ohne  Erfolg:  Die  Stände  beschlossen  zwar,  das  Gut- 
achten des  Landesausschusses  als  nicht  vorhanden  anzu- 
sehen, da  er  nach  ihrem  Dafürhalten  weder  die  Anträge 
eines  ständischen  Komitees  prüfen,  noch  die  Verfassung 
auslegen  durfte;  wohl  beantragte  Friedrich  Deym,  in  der 
Frage  des  königlichen  Vorbehalts  eine  Adresse  an  den 
Monarchen  zu  richten  —  seine  häufigen  Ausfalle  erregten 
aber  den  Unwillen  der  gemäßigten  Partei  und  veranlaßten 
den  Fürsten  Karl  Schwarzenberg  zu  folgender  Äußerung: 
»Mir  ist  das  Wort  des  Königs  mehr  wert  und  auch  heiliger, 
als  Eide  und  Formalitäten  auf  dem  Papier«  2^^);  ebenso  er- 
griff Neuberg,  der  seine  Landratstelle  nicht  gern  einbüßen 
wollte,    die   Partei    der   Regierung    und    schließlich    wurde 
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der  Vorschlag  Deyms  nur  mit  knapper  Mehrheit  ang-e- 
nommen.219)  Bangen  Herzens  mögen  damals  die  böhmischen 
Herren  nacti  Wien  gereist  sein,  wo  sie  die  ständische 
Körperschaft  bei  der  feierlichen  Bestattung  des  Erzherzogs 
Karl  vertreten  sollten.  Eingeschüchtert  heimgekehrt,  suchten 
sie  wenigstens  den  Ton  der  Adresse  zu  mildern,  was  ihnen 
auch  gelang.  Demut  und  Ergebenheit  sprachen  aus  dieser 
Landtagsschrift: --0)  Ferdinand  hatte  genügende  Garantien 
für  die  Rechtsgültigkeit  der  ständischen  Verfassung  ge- 
geben, man  vertraute  seinem  königlichen  Wort  und  es 
entfiel  daher  der  Hinweis  auf  die  gesetzlichen  Schutzmittel; 
die  Verwahrung  »gegen  jede  einseitige  Änderung  der  Pri- 
vilegien durch  einen  künftigen  Kaiser  Joseph«  fand  bloß 
im  Protokoll  Eingang. 

Es  lag  auch  der  Antrag  vor,  den  Kaiser  zu  bitten, 
daß  er  nur  einheimische  und  im  Königreich,  begüterte 
Edelleute  zu  Landesoffizieren  ernennen  möge  —  Fremden, 
so  sollten  die  Stände  ausdrücklich  erklären,  würde  die 
Anerkennung  versagt  bleiben.  Die  Mehrheit  hatte  bisher 
in  derselben  Frage  nichts  weniger  als  Loyalität  an  den 
Tag  gelegt;  jetzt  aber,  da  ihnen  tüchtig  der  Kopf  ge- 
waschen ward,  regte  sich  ihr  Gewissen:  tadelnde  Bemer- 
kungen fielen  und  Neuberg  schwur  hoch  und  teuer,  daß  er 
unter  »nichtanerkennen«  bloß  —  » remonstrieren  <<  verstehe. 
Schließlich  wurde  ein  Ausdruck  gewählt,  der  dieser  Deu- 
tung entsprach."--') 

Ein  anderer  Komiteebericht  betraf  die  vom  Gubernium 
noch  nicht  genehmigte  Drucklegung  der  Modalitäten  der 
Einführung  in  den  Landtag.  Fürst  Lamberg  ergriff  diesen 
Anlaß  und  forderte  die  Stände  auf,  die  Regierung  um  mil- 
dere Zensurgesetze  zu  bitten-'--);  Franz  Thun  der  Jüngere 
empfahl  sogar,  sich  der  Wiener  Schriftstellerpetition  anzu- 
schließen. Die  bekehrten  Liberalen  hingegen  wollten  weder 
die  Regierung  noch  die  öffentliche  Meinung  erzürnen;  sie 
wählten  daher  die  goldene  Mittelstraße  und  setzten  es 
durch,    daß    der    Thunsche    Vorschlag    abgelehnt    und    der 
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Monarch  bloß  um  eine  entsprechende  Erleichterung  der 
Zensur  gebeten  wurde. --•^) 

Die  Opposition  hatte  einige  Stellungen  geräumt;  um 
so  hartnäckiger  verteidigte  sie  den  eigentlich  strategischen 
Punkt:  ihr  Steuerbewilligungsrecht. 

Die  geistliche  Bank  äußerte  nochmals  die  Ansicht,  daß 
der  Dominikai-  und  Rustikalgrundbesitz  bis  zum  Jahre  1847 
nach  einem  g-leichen  Maßstab  besteuert  worden  sei;  sie  ließ 
daher  den  Titel  einer  früheren  Überbürdung  der  Untertanen 
nicht  gelten,  auf  den  sich  die  Mehrzahlung  gründete,  und 
sie  erklärte  sich  zu  deren  Übernahme  nur  für  den  Fall 
bereit,  daß  man  die  im  Extraordinarium  eingestellte  Summe 
zu  gemeinnützigen  Landeszwecken  verwende.'--^)  Die  Mehr- 
heit der  Stände  nahm  auf  die  im  geistlichen  Votum  ent- 
haltenen Beisätze  keinerlei  Rücksicht  und  beschloß  die 
Repartition  nach  demselben  Maßstab  wie  für  das  Jahr  1 847 -'^■'•); 
der  Beitrag  zu  den  Kriminalkosten  hingegen  wurde  abge- 
lehnt und  der  Landesausschuß  beauftragt,  die  Steuern  erst 
nach  dem  Landtagschluß  auszuschreiben  —  und  nun  drohte 
der  Bruch  mit  der  Regierung. 

Erzherzog  Stefan,  seit  drei  Monaten  bereits  Statthalter 
von  Ungarn,  führte  noch  die  Geschäfte.  Rastlos  hatte  er 
sich  um  das  materielle  Wohl  des  Landes  bemüht,  auch 
Kunst  und  Wissenschaft  gefördert  und  in  manchem  harten 
vStrauß  seine  Persönlichkeit  zur  Geltung  gebracht.  Liebens- 
würdigkeit und  Gerechtigkeitssinn  bildeten  den  Grundzug 
seines  Wesens;  das  Volk  vergötterte  den  ritterlichen 
Prinzen,  dem  die  Stände  sogar  die  Bitte  unterbreiteten, 
auch  alsPalatin  die  Verwaltung  Böhmens  leiten  zu  wollen.--'') 
Und  nun  der  so  traurige  Abschluß  seiner  Statthalterschaft  — 
Teuerung  und  Not  im  Lande,  Parteizwist,  Hader  zwischen 
den  Ständen  und  der  Regierung.  Stefan  empfahl  eine 
energische  Sprache  und  da  meinte  er,  daß  der  Majorität 
das  Mißfallen  des  Kaisers,  der  loyalen  Minorität  aber  die. 
allerhöchste  Anerkennung  ausgedrückt  und  die  ständische 
Körperschaft    zugleich     aufgefordert    werden     sollte,     den 
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Kriminalkostenbeitrag-  zu  votieren.  Blieb  der  Erfolg  aus, 
so  gab  es  nach  der  Ansicht  des  Erzherzogs  noch  andere 
Mittel,  die  Opposition  kirre  zu  machen:  man  hielt  sich 
an  die  Hetzer,  verbot  ihnen  den  Besuch  des  Landtags  und 
zog  die  Haupträdelsführer  in  Untersuchung;  im  äußersten 
Fall  berief  man  die  Stände  nicht,  ehe  sie  anderen  Sinnes 
geworden  waren.  Die  Regierung  konnte  auch  die  Landes- 
ordnung kassieren  und  die  ständische  Körperschaft  aufheben  ; 
Stefan  riet  jedoch  von  einem  derartigen  Gewaltstreich  noch 
ab:  »es  wäre  —  so  sagte  er  —  als  ob  ein  Arzt  für  einen 
Schnupfen  Calomel  gäbe,  während  das  Einreiben  der  Nase 
mit  Unschlitt  genügen  würde;  es  hieße  die  Söhne  der 
jetzigen  Stände  für  etwas  strafen,  wofür  ihre  Väter  zwar 
privative,  doch  aber  nie  von  Seiner  Majestät  offiziell  ge- 
warnt und,  wenn  ich  mich  so  ausdrücken  soll,  gewaschen 
wurden«. 2-')  Geheime  Fäden  spannen  sich  von  Wien  nach 
Prag:  Andrian,  Doblhoff,  Lamberg  und  Konsorten  hatten, 
wie  es  in  den  PoHzeiberichten  hieß,  die  böhmischen  Stände 
»informirt^;  und  zu  manchem  der  letzten  Beschlüsse  ver- 
anlaßt; ja  sie  planten  »noch  weit  ärgere  Dinge.  Der 
kaiserliche  Prinz  sprach  die  Überzeugung  aus,  daß  es  sich 
in  der  Tat  so  verhalte,  und  er  drang  schon  deshalb  auf 
einen  raschen  Entschluß. 2-^) 

Welche  Vorkehrungen  traf  nun  die  Wiener  Regierung? 


Die  Opposition  nannte  den  Landtag  von  1843,  dessen 
Schluß  noch  immer  nicht  erfolgt  war,  »ihr  Voltigirpferd, 
an  dem  sie  sich  in  Aufstellung  prinzipieller  Fragen  übte«.-^) 
Trotz  ausdrückUchem  Verbot  wurde  eine  zweite  Diätalschrift 
eingereicht,  worin  die  Stände  die  bisherigen  Desiderien 
teils  wiederholten,  teils  erweiterten.  Sie  taten  es  mit  der 
Begründung,  sich  rechtfertigen  zu  müssen ;  denn  das  kaiser- 
liche Reskript  enthalte,  »wenn  auch  in  den  gnädigsten 
und  schonendsten  Formen«,  den  Tadel,  daß  sie  die  Landes- 
ordnung verletzt,    also    gleichsam    ein    Majestätsverbrechen 
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begangen  hätten. ■^^^)  »Das  grenzt  an  Persiflage!«,  so  äußerte 
sich  Hartig,  den  nicht  minder  der  Vorschlag  der  Hofkanzlei 
empörte,  die  Diätalschrift  punktweise  zu  beantworten. -^i) 
Er  verwarf  diese  Art  der  Erledigung  und  wollte,  daß  man 
die  ständische  Körperschaft  zu  unbedingtem  Gehorsam  auf- 
fordere.^32)  Und  so  geschah  es  auch^-^^),  nicht  zum  mindesten 
wegen  der  Haltung  der  Majorität  im  letzten  Landtag. 

Der  Kaiser  hatte  in  seiner  Entschließung  vom  1 8.  Juli  1 845 
wohl  auf  den  königlichen  Vorbehalt  hingewiesen,  aber 
zugleich  ausdrucklich  erklärt,  daß  er  die  ständischen  Rechte 
jederzeit  beachten  werde;  selbst  die  Gültigkeit  des 
Majestätsbriefes  vom  2g.  Mai  1627  war  nicht  in  Frage  ge- 
stellt worden.  Dennoch  unterzogen  die  Stände  ihre  Gerecht- 
same einer  neuerlichen  Prüfung.  So  »ungebührlich«  Hartig 
diesen  Schritt  auch  fand,  so  sehr  war  es  ihm  erwünscht, 
daß  sie  nun  selber  ihre  Absichten  deutlich  offenbarten: 
strebten  sie  doch,  wie  aus  der  Landtagschrift  vom  Mai  1847 
erhellte,  nichts  Geringeres  an  als  die  Teilung  der  Re- 
gierungsgewalt mit  dem  Monarchen. ^3^)  Dabei  leugneten 
die  Stände  keineswegs,  daß  Ferdinand  IL  das  Königreich 
Böhmen  »ein  erobertes  Land«  genannt  hatte^^^);  sie  be- 
zeichneten ferner  den  Konfirmationsbrief  vom  29.  Mai  1627 
als  die  Stütze  ihrer  Gerechtsame  und  zitierten  wörtlich  — 
die    einschränkende  Bestätigungsklausel   jenes    Kaisers. -^ß) 

Unvorsichtige  Geständnisse!  Denn  man  gab  der  Re- 
gierung einen  Fingerzeig,  wie  sie  die  Majestätsrechte  am 
wirksamsten  verteidigen  könnte.  Sie  sah  daher  ihre  Stellung 
gegenüber  den  Ständen  wesentlich  gefestigt;  nur  fragte  es 
sich,  ob  sie  davon  auch  den  gehörigen  Gebrauch  machen 
werde.  Hartig  bezweifelte  es,  sobald  die  Hofkanzlei  ohne 
Richtschnur  bliebe;  denn  er  meinte,  daß  sie  in  diesem  Fall 
die  Diätalschrift  mit  »ausweichenden  Phrasen«  erledigen 
dürfte.  Die  Notwendigkeit  erheischte  jedoch  eine  gründliche 
Prüfung  der  ständischen  Ansprüche  und  eine  endgültige 
Regelung  des  beiderseitigen  Verhältnisses.  Hartig  stellte 
demnach  seinen  Antrag  und  sprach  zugleich  freimütig  die 

54 


Überzeugung  aus,  man  habe  die  meisten  Provinzialstände 
bisher  unterschätzt,  ja  mißachtet  und  sie  in  recht  unzarter 
und  verletzender  Weise  die  Superiorität  derlandesfürsthchen 
Behörden  fühlen  lassen,  um  sie  »zu  Nullen  im  Staatsleben 
zu  machen«.  So  äußerte  sich  der  Mann,  den  die  Stände 
für  ihren  größten  Widersacher  hielten.  Allerdings  räumte 
er  ihnen  bloß  das  Recht  ein,  innerhalb  ihres  gesetzlichen 
Wirkungskreises  für  das  Wohl  des  Landes  tätig  zu  sein; 
sie  sollten  sich  weder  in  Dinge  mischen,  welche  die  Ge- 
samtheit betrafen,  noch  unerfüllbare  Forderungen  stellen : 
Steuerbewilligungsrecht  und  Mitwirkung  an  der  Gesetzge- 
bung durften  niemals  zugestanden  werden,  sonst  drohte 
der  Zerfall  des  Kaiserstaates.^")  Die  Gelegenheit  war  günstig, 
dem  Grundsatz  gemäß  zu  handeln,  der  da  lautete,  principiis 
obsta:  Der  böhmische  Landtag  hatte  die  Krone  zu  einer 
kategorischen  Erklärung  herausgefordert  —  diese  sollte  er- 
folgen, aber  auch  allen  übrigen  Provinzialständen  gleichsam 
ein  Manifest  sein,  auf  das  sich  die  Regierung  in  ähnlichen 
Fällen  lediglich  zu  berufen  brauchte. 

Es  geschah,  wie  Hartig  es  empfohlen  hatte :'-^'')  Der 
Oberste  Kanzler  erhielt  den  Auftrag,  die  von  den  Ständen 
in  Anspruch  genommenen  Rechte  gründlich  zu  prüfen, 
»bei  deren  unbeschränkter  Geltung  —  so  hieß  es  in  der 
kaiserlichen  Resolution  —  das  Regieren  Meiner  aus  so 
vielen  Provinzen  bestehenden  Monarchie  unmöglich  würde«. 
Graf  Inzaghi  hatte  daher  auch  vorzuschlagen,  welche 
Grenzen  man  diesen  Rechten  setzen  müßte,  damit  die 
Herrschergewalt  nichts  einbüße,  den  Ständen  aber  ein 
freier  Spielraum  zur  Entfaltung  ersprießlicher  Tätigkeit  er- 
übrige.'^'''^) 

Demnach  änderte  Hartig  sein  Verhalten  in  der  folgenden 
Frage : 

Die  Stände  hatten  im  Juli  1844  um  die  Kundmachung 
der  schon  sanktionierten  Bestimmungen  ersucht,  welche  die 
Landtagsfähigkeit  betrafen '-^^);  die  Hofkanzlei  unterstützte 
diesen    Wunsch    und    schlug    auch    einige   allerdings  nicht 
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unwesentliche  Einschübe  und  Änderungen  vor.^^^j  Der 
Kaiser  genehmigte  jedoch,  dem  Votum  Hartigs  gemäß,  die 
Veröffentlichung  nicht,  sondern  verfügte,  daß  der  umge- 
änderte Statutenentwurf  bloß  als  Norm  zu  gelten  habe.-^-) 
Am  12.  Mai  1847  wurde  jenes  Desiderium  wiederholt  und 
zugleich  die  Bitte  gestellt,  daß  man  kaiserliche  Ent- 
schließungen, welche  die  ständische  Körperschaft  angingen, 
ihr  immer  unmittelbar  zukommen  lasse. '-^■')  Buol  empfahl 
die  einfache  Zuweisung  dieser  Eingabe  an  die  Hofkanzlei. 
Inzwischen  hatte  der  staatsrätliche  Sektionschef  eine  bündige 
Erklärung  vorgeschlagen,  die  das  Verhältnis  der  Stände  zum 
Landesherrn  feststellen  sollte;  erfolgte  sie,  so  entfiel  jedes 
Bedenken  gegen  eine  öffentliche  Erörterung  ständischer 
Angelegenheiten.  Hartig  hielt  es  daher  für  zweckmäßig, 
daß  der  Hofkanzlei  gleichsam  ein  Wink  gegeben  werde, 
sich  zustimmend  zu  äußern. 2^^)  Erzherzog  Franz  Karl  und 
der  Staatskanzler  pflichteten  ihm  bei,  wogegen  Kübeck 
mit  Rücksicht  auf  die  »nicht  gleichgiltige  Tragweite«  des 
ständischen  Desideriums  jede  Beeinflussung  der  Hofstelle 
widerriet.  Da  Erzherzog  Ludwig  dasselbe  Votum  abgab, 
genehmigte  der  Kaiser  den  Buolschen  Resolutionsentwurf. -^^) 
Die  Hof  kanzlei  beantragte  auch  diesmal  die  Veröffentlichung 
der  umgeänderten  Vorschriften  über  das  Sitz-  und  Stimm- 
recht im  Landtag,  erklärte  sich  aber  gegen  die  Gewährung 
der  Bitte,  welche  die  unmittelbare  Zuweisung  kaiserlicher 
Resolutionen  an  die  Stände  betraf;  denn  sie  durchschaute 
deren  Absicht,  sich  dem  Einfluß  der  Behörden  zu  ent- 
ziehen, um  einzig  und  allein  der  Autorität  des  Landesherrn 
zu  unterstehen.'-^*')  Diese  Vorschläge  wurden  vom  Staatsrat 
gebilligt    und    erhielten    daher  die  kaiserliche  Sanktion. "^^"j 


Die  Stände  hatten  den  Grundste:uerzuschlag  mit  der 
Begründung  abgelehnt,  daß  die  Kriminaljustiz  nicht  einer 
einzigen  Klasse,  sondern  der  Allgemeinheit  zugute  komme 
und  es  daher  unbillig  sei,  ihre  Kosten  bloß  den  Dominien 
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aufzubürden;  sie  weigerten  sich,  diesen  Teil  des  Postulats 
in  Beratung  zu  ziehen,  so  lange  man  sie  nicht  über  seine 
Ziffer  und  die  Repartition,  die  für  sämtliche  Steuerträger 
des  Landes  gelten  müßte,  genau  unterrichtet  habe.  Ein  nich- 
tiger Vorwand;  denn  die  Stände  wollten  ihrem  bisher  nur 
formell  ausgeübten  Steuerbewilligung-srecht  ;  eine  sehr  be- 
denkliche Realität«  geben  und  die  Regierung  auf  die 
Möglichkeit  einer  gänzlichen  oder  teilweisen  Ablehnung 
des  Postulats  vorbereiten.  So  äußerte  sich  der  staatsrät- 
liche Referent 2^*^,  während  Hartig  in  dem  Umstand,  daß 
man  statt  zu  schweigen,  den  Titel  der  Umlage  erwähnt 
hatte,  die  Ursache  der  neuen  Verlegenheit  sah.-^^)  Wie 
leicht  konnte  das  böse  Beispiel  Böhmens  in  den  übrigen 
Provinzen  Nachahmung-  finden!  Es  handelte  sich  um  eine 
Sache  von  der  höchsten  Wichtigkeit  und  es  trat  daher  die 
vStaatskonferenz  zusammen. 

Einstimmig  wurde  den  Ständen  das  Recht  bestritten, 
den  schon  zweimal  votierten  Posten  eigenmächtig  zu 
streichen,  und  an  eine  frühere  kaiserliche  Entschließung 
erinnert,  wonach  sie  entsprechendere  Verteilungsmodali- 
täten, jedoch  abgesondert  von  der  Postulatserklärung  vor- 
schlagen durften.  -^^)  Buol  und  Hartig  empfahlen  einen 
kurzen  und  allgemeinen  Hinweis  auf  diese  Resolution; 
nicht  so  Baron  Kübeck,  der  den  Ständen  Gelegenheit 
bieten  wollte,  sich  mit  der  Frage  der  Kriminalkosten  näher 
zu  beschäftigen,  und  daher  beantragte,  daß  man  ihnen  die 
erforderlichen  Daten  und  Nachweise  zusammenstelle. -■''^) 
Die  Haltung  der  Stände  im  letzten  Landtag  flößte  jedoch 
Mißtrauen  ein,  weshalb  Kolowrat  dem  Votum  des  Hof- 
kammerpräsidenten nicht  beipflichtete,  so  gerne  er  es  sonst 
getan  hätte.  Außerdem  hegte  er  noch  ein  anderes  Bedenken: 
gewann  es  den  Anschein,  als  sei  eine  weitere  Erhöhung 
der  postulierten  Summe  geplant,  und  trieb  man  die  Stände 
zu  einer  Erörterung  der  städtischen  Verhältnisse,  so  konnte 
es  leicht  geschehen,  daß  sie  die  Verwirklichung  moderner 
Ideen  —  die  Autonomie  der  Magistrate  —  anstrebten  und 
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auf  diese  Weise  in  den  Augen  der  Bürgerklasse  zu  einer 
für  die  Zentralgewalt  recht  unbequemen  Wichtigkeit  ge- 
langten. Das  wollte  Kolowrat  verhüten  und  so  stimmte  er 
für  Buols  und  Hartigs  Vorschlag -''2),  den  der  Kaiser  infolge- 
dessen genehmigte.  -■'''■') 

Als  das  Reskript  im  Landtag  verlesen  ward,  erklärten 
sich  die  angesehensten  Mitglieder  der  Herrenkurie  gegen 
die  Steuererhöhung.  2'^^)  Sie  ließen  es  nicht  gelten,  daß 
einmal  bewilligte  Summen  auch  in  Hinkunft  votiert  werden 
müßten,  und  warnten  die  Stände,  ihr  Steuerbewilligungs- 
recht durch  ein  erzwungenes  Votum  zu  gefährden.  Sie 
taten  einen  folgeschweren  Schritt;  das  fühlten  die  meisten 
und  sie  erinnerten  daher  an  die  Pflichten,  die  man  dem 
Vaterland  nicht  minder  als  dem  König  schuldig  sei.  Nach 
Schluß  der  Debatte  erhob  sich  der  Präsident  Altgraf 
Robert  Salm,  der  jedoch  nicht  sogleich  zur  Abstimmung 
schritt,  sondern  vorerst  das  königliche  Reskript  besprach; 
er  verteidigte  es  und  trat  dem  Antrag  einiger  Redner  bei, 
die  im  vollsten  Vertrauen  auf  die  ehrlichen  Absichten  der 
Krone  die  Annahme  des  Postulats  empfohlen  hatten.  ^-'S) 
Nur  konnte  Salm  nicht  umhin,  zu  bemerken,  »Seine  Ma- 
jestät habe  bisher  als  ein  guter  Vater  geredet,  als  Vater 
gewarnt;  man  solle  sich  hüten,  die  Sache  auf  den  Punkt 
zu  treiben,  daß  das  Befremden  des  Vaters  sich  in  die  Un- 
gnade des  Herrn  verwandle«. ^'^ß)  Diese  Worte  entfesselten 
die  lang  genug  zurückgehaltenen  Leidenschaften  und  kläg- 
lich scheiterte  daher  der  Versuch,  die  Opposition  einzu- 
schüchtern ;  denn  es  wurde  eine  zweite  Diätalschrift  be- 
schlossen und  der  Zuschlag  nochmals  gestrichen.-''^)  Immer- 
hin wollten  die  Stände  ihre  Loyalität  bekunden:  der 
Landesausschuß  erhielt  den  Auftrag,  die  um  die  strittige 
Summe  verminderte  Steuer  noch  vor  dem  Landtagschluß 
auszuschreiben  und  ein  Gutachten  über  die  eventuelle  Re- 
partierung der  Kriminalkosten  zu  verfassen. -^^) 

Die  Stände  harrten  nun  des  königlichen  Machtspruchs. 
Im  Falle    er    günstig    für   sie  lautete,    war  der  Anfang  ge- 
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macht,  den  gesamten  Staatshaushalt  der  ständischen  Kon- 
trolle nicht  bloß  einer  Provinz,  sondern  aller  deutsch- 
slawischen Erbländer  zu  unterwerfen.  »Zu  welchen  unab- 
sehbar üblen  Folgen  aber  derartige  erste  Schritte  führen, 
wie  einer  den  anderen  nach  sich  zieht,  bis  schließlich  kein 
Rückzug  mehr  möglich  ist,  zeigt  die  Staatengeschichte  Euro- 
pas.« Also  äußerte  sich  Altgraf  Salm,  der  dem  Hofkanzler 
am  4.  September  1847  eine  Kopie  der  Diätalschrift  über- 
sandte. -^^)  Auch  Pillersdorf  erkannte  die  drohende  Ge- 
fahr ;  doch  glaubte  er  sie  hintangehalten,  wenn  das  Reskript 
vom  28.  Juli  rechtskräftig  blieb.  Er  wollte  daher,  daß  der 
Kaiser  die  Stände  nochmals  zum  Gehorsam  auffordere  und 
ihnen  zugleich  bedeute,  es  würde  sonst  die  Steuerrepartition 
durch  eine  Verordnung  erfolgen. -'''') 

Ein  unbegreiflicher  Optimismus!  Der  Hofkanzler  er- 
hoffte sich  trotz  feindseliger  Haltung  der  Opposition  einen 
friedlichen  Landtagschluß  und  empfahl  eine  kaiserliche 
Ordre,  deren  Mißachtung  den  Thron  bloßstellen  mußte.  Er 
bedachte  ferner  nicht,  daß  der  Oberste  Kanzler  die  ständi- 
schen Rechte  und  Privilegien  noch  zu  prüfen  hatte -''^). 
Pillersdorf  griff  nun  dieser  Prüfung  vor,  da  er  in  seinem 
Resolutionsentwurf  von  denselben  Voraussetzungen  aus- 
ging, gegen  die  sich  die  Stände  verwahrten. -'J'-)  Diesen 
sollte  auch  erklärt  werden,  daß  sie  ihren  früheren  loyalen 
Gesinnungen  untreu  geworden  seien.  Schließlich  wollte 
man  den  Altgrafen  Robert  Salm  für  die  Repartition  und 
Einhebung  des  Postulats  verantwortlich  machen  263)^  ihm 
also  persönlich  ein  Geschäft  übertragen,  das  er,  ohne  die 
Landesordnung  umzustoßen,  gar  nicht  ausführen  durfte. 

Hartig  riet  dringend  von  derartigen  Verfügungen  ab: 
das  In-  und  Ausland  würde  sie  gewiß  tadeln,  die  ständi- 
sche Körperschaft  aber  »mit  Hast  und  Freude«  die  Gelegen- 
heit ergreifen,  um  die  Regierung  ins  Unrecht  zu  setzen. 
Der  Fall  einer  gänzlichen  oder  teilweisen  Verweigerung 
postuherter  Steuern  hatte  sich  seit  den  Tagen  Leopolds  IL 
noch  niemals  ereignet  und  die  Hofkanzlei,  deren  Exekutiv- 
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organ  das  Gubernium  war,  galt  als  die  Oberbehörde  der 
Stände.  Hartig  zog  eine  kaiserliche  Entschließung,  die  sich 
auf  diese  beiden  Tatsachen  gründete,  jeder  anderen  Er- 
ledigung vor  26^);  denn  er  sah  unliebsame  Erörterungen 
vermieden,  hingegen  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Steuern 
noch  rechtzeitig  ausschreiben  zu  können;  auch  meinte  er, 
daß  man  eine  Diätalschrift,  deren  Original  noch  ausständig 
sei,  nicht  zu  beantworten  brauche.  Da  es  sich  ferner  um 
kein  Mehrerfordernis,  sondern  bloß  um  die  Einhebung  einer 
schon  zweimal  votierten  Summe  handelte,  so  hielt  es  Graf 
Hartig  für  sehr  unwahrscheinlich,  daß  die  öffentliche  Mei- 
nung die  Partei  der  »bis  jetzt«  nur  wenig  populären 
Stände  ergreifen  werde.  Diese  hatten  erklärt,  daß  sie  im 
Falle  eines  ungünstigen  Bescheids  »ihren  Ruhm  und  Stolz, 
sich  als  Stützen  des  allerhöchsten  Thrones  betrachten  zu 
können,  opfern  und  mit  stummem  Gehorsam  ihre  Mission 
und  ihre  wohlhergebrachten  Rechte  in  die  Hände  Seiner 
Majestät  zurücklegen  müßten «.^^^i)  Hartig  spottete  dieser 
Drohung  und  verglich  sie  mit  einem  im  voraus  angekün- 
digten Selbstmord,  der  ja  meistens  unterbleibe.  Mochten 
aber  die  Stände  immerhin  ihre  Absicht  verwirklichen, 
was  lag  daran?  Es  erübrigten  genug  »Dissidenten,  welche 
nicht  verschmähen  würden,  dem  allerhöchsten  Thron  auf 
einer  haltbareren  Grundlage  als  der  in  neuester  Zeit  von 
der  Majorität  der  böhmischen  Stände  angesprochenen  zur 
Stütze  zu  dienen«.  Demgemäß  entwarf  Hartig  eine  Resolu- 
tion, die  auch  mit  der  Möglichkeit  einer  Widerspenstig- 
keit des  Landesausschusses  und  der  ständischen  Ämter 
rechnete.  '^^^) 

Kolowrat  hätte  die  ursprünglichen  Anträge  befür- 
wortet,, wenn  das  Original  der  Diätalschrift  eingelangt 
wäre;  so  pflichtete  er  aber  infolge  dieser  Unterlassung  dem 
staatsrätlichen  Sektionschef  bei.^''^)  Er  sah  die  Regierung 
schon  in  größter  Bedrängnis  und  wünschte  nur,  daß  sie 
ihre  Lage  nicht  durch  Unentschlossenheit  und  Zaudern 
noch  schwieriger  gestalte.  Metternich  ließ  es   dahingestellt 
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sein,  ob  der  leidige  Streit  nicht  gleich  anfangs  hätte  ver- 
mieden werden  können;  er  wußte,  daß  die  Mehrheit  der 
Stände  eine  doppelzüngige  Politik  trieb,  und  so  stimmte 
auch  er  für  Hartigs  Resolutionsentwurf-'^''),  den  der  Kaiser 
am  20.  September   1847  unterzeichnete. -ß'') 

Wider  den  Rat  des  Fürsten  Metternich  wurde  die 
Steuer  mit  Umgehung  des  Landesausschusses  ausge- 
schrieben.-'*') Salm  hatte  dieses  Verfahren  gewählt,  um 
Unannehmlichkeiten  zu  entgehen.-'')  »Schritt  für  Schritt 
müssen  wir  den  Rechtsboden  verteidigen,  wie  die  Spar- 
taner; denn  ein  Landstand  soll  Gut  und  Blut  für  sein 
Vaterland  opfern.  Ich  würde  nie  ein  Rebell  gegen  meinen 
König  werden,  aber  gern  gebe  ich  meinen  Kopf  für  mein 
Vaterland  her.«  So  hatte  sich  Graf  Lazanzky  in  der  denk- 
würdigen Sitzung  vom  30.  August  geäußert  und  zugleich 
beteuert,  den  Zuschlag  selbst  dann  verweigern  zu  wollen, 
»wenn  Bayonette  vor  der  Türe  ständen«.-'-)  Und  nun 
schwiegen  die  Stände,  trotz  Aufhebung  ihres  Steuerbewilli- 
gungsrechtes, und  fügten  sich  in  das  Unvermeidliche.  Ihr 
Präsident  blieb  jedoch  nicht  stumm.  Frei  und  offen  erklärte  er 
dem  Hofkanzler,  daß  die  Resolution  vom  20.  September 
der  Verfassung  und  dem  Königseid  widerspreche,  übrigens 
den  ständischen  Privilegien  als  einziges  »Motiv  des  Da- 
widerhandelns«  einen  »Usus«  entgegensetze-'-^),  der  gar 
keine  Rechtskraft  habe.  Er  stellte  allerdings  die  morali- 
sche Pflicht  der  Stände,  dem  Staatswohl  ein  Opfer  zu 
bringen,  ebensowenig  wie  das  Jus  legis  ferendae  des 
Königs  in  Abrede;  nur  meinte  er,  daß  sich  der  Monarch 
ausdrücklich  auf  dieses  Recht  berufen  müßte,  wenn  es  zur 
Anwendung  gelange.  Die  Resolution  vom  20.  September 
enthielt  einen  solchen  Hinweis  nicht,  weshalb  Salm  sie  als 
formell  gesetzwidrig  bezeichnete  und  zu  ihrer  Ergänzung 
ein  nachträgliches  Reskript  empfahl-''^),  das  auch  ihn  ent- 
lasten solle;  denn  nur  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse 
und  mit  schweren  Gewissensskrupeln  hatte  er  den  kaiser- 
lichen Befehl  —   »den  Staatsstreich«   —  vollzogen.-"'') 
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Die  Ratgeber  des  Kaisers  befanden  sich  in  einer  nicht 
minder  schwierigen  Lage.  Was  tun,  um  in  der  Folge  jene 
Maßregel  zu  rechtfertigen?  Sollte  man  sie  als  einen  ausnahms- 
weisen,  der  Regierung  durch  das  Vorgehen  der  Stände 
abgenötigten  Akt  vertreten,  der  sich  aus  der  Landesordnung 
und  den  Rechten  und  Pflichten  des  Herrschers  ergebe? 
Oder  sollte  man  sie  als  eine  Abänderung  der  Landes- 
ordnung selbst,  als  ein  neues  Statut  deuten  und  sanktio- 
nieren, wonach  der  Monarch  kraft  des  Jus  legis  ferendae 
durch  constitutiones  regias  zu  entscheiden  hätte?  Kolowrat 
setzte  dies  alles  dem  Grafen  Salm  mit  der  Zusage  ausein- 
ander, daß  er  bei  Besprechung  der  Diätalschrift  gewiß  seine 
Partei  ergreifen  werde. -^'^) 

Noch  eine  andere  und  mit  demselben  Gegenstand  zu- 
sammenhängende Frage  beschäftigte  die  Minister.  Fürst 
Gustav  Lamberg  hatte  in  der  Landtagssitzung  vom  27.  Mai 
1847  der  Herrenkurie  folgendes  vorgeschlagen:  man  unter- 
breite dem  Kaiser  die  Bitte,  daß  in  Hinkunft  keine  An- 
leihe mehr  ohne  den  Beirat  der  Stände  abgeschlossen, 
diesen  jährlich  das  Budget  samt  seiner  Begründung  mitge- 
teilt und  ihnen  die  Finanzverwaltung  verantwortlich  ge- 
macht werde;  er  schränke  die  Beamtenherrschaft  ein,  ver- 
einfache den  Geschäftsgang  und  ersetze  die  Ratsgremien 
durch  fähige  und  verantwortliche  Individuen;  auch  möge 
er  das  Prinzip  der  Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit  im  Zivil- 
und  Strafprozeß,  ferner  das  der  Gleichstellung  aller  vor  dem 
Gesetz  zur  Geltung  bringen  und  entweder  die  politische 
und  Kameralrepräsentation  bei  Gericht  aufheben  oder  eine 
gleichberechtigte  Vertretung    der  Gegenpartei  zulassen. ^'"j 

All  dies  erschien  dem  Fürsten  Lamberg  viel  notwen- 
diger als  der  Streit  um  die  Kriminalkosten;  doch  blieb  ihm 
die  Zustimmung  der  Opposition  versagt.  Der  ständische 
Präsident  sah  keinen  Grund,  den  Redner  zu  belangen  ^'^s^, 
und  meinte  bloß,  daß  der  Zeitpunkt  für  die  Kundmachung 
eines  kräftigen  Landtagsreglements  günstig  sei;  er  kam 
daher  auf  seinen  früheren  Statutenentwurf  zurück  2'''),    den 
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er  inzwischen  etwas  umgeändert  und  ergänzt  hatte. 2^'^)  Die 
Hofkanzlei  war  jedoch  der  Ansicht,  daß  die  bestehenden 
Vorschriften  und  die  am  16.  November  1845  genehmigte 
Instruktion --1)  dem  Grafen  Salm  wohl  genügen  sollten,  die 
Ordnung  im  Landtag  und  in  den  ständischen  Versamm- 
lungen aufrechtzuerhalten;  sie  leugnete  die  Notwendigkeit 
einer  besonderen  Maßregel  und  lehnte  auch  diesmal  das 
Reglement  ab. 2^2)  Mit  Unrecht;  denn  man  stritt  noch  immer 
über  die  so  wichtige  Frage,  ob  die  Stände  an  das  Pro- 
gramm des  Landesausschusses  gebunden  seien  und  in  ihren 
Versammlungen  nicht  auch  anderes  erörtern  dürften.  Diese 
Fehde  hatte  es  mitverschuldet,  daß  bisher  ein  geregelter 
Gang  der  Landtagsverhandlungen  unmöglich  war,  weshalb 
Buol  dringend  zu  einer  den  Salmschen  Vorschlägen  ange- 
paßten Entscheidung  riet.-^'^)  Hartig  stimmte  ihm  bei  und 
erklärte  zugleich,  daß  Fürst  Lamberg  das  Vertrauen  des 
ständischen  Präsidenten  arg  mißbraucht  habe.  Er  bean- 
tragte daher  eine  strenge  und  öffentliche  Rüge,  um  den 
Herren  doch  einmal  in  Erinnerung  zu  bringen,  daß  der 
Landtagssaal  keine  Freistätte  sei,  wo  sich  jedes  ständische 
Mitglied  ungestraft  Übergriffe  erlauben  könne.  Hartig 
machte  sich  auf  einen  scharfen  Protest  der  Opposition  ge- 
faßt und  meinte  sogar,  daß  ihr  Lärmen  wesentlich  »zur 
Kräftigung  der  Regierungsvertreter«  beitragen  würde. -*^) 
IMetternich  billigte  die  beiden  Gutachten  und  fand  Lam- 
bergs  Ideen  auf  die  Lähmung  der  Regierungsgewalt  und 
den  Umsturz  des  Staates  gerichtet.  Dies  gab  ihm  einen 
willkommenen  Anlaß,  auch  seine  politischen  Anschauungen 
zu  entwickeln.  Soll  das  System  getrennter  ständischer  Kör- 
perschaften erhalten  bleiben  oder  eine  allgemeine  Reprä- 
sentation ins  Leben  treten?  Dieselbe  Frage  hatte  den  Ver- 
fassungskampf in  Preußen  heraufbeschworen.  Metternich 
schloß  nun  aus  der  Verschiedenheit  der  Grundgestaltungen 
beider  Reiche,  daß  der  Nachbarstaat  fügUch  doch  ein  ad- 
ministratives Ganzes  bilden  könnte,  während  Österreich 
hiezu  ganz  und  gar  nicht  befähigt  sei.  Dies  als  unleugbare 
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Wahrheit  vorausgesetzt,  trugen  Angriffe  gegen  sie  —  nach 
des  Fürsten  Meinung  —  notwendigerweise  entweder  das 
Gepräge  unverzeihlicher  Unwissenheit  leichtfertiger  Men- 
schen, oder  sie  mußten  Berufspolitikern  als  ausgesprochener 
Hochverrat  angerechnet  werden.  Eine  bündige  Erklärung  des 
Kaisers,  die  ständische  Gerechtsame  jederzeit  aufrecht- 
erhalten und  schirmen,  Übergriffe  jedoch  niemals  dulden 
zu  wollen;  genaue  Feststellung  der  Privilegien  und  Frei- 
heiten und  dementsprechend  ein  kräftiges  Reglement  — 
das  wären,  so  erklärte  der  Staatskanzler,  die  besten  Mittel 
zur  Abwehr  »des  wie  eine  Vergiftung  fortschreitenden 
Übels«. 2^"')  Nur  wurden  sie  nicht  angewendet. 

Die  Stände  hatten  Lambergs  Vorschläge  abgelehnt,  die 
den  Ministern  daher  »gar  keinen  passenden  Anlaß«  boten, 
einer  grundsätzlichen  Entscheidung  vorzugreifen.  Diese 
blieb  bis  zu  dem  Zeitpunkt  verschoben,  wo  man  die  stän- 
dische Verwahrungsschrift  vom  1 1.  Mai  1847  beantwortete.'^^'') 
Nur  lag  der  Akt  noch  immer  unerledigt  in  der  Hofkanzlei 
und  so  konnte  dermalen  auf  »das  sehr  richtige  und  zu 
beherzigende  Votum«  des  Staatskanzlers  keine  Rücksicht 
genommen  werden.--')  Der  Kaiser  sanktionierte  bloß  den 
Buolschen,  von  dem  Grafen  Hartig  ergänzten  Resolutions- 
entwurf ■-*^)  und  Lamberg  erhielt  »für  seine  unstatthaften 
Anträge«   einen  derben  Verweis.^^") 

Der  neue  Landeschef,  Graf  Rudolf  Stadion,  trat  daher 
unter  keineswegs  günstigen  Auspizien  seinen  Posten  an.'-''") 
Wohl  hatten  die  Stände  gegen  die  Ausschreibung  des  von 
ihnen  verweigerten  Zuschlags  nicht  remonstriert;  um  so 
tiefer  saß  ihr  Groll  über  diesen  Gewaltstreich  der  Regie- 
rung. Stadion  fürchtete  sehr,  daß  ihm  die  Steuerfrage  große 
Schwierigkeiten  bereiten  könnte,  weshalb  er  den  Wunsch 
äußerte,  nicht  früher  nach  Prag  zu  gehen,  als  bis  Salm  die 
kaiserliche  Erledigung  der  zweiten  Diätalschrift  dem  Land- 
tag mitgeteilt  hätte,  ■^•'i)  Es  wurde  jedoch  bemerkt,  daß  dieser 
vielgehaßte  Mann  die  Gemüter  wohl  mehr  erregen  dürfte 
als  der  neue  Präsident,  der  für  eine  vor  seinem  Amtsantritt 
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resolvierte  Maßregel  nicht  im  geringsten  verantwortlich  sei. 
Sollte  man  also  die  Stände  gleichsam  ermuntern,  ihre  »ver- 
meintlichen« Rechte  nochmals  geltend  zu  machen,  und  in 
Erfüllung  einer  weiteren  Bitte  Stadions  das  Reskript  ab- 
ändern und  mildern,  das  die  Kriminalkosten  betraf?  Hartig 
widerriet  es:  ja  keinen  Rückschritt  tun  und  nicht  der 
Person  halber  die  Sache  opfern;  hingegen  die  ständische 
Gerechtsame  endlich  einmal  feststellen,  um  den  Wort- 
streit zu  beenden.  Stadion  hielt  es  ferner  für  unerläßlich, 
daß  sich  die  Regierung  eine  Stimme  mehr  in  der  ständi- 
schen Körperschaft  sichere.  Nur  fragte  es  sich,  ob  selbst 
die  größte  Beredsamkeit  eines  Redners  die  Mitglieder  der 
Opposition  veranlassen  würde,  anders  als  ihre  Führer  zu 
stimmen.  Hartig  bezweifelte  es  und  meinte,  daß  eine  ein- 
flußreiche Persönlichkeit  wie  der  Oberstburggraf  und  Lan- 
deschef die  Opposition  wohl  am  sichersten  lähmte,  wenn 
er  ihre  Gegner  zu  einem  zahlreicheren  Besuche  der  Sitzun- 
gen nötigte.  Indem  nun  Hartig  die  Vorschläge  Stadions 
ablehnte,  empfahl  er  auch  dessen  Enthebung,  und  zwar  für 
den  Fall,  daß  sich  der  Genannte  außerstand  fühlte,  ohne 
die  Gewährung  seiner  Wünsche  den  Prager  Posten  zu  ver- 
sehen.2^2) 

Kolowrat  urteilte  wesentlich  milder:  Stadion  habe  bloß 
Bitten,  keineswegs  Bedingungen  gestellt.  Der  Vorschlag, 
einen  Landesoffizier  zu  ernennen,  um  die  Regierungspartei 
zu  kräftigen,  sei  derzeit  allerdings  nicht  annehmbar.  Doch 
warum  ihn  schroff  zurückweisen  und  nicht  erklären,  daß 
man  ihn  bei  günstiger  Gelegenheit  berücksichtigen  wolle." 
Kolowrat  würdigte  ferner  die  Gründe,  die  Stadion  zu  dem 
Wunsch  veranlaßt  hatten,  die  Fehde  mit  den  Ständen  noch 
vor  seiner  Ankunft  ausgetragen  zu  sehen;  nach  der  Mei- 
nung des  Ministers  entfielen  sie,  sobald  die  zweite  Diätal- 
schrift  zu  einer  Erledigung  gelangt  war,  die  jeden  »Skan- 
dal« ausschloß.  Der  Bescheid  müßte  daher  —  so  äußerte 
sich  Kolowrat  —  ernst  und  gemäßigt  lauten  und  frei  von 
Drohungen  sein,    »welche    bisher  stets  die  verkehrte  Wir- 
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kung  hervorbrachten,  nämlich  die,  aufzuregen,  statt  zu  im- 
ponieren.2'''') 

Der  Kaiser  entschied  im  Sinne  dieses  Votums  und 
alles  weitere  blieb  einstweilen  aufgeschoben. ^'J') 

Das  Original  der  Diätalschrift  war  inzwischen  nebst  dem 
Gutachten  Salms  in  der  Hofkanzlei  zur  Behandlung  ge- 
kommen.'-''"') Die  Mehrheit  der  Stimmen  ging  von  der  An- 
nahme aus,  daß  viele  Mitglieder  der  .Stände  gern  einlenken 
würden,  wenn  sich  ihnen  die  Gelegenheit  böte,  es  ohne 
Schädigung  ihres  Ansehens  tun  zu  können;  es  wurde  da- 
her eine  ausführliche  Erwiderungjener  Eingabe  empfohlen. 2'^^) 
Die  Minorität  jedoch  erklärte  sich  dag^egen,  weil  sie  jeden 
Schein  von  Schwäche  und  Unentschlossenheit  vermieden 
sehen  wollte. 2"')  Ihr  Votum  fand  die  Zustimmung  des  Refe- 
renten der  Staatskonferenz,  der  demgemäß  die  Resolution 
entwarf-"^);  denn  Buol  zweifelte  nicht  im  geringsten  an 
der  Absicht  der  Stände,  sich  den  Weg  zu  politischer  Macht 
zu  bahnen. 

Da  brachte  die  Augsburger  Zeitung  just  im  richtigen 
AtKgenblick  einen  bemerkenswerten  Artikel;  er  stammte 
aus  der  Feder  eines  in  die  Pläne  der  Opposition  einge- 
weihten Mannes  und  enthielt  folgende  Mitteilung:  der 
Landtag  von  1846  hat  die  Mehrbelastung  des  Dominikale 
nicht  der  galizischen  Wirren  halber,  sondern  nur  wegen 
des  Reskripts  vom  11.  April  votiert  und  also  erreicht,  daß' 
das  Recht,  die  Steuerrepartition  abzuändern,  nach  langer 
Zeit  wieder  Geltung  erlangte.'^'''')  Hartig  triumphierte  — 
denn  es  konnte  keine  Ungewißheit  über  das  Ziel  der  stän- 
dischen Opposition  mehr  herrschen,  deren  Taktik  auch  die 
Vorgänge  im  letzten  Landtag  erklärte,  und  die  Krone 
mußte  nun  endlich  einen  festen  und  klaren  Spruch  fällen, 
wie  Buol  ihn  beantragt  hatte.  Wenn  jedoch  das  Reskript 
unverzüglich  erlassen  wurde,  so  setzte  man  sich  der  Gefahr 
aus,  daß  die  Stände  nochmals  remonstrierten  und  selbst 
die  übrigen  Provinzen  zum  Widerstand  gegen  die  landes- 
fürstliche Macht  aufriefen;  war  es  ja  der  Regierung  nicht 
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unbekannt,  daß  die  Häupter  der  böhmischen  Opposition 
seit  geraumer  Zeit  mit  Mähren,  Miederösterreich  und  Un- 
garn Unterhandlungen  pflogen.  Hartig  widerriet  es  da- 
her, auf  den  Landtagschluß  zu  dringen,  den  er  über- 
haupt für  eine  verfehlte  Einrichtung  und  im  gegebenen 
Fall,  wegen  der  schon  erfolgten  Ausschreibung  der  Steuern, 
auch  für  unnötig  hielt.  Sein  Votum  lautete:  das  Reskript 
zurückbehalten,  um  es  erst  dem  nächsten  Postulatenland- 
tag  vorzulegen.  Denn  bis  zum  Frühjahr  dürften  —  so 
meinte  er  —  die  ständischen  Rechte  wohl  festgestellt  sein 
und  die  Dinge  in  Ungarn  eine  derartige  Wendung  ge- 
nommen haben,  daß  man  entweder  schädliche  Einflüsse  von 
außen  nicht  zu  fürchten  brauchte,  oder  aber  den  Preßburger 
Landtag  auflösen  müßte,  um  den  übrigen  Provinzen  ein 
heilsames  Beispiel    von  Kraft    und  Festigkeit  zu  geben.^'"^) 

Kolow^rat  führte  gleichfalls  alle  Schwierigkeiten  auf 
den  Umstand  zurück,  daß  die  Grundsätze,  die  man  anwen- 
den wollte,  noch  immer  nicht  festgestellt  waren.  So  stimmte 
auch  er  gegen  eine  unverzügliche  Herausgabe  des  Reskripts, 
mit  der  Mahnung  jedoch,  nicht  allzuviel  Zeit  verstreichen 
zu  lassen:  das  hieße  sonst  die  Stände  in  dem  Wahn  be- 
stärken, es  werde  nur  aus  Furcht  keine  bündige  Entschei- 
dung getroffen. "''^'1)  Es  handelte  sich  ferner  um  eine  Maß- 
regel, die  W'ie  keine  andere  zuvor,  die  Stände  empfindlich 
berühren  sollte;  ihre  Durchführung  durfte  daher,  nach 
Kolowrats  Ansicht,  nur  in  einer  Weise  erfolgen,  daß  sie 
weitere  Schritte  nicht  noch  mehr  erschwerte. 

Nun  meldete  sich  Stadion  zum  Wort.'"^'-)  Der  neue 
Landeschef,  der  den  begreiflichen  Wunsch  hegte,  gleich 
bei  seinem  Amtsantritt  auf  festem  Boden  zu  stehen,  wußte 
ein  Mittel,  das  ihm  Sicherheit  gewährt  hätte;  er  sah  es  in 
dem  verfassungsgemäßen  Schluß  des  Landtags  3*^^)  und  in 
einer  »entsprechenden  Beantwortung«  der  Diätalschrift,  die 
den  Ständen  die  Umkehr  ermöglichte.  Stadion  hielt  sonach 
die  Erklärunof  für  unerläßlich,  der  Kaiser  habe  unter  dem 
Zwang  der  Verhältnisse  ausnahmsweise  die  Ausschreibung 
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der  Steuern  angeordnet,  »ohne  den  Rechten  der  Stände 
nahe  treten  zu  wollen«. 

Inzwischen  war  das  Erfordernis  zur  Entschädigung* 
der  Städte  festgestellt  worden,  welche  die  Strafgerichts- 
barkeit ausübten.''''^)  Der  Kaiser  genehmigte  das  Operat 
und  resol vierte  am  12.  Februar  1848,  daß  die  Hofkanzlei 
es  den  Ständen  noch  vor  dem  Landtagschluß  zur  Äuße- 
rung mitteilen  müßte. '^''^)  Buol  änderte  infolge  dieser  Ent- 
schließung seinen  ursprünglichen  Resolutionsentwurf  ab,  wo- 
bei er  auch  Stadions  Wunsch  berücksichtigte.  Nur  harrte  die 
ständische  Verwahrungsschrift  vom  17.  Mai  1847  noch  immer 
ihrer  Beantwortung  —  trotz  ständischem  Departement  der 
Hofkanzlei,  das  man  im  Oktober  eingesetzt  hatte. ^'"')  Diese 
Unterlassungssünde  ließ  eine  weitere  Abänderung  des  Re- 
skripts als  notwendig  erscheinen,  sollte  sich  der  Streit  über 
Prinzipien  nicht  wiederholen.  Hartig,  den  das  endlose  Ver- 
schleppen einer  der  wichtigsten  Angelegenheiten  höchlichst 
empörte,  hielt  es  daher  für  geboten,  den  Ständen  folgendes 
zu  bedeuten:  der  Kaiser  erwarte  von  ihnen,  daß  sie  die 
Rechtsfrage  nicht  früher  erörterten,  als  bis  ihnen  der  Be- 
scheid auf  ihre  Verwahrungsschrift  zugekommen  sei. •"''') 

Am  2^.  Februar  1848  unterzeichnete  Kaiser  Ferdinand 
das  Reskript  308)  und  befahl  dem  Obersten  Kanzler,  die 
schleunige  Erledigung  der  Diätalschrift  zu  veranlassen  3*^'^) 
—  papierene  Dekrete,  denn  drei  Wochen  später  war  das 
alte  »Systeme  zusammengebrochen. 


Der  Streit  mit  der  Regierung  verschaffte  den  Ständen 
keineswegs  Sympathien  •''°)  und  jeder  ihrer  Schritte  er- 
regte Argwohn.  Wohl  gab  es  Männer  unter  ihnen,  die 
den  Aufschwung  des  Landes  anstrebten,  aber  man  traute 
ihnen  nicht  und  führte  alles  auf  egoistische  Gründe  zu- 
rück. Die  Landtagsverhandlungen  gaben  der  öffentlichen 
Meinung  recht.  Die  alten  Privilegien  und  Freiheiten  waren 
nun  einmal  die  Achse,    um  die  sich  die  ständische  Politik 
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drehte,  mochten  auch  große  soziale  Fragen  eine  gründliche 
Lösung  erheischen.  So  suchte  Graf  Leo  Thun  zu  beweisen, 
daß  die  Schwierigkeiten  und  Gefahren  des  Untertänig- 
keitsverhältnisses nicht  in  der  Patrimonialgerechtsame, 
sondern  in  den  Urbarialleistungen  zu  suchen  seien  ^^^J;  er 
stellte  es  als  notwendig  hin,  daß  die  Patrimunial  Verfassung 
in  den  altösterreichischen  Provinzen  erhalten  bleibe:  würde 
sie  fallen,  ehe  sich  andere  auf  Gemeinsinn  und  Selbsttätig- 
keit beruhende  Einrichtungen  festgewurzelt  hätten,  so  wäre 
die  Alleinherrschaft  der  Bureaukratie  entschieden  und  die 
friedliche  Entwicklung  lebenskräftiger  Keime  unmöglich 
gemacht.  »Einer  reichen  und  glänzenden  Aristokratie,  wie 
die  der  österreichischen  Monarchie  ist,  ihre  politischen 
Rechte  nehmen,  heißt  —  so  versicherte  Thun  —  sie  mora- 
lisch tödten  und  aus  ihr  ein  einflußreiches  Element  zu 
moralischer  Verderbniß  des  ganzen  Volkes  machen.« 

Es  bedurfte  jedoch  keines  solchen  Appells  an  die  Re- 
gierung: die  Patrimonialgerechtsame  war  den  Ständen  ver- 
fassungsgemäß zugesichert  und  konnte  daher  ohne  deren 
Zustimmung  nicht  widerrufen  werden;  im  übrigen  dachte 
niemand  an  ihre  Aufhebung  und  es  handelte  sich  bloß  um 
eine  »mit  Vorsicht«  herbeizuführende  Regelung  der  Ur- 
barialleistungen, namentlich  der  Frondienste. '^^'^j 

Graf  Thun  vertrat  auch  die  Ansicht,  es  sollten  die 
Stände  sämtlicher  Provinzen  die  Gebrechen  der  obrigkeit- 
lichen Administration  selber  zu  beseitigen  trachten  und 
sich  insbesondere  um  das  Wohl  des  Volkes  kümmern,  um 
dereinst  einen  leitenden  Einfluß  ausüben  zu  können.  Met- 
ternich  hingegen  dachte  anders:  nur  die  Regierung  durfte 
Abhilfe  treffen,  und  zwar  ohne  die  Anregung  der  Stände; 
»zustimmen  sollen  sie,  aber  nicht  die  Initiative  nehmen«.-^^-'') 
Und  was  geschah?  Bloß  die  Möglichkeit  freiwilliger  Ab- 
lösung der  Frone  und  anderer  Urbarialleistungen  durch 
Zins-  oder  Bareinkauf  wurde  in  Erinnerung  gebracht -^i^); 
nach  wie  vor  blieben  Untertänigkeit  und  Urbariallasten 
die    Grundlagen     der    ländlichen    Verfassung.     Der    Adel 
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glaubte  aber,  die  Kluft,  die  ihn  von  den  nicht  privilegierten 
Klassen  trennte,  dadurch  überbrücken  zu  können,  daß  er 
eifrig  wie  bisher  die  nationalen  Bestrebungen  förderte. 


Der  böhmische  Nationalstaat  des  lö.  Jahrhunderts, 
schon  lange  morsch  und  von  einem  rebellischen  Adel  zer- 
wühlt, war  in  der  .Schlacht  am  Weißen  Berge  zusammen- 
gebrochen; im  Verlaufe  des  Dreißigjährigen  Krieges  fiel 
auch  die  geistige  Kultur  der  Vernichtung  anheim.  Nur 
die  alte  Landessprache  ging  nicht  unter,  da  sie  in  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  weiter  lebte  und  selbst  die  ver- 
neuerte  Landesordnung  so  manche  legislative  Bestimmung- 
zu  ihren  Gunsten  enthielt.  Aus  niederen  Regionen  auf- 
steigend, drang  sie  allmählich  wieder  in  den  Mittelstand 
und  in  die  höheren  Schichten  der  Gesellschaft,  wo  ihr 
Komensky,  Baibin,  Franz  Josef  Graf  Kinsky,  Kramerius 
u.  a.  den  Weg  zu  kultureller  Geltung  bahnten.  Die  Er- 
innerungen an  die  einstige  Größe  des  Volkes  tauchten  auf 
und  führten  zur  Bildung  der  zunächst  utraquistischen  Böh- 
mischen Gesellschaft  der  \A'i^senschaften  (1784);  immer 
mehr  hob  sich,  begünstigt  durch  die  philosophische  Rich- 
tung des  18.  Jahrhunderts,  das  geistige  Niveau,  bis  mit  der 
Errichtung  einer  Lehrkanzel  für  böhmische  Literatur  und 
Sprache  an  der  deutschen  Prager  Universität  (28.  Oktober 
1791)  auch  die  Stunde  schlug,  in  der  die  jahrhunderte- 
lange Agonie  der  Nation  völlig  überwunden  und  die  böh- 
mische Patriotenpartei  ins  Leben  gerufen  wurde. ''^^)  Diese 
gründete  im  Vereine  mit  hervorragenden  deutschen  Ge- 
lehrten das  Nationalmuseum  (1818),  die  Museum,szeitschrift 
(1824)-^^'')  und  die  ausschließlich  tschechische  Publikations- 
anstalt Matice  Ceska  (1830)3^'),  die  insgesamt  dem  Zwecke 
dienten,  durch  Pflege  der  Naturwissenschaften  und  der 
Vaterlandskunde,  insbesondere  der  böhmischen  Geschichte, 
Literatur  und  Sprache,  das  Nationalgefühl  zu  wecken  und 
zu    steigern.    Ein    reiches    Gebiet    erschloß   sich   der    philo- 
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logischen  und  historischen  Forschung-  —  das  Zeitalter  be- 
wußter nationaler  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Wissen- 
schaft und  Literatur  brach  an,  das  Dobrovsky-Jungmann, 
Kollar-Safafik  und  Palacky-Havlicek  verkörperten.  Gerade 
im  richtigen  Augenblick  erfolgte  »die  Entdeckung«  alter 
Heldenlieder  und  der  Königinhofer  Handschrift.  Man 
zweifelte  nicht  an  ihrer  Echtheit  und  begeisterte  sich  für 
eine  selbständige  tschechische  Kultur  der  Vorzeit.-'^^) 

Diese  Bewegung,  welche  die  Geister  ergriff,  stand  in 
engstem  Zusammenhang  mit  der  emporstrebenden  Literatur 
Deutschlands  und  Deutschösterreichs  ^^''),  und  Deutsche 
waren  es  auch,  die  auf  den  Ruinen  des  slawischen  National- 
staates Klagelieder  anstimmten  und  die  Vergangenheit 
Böhmens  verherrlichten. •^■^")  Ergriffen  von  der  ungeahnten 
Schönheit  der  slawischen  Kulturwelt,  stellte  sich  der  deut- 
sche Idealist,  den  Hegel  mächtig  beeinflußt  hatte,  ebenso 
begeistert  in  ihren  Dienst  wie  er  dem  Zauber  der  Antike, 
den  Heldengestalten  von  Päpsten  und  Kaisern  und  dem 
Feenreich  des  Orients  huldigte;  er  hegte  nicht  im  ent- 
ferntesten den  Gedanken,  daß  die  Bestrebungen,  die  er 
fördern  half,  eines  Tages  das  Gebiet  der  Literatur  über- 
schreiten und  das  politische  Leben  ergreifen  und  trüben 
könnten. 

Die  Wiener  Regierung  hatte  durch  -eine  Reihe  von 
Erlässen  die  Absicht  bekundet,  der  Anwendung  der  böh- 
mischen Sprache,  und  zwar  aus  praktischen  Gründen  kein 
Hindernis  in  den  Weg  zu  legen •^-^);  denn  die  Volks- 
sprache sollte  im  unmittelbaren  amilichen  Verkehr  mit  den 
unteren  Klassen  als  Verständigungsmittel  dienen. ^22)  So 
durfte  die  Landesstelle  zu  Gymnasiallehrern  und  Kreis- 
beamten in  tschechischen  und  utraquisiischen  Gegenden 
nur  solche  Kandidaten  in  Vorschlag  bringen,  die  auch  die 
tschechische  Sprache  beherrschten;  die  Studierenden  ander 
philosophischen  und  juridischen  Fakultät  der  Prager  Uni- 
versität   mußten    daher    alljährlich    zu  Semesterbeginn    auf 
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die  Wichtigkeit  der  böhmischen  Sprache  für  den  politi- 
schen Dienst  aufmerksam  gemacht  werden.323)  Ebenso- 
wenig trat  die  Zentralgewalt  den  literarischen  Bestrebungen 
der  Slawisten  entgegen  und  die  Zensur  beanständete  trotz 
ihrer  Strenge  Druckschriften  nicht,  die  über  eine  jahr- 
hundertlange Knechtung  der  Slawen  Klage  erhoben. •'^24^ 
Kein  Geringerer  als  Metternich  äußerte  die  Anschauung, 
daß  der  Kaiserstaat  schon  seiner  inneren  Einrichtung 
halber  und  zur  Verhütung  eines  gewaltsamen  Ausbruches 
des  unterdrückten  Volksgeistes  den  nationalen  Trieb  in 
seiner  Entwicklung  nicht  hemmen  sollte,  so  lange  sich 
dieser,  bar  jeder  politischen  Schwärmerei,  auf  das  geistige 
Leben  beschränke. ^^25^  Yür  die  Arglosigkeit  der  Regierung 
zeugte  schon  der  Umstand,  daß  auch  Verwaltungsgebiete 
wie  Böhmen,  Mahren  und  Schlesien  nach  dem  Jahre  1830 
nicht  mehr  wie  bisher  »böhmische«,  sondern  schlechtweg 
»slawische  Provinzen«  genannt  werden  konnten ■^-ß);  und 
doch  lag  die  Vermutung  nahe,  daß  diese  Bezeichnung  zu 
weitgehenden  nationalen  Forderungen  ermuntern  müsse. 

Da  kam  »Metternichs  Pudel«,  welchen  Spitznamen  der 
Präsident  der  Polizeihofstelle  führte  ■■*2"),  dem  Treiben  einiger 
slawisch-literarischer  Geheimbünde  auf  die  Spur,  die  sich 
in  Böhmen,  Mähren,  ja  selbst  in  Wien  gebildet  hatten  ^'-8^. 
ihre  Mitglieder,  zumeist  Studenten,  unterhielten  einen  regen 
Verkehr  mit  den  verschiedenen  demokratischen  Komitees 
des  Auslandes  und  die  Pflege  der  Muttersprache  war  bloß 
eine  Maske,  hinter  der  sich  phantastische  Gebilde  ver- 
bargen: man  träumte  von  einer  Staatsumwälzung  und  dem 
Entstehen  eines  mächtigen  Slawenreiches,  das  in  Rußland 
seinen  politischen  und  im  Orient  seinen  kirchlichen  Rück- 
halt haben  sollte. 

Dieses  nationalslawische  Gemeingefühl  war  im  Grunde 
genommen  eine  Wechselerscheinung  des  übertriebenen 
Teutonismus;  genährt  durch  Herders  Idee  von  der  histo- 
rischen Mission  des  Slawentums  und  ebenso  begünstigt 
durch  die  Machtstellung  Rußlands  nach  der  Niederwerfung 
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Napoleons,  wie  durch  die  Errichtung  eines  Zarenreiches 
Polen  artete  es  allmählich  in  Panslawismus  aus  ^-^),  der  sich 
noch  rühriger  zeigte,  als  das  kräftig  emporstrebende  Ma- 
gyarentum  die  Volksindividualität  der  ungarländischen 
Slawen  zu  hemmen  suchte.  Der  Umstand,  daß  Rußlands 
geistiger  Aufschwung  fast  gleichzeitig  mit  dem  der 
Polen,  Tschechen  und  Illyrier  erfolgte,  förderte  jene  allge- 
meine Bewegung,  die  in  ihren  ersten  Anfängen  bloß  auf 
ideelle  Einheit  des  Slawentums  gerichtet  war.  Außerdem 
machten  sich  die  politischen  Sonderinteressen  der  Tschecho- 
manen  und  der  illyrischen  Partei  bemerkbar:  diese  strebte 
nach  Errichtung  eines  südslawischen  Reiches,  das  Krain, 
Istrien,  Dalmatien,  Kroatien,  Slawonien,  einen  Teil  von 
Südungarn,  ferner  Serbien,  Bosnien  und  die  Herzegowina 
umfassen  sollte;  jene  propagierten  den  Gedanken  einer 
selbständigen  Mission  des  tschechischen  Volkes,  weshalb 
sie  nicht  bloß  die  alten  staatsrechtlichen  Forderungen  wieder 
aufleben  ließen;  es  regte  sich  auch  der  Wunsch,  Böhmen, 
Alähren,  Schlesien  und  das  nördliche  Ungarn  zu  einem 
böhmischen  Königreich  zu  vereinigen.  ■'3") 

IMetternich  ahnte  die  Gefahr,  die  mit  dem  Sturme 
nationaler  Leidenschaften  über  die  Monarchie  hereinzu- 
brechen drohte.  Er  schilderte  das  Entstehen  und  Wesen 
des  Slawismus  und  bezeichnete  die  Überwachung  des  Mil- 
lionen in  sich  fassenden  »Elementes«  als  eine  wichtige  Auf- 
gabe der  Regierung:  w^ohl  liege  dem  Slawismus  nur  eine 
Tendenz  zugrunde,  in  ihren  Richtungen  aber  werde  sie 
nach  dem  Grade  der  Abneigung  und  Sympathie  der  ein- 
zelnen Volksstämme  sowohl  wie  durch  den  Umstand  wesent- 
lich modifiziert,  daß  die  politischen  Zeitideen  die  Tschechen 
weit  mehr  als  die  Kroaten  und  Illyrier  beeinflussen;  das 
Übel  müsse  daher  mit  verschiedenen  Waffen  bekämpft 
werden,  ^si)  Anderseits  verkannte  der  Fürst  die  große  Rolle 
nicht,  welche  die  Verschiedenheit  der  Nationalitäten  in 
Österreich  spiele;  er  sprach  sogar  die  Überzeugung  aus, 
daß  sie,  allerdings  nur  bei  richtiger  Benutzung,  zur  Stär- 
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kung  der  Reg'ierungsgewalt  beitragen  könnte.  Er  sah  die 
Unmöglichkeit  ein,  sämtliche  Nationalitäten  in  eine  zu  ver- 
schmelzen oder  zu  germanisieren;  aber  auch  sich  selbst 
sollten  sie  nicht  überlassen  bleiben,  damit  nicht  zentrifugale 
Kräfte  frei  würden,  die  zur  Auflösung  des  Reiches  führen 
müßten.  Daher  sein  Axiom:  »Die  Einheit  des  Reiches 
in  der  Krone  zu  suchen  und  von  diesem  Punkte 
aus  das  Zusammenwirken  der  Nationalitäten  zu  ge- 
meinsamen Staatszwecken  zu  sichern.«  Nach  außen 
hin  sollte  die  Monarchie  allerdings  nur  eine  Nationalität, 
die  deutsche,  repräsentieren  —  eine  Forderung,  durch  die 
Fürst  Metternich  in  deutlicher  Weise  seine  föderalistisch- 
zentralistische  An^^chauung  bekundete.  ^^^) 

Der  Staatskanzler  äußerte  sich  ferner  auch  über  die 
Tschechen,  denen  er  die  erste  Stelle  unter  den  österreichi- 
schen Slawen  einräumte.  Infolge  ihres  kulturellen  Auf- 
schwunges und  der  durch  die  geographische  Lage  Böh- 
mens bedingten  Berührung  mit  dem  deutschen  Liberalis- 
mus sah  er  jedoch  dieses  Königreich  von  Gefahren  um- 
geben, welche  die  slawische  Bevölkerung  der  südlichen 
Provinzen  nicht  in  gleichem  Maße  trafen;  der  Tschechis- 
mus, »ein  lebendiges  Glied  in  der  Kette  des  Slawismus«, 
erheischte  daher,  seinem  Dafürhalten  nach,  die  besondere 
Aufmerksamkeit  der  Regierung.  '^■^^) 

Metternich  ging  nur  in  seinem  Argwohn  so  weit,  daß 
er  hinter  jeder  wissenschaftlichen  und  künstlerischen  Be- 
tätigung staatsgefährliche  Absichten  vermutete.  So  witterte 
er  Unheil,  als  er  den  Beschlüssen  des  akademischen  Senats 
der  Prager  Universität  entnahm,  wie  die  Carolina  Ferdinandea 
ihr  fünfhundertjähriges  Jubiläum  zu  feiern  gedachte •^3^):  man 
wollte  Reisestipendien  für  die  Studentenschaft  stiften,  ob- 
wohl die  deutschen  Universitäten  als  die  Pflanzschulen  der 
Revolution  galten;  auch  wollte  man  eine  allgemeine  Lite- 
raturzeitung gründen,  die  ja  eines  Tages  das  Zentralorgan 
des  Slawismus  werden  konnte. ^•^■^)  Ferner  brachte  die  »Leip- 
ziger Zeitung«   die  Nachricht,  daß  ein  Privatmann,  namens 
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Anton  Veith,  auf  seinem  Landgut  Liboch  unweit  Prag  eine 
böhmische  Walhalla  erbauen  wolle,  in  welcher  die  Erz- 
statuen berühmter  Böhmen  zur  Aufstellung  gelangen 
sollten.  3^öj  Metternich  dachte  sofort  an  slawistische  Um- 
triebe und  sah  schon  im  Geiste  die  Sache  zu  einem  »Mon- 
strum« erwachsen.  •*^^)  Die  Polizei  mußte  Recherchen  pflegen 
und  es  ergab  sich  die  politische  Unbescholtenheit  jenes 
Kunstmäzens,  der  im  übrigen  höchst  ungehalten  darüber 
war,  daß  einige  Ultratschechen  seinem  Bau  die  Bezeich- 
nung Walhalla  (Släcoya)  beilegten,  während  er  selbst  ihn 
Alhambra  nennen  wollte. -^^s^  Metternich  ließ  sich  durch 
diese  günstige  Leumundsnote  keineswegs  beirren;  denn  er 
fand  es  unverzeihlich,  daß  neben  den  Standbildern  Maria 
Theresias.  Josefs  IL  und  Franz  L  auch  die  eines  Johannes 
Huß  und  eines  Ziska  in  der  Ruhmeshalle  prangen  sollten, 
und  forderte  daher,  daß' die  Regierung  dies  verbiete.  Ander- 
seits meinte  er,  daß  die  religiösen  und  politischen  Fana- 
tiker, welche  die  Zeiten  »der  beiden  berüchtigten  Ruhe- 
störer« zurückwünschten,  glücklicherweise  noch  in  der 
Minderheit  seien.  ^^■')  Nur  diese  optimistische  Ansicht  wurde 
von  den  übrigen  Mitgliedern  der  Staatskonferenz  geteilt. 
Kolowrat  erklärte,  bereits  das  Nötige  eingeleitet  zu  haben, 
damit  die  Idee  der  Errichtung  einer  Walhalla  keinen  An- 
klang finde  ^•*''),  und  Erzherzog  Ludwig  bezeichnete  sie  kurz- 
weg als  einen  Unsinn.-"^)  Keiner  von  ihnen  äußerte  auch 
sonst  die  geringste  Sorge,  trotz  Beispiel  des  Magya- 
rismus, den  man  in  seinen  Anfängen  gleichfalls  unterschätzt 
hatte.  Kolowrat  warnte  davor,  ängstlich  zu  erscheinen,  wo 
keine  Gefahr  sei:  man  hege  bloß  nicht  übel  Lust,  »auch 
ein  wenig  zu  imponieren«,  weil  sich  ja  die  aus  greisen 
Männern  zusammengesetzte  Regierung  die  UnziemUch- 
keiten  der  Ungarn  gefallen  lasse. -'^2)  Metternich,  an  den 
diese  Epistel  gerichtet  war,  schöpfte  aus  ihr  die  Überzeu- 
gung, daß  der  ehemalige  Oberstburggraf  von  Böhmen  weder 
tief  denke  noch  in  die  Ferne  sehe  und  die  slawischen  Zu- 
stände völlig  verkenne.   »Ich  irre  mich  nicht  —  behauptete 
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er  —  und  ebensowenig  in  dieser  als  in  den  anderen  so- 
zialen Krankheiten  der  Zeit.  Der  Czechismus  ist  eine 
Neigung,  welche  dann,  wenn  die  Dinge  im  gewöhnlichen 
Schlendrian  gehen,  nur  zu  kleinen  Aberrationen  führt, 
aber  in  der  Epoche  allgemeiner  Aufregung  wie  der  B  ohnen- 
salat  auf  die  Menschen  wirkt,  wenn  die  Cholera  herrscht. 
Graf  Kolowrat  nimmt  sich  für  den  Prototypen  des  Böh- 
men und  hierin  sieht  er  wie  ein  Kurzsichtiger.«  ^^■*) 


Dieses  Urteil  konnte  den  gesamten  böhmischen  Adel 
betreffen,  der  ja  seit  Dezennien  die  literarisch-wissenschaft- 
liche Propaganda  förderte;  er  gehörte  zu  den  Gründern  der 
verschiedenen  nationalen  Vereine,  denen  seine  Wirtschafts- 
beamten als  unterstützende  Mitglieder  beitreten  mußten, 
während  er  selbst  an  der  Spitze  der  Ausschüsse  stand.  Als 
der  eifrigste  dieser  aristokratischen  Mäzene  tat  sich  Graf 
Leo  Thun  hervor,  der  schon  als  zwanzigjähriger  Jüngling 
für  die  Hebung  und  Pflege  der  böhmischen  Sprache  ein- 
getreten war.'^^^)  In  seinem  Briefwechsel  mit  Tocqueville 
beklagte  er,  allerdings  mit  Unrecht,  die  Engherzigkeit  des 
heimischen  Schul-  und  Studienwesens  und  die  Vernach- 
lässigung des  Böhmischen  als  Organ  des  Unterrichtes. 
Seinen  Aufsatz  »Über  den  gegenwärtigen  Stand  der  böh- 
mischen Literatur  und  ihre  Bedeutung«  (1842)  leitete  er 
mit  den  bedauernden  Worten  ein,  daß  man  in  Regierungs- 
kreisen weder  von  den  in  böhmischer  Sprache  erscheinen- 
den Werken,  noch  von  den  ausgezeichneten  Männern  etwas 
wüßte,  die  sich  dieses  Idioms  »zu  höheren  Zwecken«  be- 
dienten; man  hielte  im  vornherein  jedes  böhmische  Buch 
für  die  tote  Fehlgeburt  eines  krankhaft  überspannten 
Nationalgefühls.  Leo  Thun  sandte  diese  Schrift  auch  an 
Franz  Pulszky,  den  schärfsten  Gegner  slawischer  Bestre- 
bungen. Ein  hitziger  Federkrieg  entbrannte-'^'');  denn  der 
böhmische  Edelmann  äußerte  unumwunden  seinen  Tadel 
über  die  Versuche  der  radikalen  Partei,   die  gesamte,  ins- 
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besondere  die  slawische  Bevölkerung  Ungarns,  zur  magya- 
rischen Sprache  zu  bekehren  und  zur  Verwirklichung  dieser 
Absicht  die  politische  Übermacht  des  Augenblicks  »auf 
die  rücksichtsloseste  Weise«  auszubeuten.  So  war  Thun  in 
die  Reihe  der  slawischen  Vorkämpfer  getreten.  Es  erfüllte 
ihn  mit  Stolz,  daß  Böhmen  an  der  Spitze  der  geistigen 
Bewegung  stand  und  aus  allen  Gebieten  slawischer  Zunge, 
selbst  aus  Rußland,  die  wissensdurstige  Jugend  nach  der 
Landeshauptstadt  strömte.  Schon  im  Interesse  der  Zentral- 
gewalt hielt  er  es  für  geboten,  daß  Prag  die  Hochburg 
slawischer  Gelehrsamkeit  und  Gesinnung  bleibe  und  nicht 
etwa  Petersburg  oder  Moskau  die  Führerschaft  übernehme; 
sein  Streben  ging  daher  nach  offizieller  Anerkennung  des 
tschechischen  Idioms  als  einer  gleichberechtigten  Landes- 
sprache und  nach  allmählicher  Umgestaltung  des  heimischen 
Schulwesens  in  nationalem  Sinne.  Durch  die  Kräftigung 
des  slawischen  Volksstammes  sollte  Böhmen  vor  der  Ger- 
manisierung, die  Monarchie  vor  der  x\bbröckelung  geschützt 
und  außerdem  der  Regierung  die  Möglichkeit  geboten 
werden,  die  Gefahren  nationaler  Gärung  hintanzuhalten,  ^^ß) 
Graf  Thun  fürchtete  aber,  daß  dieser  Prozeß  mit  dem  Um- 
sturz der  inneren  Verhältnisse  erfolgen  und  daher  die  poli- 
tisch noch  nicht  gereifte  Volksmasse  den  Parteiumtrieben 
preisgeben  werde;  hegte  er  doch  die  sichere  Überzeugung, 
daß  der  Einfluß  der  liberalen  Ideen  zur  Revolution  führen 
müsse,  wenn  nicht  die  Regierung  beizeiten  sich  aufraffe 
oder  einem  kräftigen  und  dem  Fortschritt  geneigten  Re- 
gime den  Platz  einräume. 

Josef  Matthias  Graf  Thun,  gleichfalls  ein  beredter  An- 
walt des  Tschechentums^'"),  hatte  eines  Tages  seinem  jün- 
geren Vetter  Leo  die  Worte  zugerufen:  »Hoffe,  kämpfe!  du 
rüstiger  Streiter!  der  Sieg  wird  deiner  Sache,  wenn  auch 
wir  beide  uns  dessen  nicht  mehr  erfreuen  sollten. <^^^)  Für 
welche  Sache  kämpfte  der  böhmische  Edelmann?  Er  selbst 
gibt  uns  die  Antwort  auf  diese  Frage:  »Wenn  das,  was 
ich  für  moralisch  gut  erkenne  —  so  lautet  sie  —  mit  den 
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gegebenen  Verhältnissen  in  Widerstreit  steht,  so  kann  nicht 
jenes  geopfert,  sondern  es  müssen  diese  modifiziert  werden. 
Wenn  ich  also  jene  (slawischen)  Bestrebungen  in  ihren 
Endresultaten  mit  dem  Bestände  der  jetzigen  Staatskörper 
unverträglich  glaubte,  so  würde  ich  die  Umgestaltung  dieser 
letzteren  für  eine  moralische  Notwendigkeit,  für  ein  Problem 
der  Weltgeschichte  ansehen  und  nur  für  meine  Pflicht 
halten,  so  viel  es  in  meiner  Macht  steht,  dahin  mitzuwirken, 
daß  diese  Umgestaltung  seinerzeit  in  möglichst  heilsamer 
Weise  erfolge. «^^'')  Anerkennung  und  Unterstützung  der 
Slawen  als  eines  Gegengewichtes  gegen  den  deutschen  und 
magyarischen  Chauvinismus,  der  Kaiserstaat  ein  sicherer 
Hort  für  die  freie  Entfaltung  seiner  Volksindividualitäten  — 
das  war  das  politische  Glaubensbekenntnis  des  Grafen 
Thun.^''°)  Dieser  sah,  entgegen  der  fatalistischen  Anschauung 
anderer,  in  der  bunten  Vielheit  der  Stämme  nicht  schlecht- 
hin ein  Hemmnis,  sondern  vielmehr  ein  Förderungsmittel 
staatlicher  Macht. 

Das  Streben  der  modernen  politischen  Schule,  die  aus 
der  kulturellen  Berührung  der  beiden  in  Böhmen  lebenden 
Volksstämme  hervorgegangen  war,  ging  nach  Gleichbe- 
rechtigung der  Nationalitäten,  Anders  lagen  die  Dinge  in 
Ungarn,  wo  eine  mächtige  Partei  die  nationale  Strömung 
einzig  und  allein  in  der  Absicht  förderte,  dem  Magyaren- 
tum  zur  Suprematie  zu  verhelfen;  während  der  ungarische 
Adel  im  Fahrwasser  des  Magyarismus  trieb,  waren  die 
böhmischen  Aristokraten  national  farblos,  da  sie  weder 
Tschechen  noch  Deutsche,  sondern  Böhmen  sein  wollten.''"'^) 
Aber  die  wenigsten  von  ihnen  traten  aus  »Ritterpflicht« 
für  die  tschechischen  Brüder  ein;  der  weitaus  größere 
Teil  der  böhmischen  Feudalherren  sah  vielmehr  in  der  Förde- 
rung der  Nationalitätsidee,  der  er  sich  einer  Aufforderung 
Palackys  zufolge  anschloß  •'■'■^),  auch  das  geeignetste  Mittel, 
seine  alten,  in  Vergessenheit  geratenen  Rechte  wiederher- 
zustellen. So  wollte  der  Adel  zum  Bannerträger  der  nationalen 
Bewegung    werden,    um    diese    den    ständischen  Interessen 
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dienstbar  zu  machen.  Den  Fürsten  Metternich  aber  straften 
die  kommenden  Ereignisse  nicht  Lügen:  die  Wendung, 
welche  die  Dinge  nahmen,  zeigte  deutlich  genug,  daß  der 
Staatskanzler  keineswegs  »ein  Gespensterseher«  gewesen 
sei^'^'),  mochte  ihn  auch  seine  Slawenfurcht  bisweilen  zu 
weit  getrieben  haben. 

»Böhmen  betrachtet  sich  täglich  mehr  als  bestimmt 
und  berufen,  seine  eigene  abgesonderte  Nationalität  zu 
behaupten,  und  mit  dem  Gefühle  seiner  Kraft  nimmt  auch 
sein  Widerstand  gegen  die  fremde  Herrschaft  zu.«^"'^j  So 
verhielt  es  sich  in  der  Tat.  Die  jüngere  Generation  sah  in 
der  Hebung  der  tschechischen  Literatur  nicht  mehr  das 
Ziel  nationaler  Aspirationen,  sondern  das  Mittel  zu  politischen 
Zwecken.  Die  Musäalschriften  förderten  wohl  die  Agitation 
in  den  gebildeten  Kreisen,  nicht  aber  im  Kleinbürgertum. 
Die  Patriotenpartei"^"'"')  richtete  daher  ihr  Augenmerk  auf 
den  Prager  Gewerbeverein,  den  sie  gar  bald  unter  ihre 
Botmäßigkeit  brachte;  sie  vertrat  die  Interessen  der  Hand- 
werker und  des  Kleingewerbes  gegenüber  den  Großindu- 
striellen, sie  suchte  die  Geldmittel  zur  Errichtung  einer 
tschechischen  Gewerbeschule  zusammenzubringen  und  erging 
sich  dabei  in  politischen  Träumereien:  »Es  wird  diese  Schule 
—  so  hieß  es  in  einem  Aufruf  —  die  erste  Morgenröte  am 
Firmamente  der  tschechischen  Schulbildung,  das  erste 
Glied  der  festen  Kette  sein,  mit  der  wir  Tschechen  uns 
an  die  neue  Bildung,  an  das  neue  europäische  Leben  an- 
schließen, indem  wir  von  dem  uns  drohenden  nationalen 
Untergang  bewahrt  werden. «•^■•'•)  Die  »Vlastenci«  säten  Haß 
und  Zwietracht  zwischen  die  beiden  Stämme,  die  bisher 
seit  Jahrhunderten  friedlich  nebeneinander  gelebt  hatten; 
sie  vereitelten  die  Absicht  der  Jesuiten,  sich  in  Prag  nieder- 
zulassen, und  hetzten  den  Bauer  gegen  den  Grundherrn 
auf,  dessen  obrigkeitHche  Gewalt  gebrochen  werden  sollte. 
Die  Führer  der  tschechischen  Partei  gewannen  daher  immer 
größeren  Einfluß  und  galten  schließlich  als  die  Bahnbrecher 
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der  nationalen  Idee,  als  die  Apostel  religiöser  Freiheit 
und  als  die  Vorkämpfer  für  die  Befreiung  des  Grundholden. 

Die  Seele  dieser  Partei  war  Karl  Hawliöek,  der  im 
Jänner  1846  die  Redaktion  der  »Pra^ske-Nowiny«  übernahm 
und  dieses  streng  offizielle  Organ  den  tschechischen  Interessen 
dienstbar  zu  machen  wußte:  ='■''')  Die  Artikel,  die  unter  der 
Rubrik  »Irland«  erschienen  und  die  Leiden  eines  ge- 
knechteten Volkes  schilderten,  waren  auf  die  heimischen 
Zustände  gemünzt;  sie  trugen  viel  zur  Bildung  einer  Tisch- 
gesellschaft bei,  die  sich  nach  dem  Schlagwort  des  irischen 
Agitators  O'Connell  den  Namen  »Repeal«  beilegte. 

Die  ursprünglich  literarische  Propaganda  nahm  die 
Wege  des  Demagogentums  und  trotz  polizeilichen  Maß- 
regeln drang  die  internationale  Strömung  auch  nach  Böhmen. 
»Dem  Slawismus  ist  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken, 
so  lange  er  nämlich  von  jeder  Einmengung  in  den  Wirkungs- 
kreis der  Regierungsbehörden  frei  bleibt  und  nicht  in 
politische  Träumereien  ausartet,  die  Entwicklung  unge- 
hemmt gestattet.« ^•"*^)  Der  Prager  Stadthauptmann,  an  den 
diese  Weisung  gerichtet  war,  schrieb  vergebens  nach  Wien, 
daß  die  Grenze  des  Erlaubten  schon  längst  überschritten 
sei  —  die  Regierung  nahm  seine  Referate  »zur  Kenntnis« 
und  vertraute  der  Loyalität  des  Volkes;  kündeten  doch 
dieselben  Stimmungsberichte,  daß  es  sich  »glücklich«  fühle 
>unter  dem  milden  Szepter  Österreichs«. 

Die  Stände  hatten  Schutz  und  Festigung  ihrer  Gerecht- 
same mit  der  Begründung  gefordert,  »daß  sonst  ihre 
moralische  Tatkraft  in  dem  Momente  gelähmt  wäre,  wo 
sie  sich  als  Stützen  des  Thrones  bewähren  wollten  «^•^'^); 
Metternich  aber  hatte  ihnen  den  Rat  erteilt,  »sich  um  die 
Regierung  zu  scharen «.^^^''*)  Hier  wie  dort  war  tauben  Ohren 
gepredigt  worden.  Regierung  und  Stände  blieben  einander 
entfremdet  und  gegen  beide  richteten  sich  die  neuen 
Ideen. 
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Anmerkungen  und  Anhang 

(Die  Ziffern  innerhalb  der  Klammern  verweisen  auf  die  betreffende  Sr;itenzahl. 


1)  (i)  Über  die  Berufung  der  preußischen  Provinziallandtage  (Fe- 
bruar 1841)  und  die  weitere  Entwicklung  der  ständischen  Institution 
vgl.  Treitschke,  Deutsche  Geschichte  im  neunzehnten  Jahrhundert,  Bd.  V, 
138    ff. 

^)  (i)  Anton  Springer,  Geschichte  Österreichs  seit  dem  Wiener 
Frieden  1809,  Bd.  I,  518. 

3)  (i)  Der  ständische  Ausschuß  hatte  dem  Prager  Theaterunter- 
nehmer Stöger  das  Redoutenprivilegium  auf  dreißig  Jahre  verpachtet. 
(Vorträge  Sedlnitzkys,  dd.  i.,  7.  und  10.  April  1S41.  Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  626,  684,  697  ex  1841.  St.  A.) 

■*)  (i)  Kolowrats  Bemerkungen  zu  den  Vorträgen  Sedlnitzkys  vom 
10.  April  und  vom  9.  Mai  1841.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  697  und 
877  ex  1841.  St.  A.) 

=)  (i)  Er  zählte  acht  Mitglieder,  je  zwei  aus  jedem  Stande;  sie 
wurden  von  den  vStänden  selbst  gewählt. 

8)  (2)  H.  Toman:  Das  böhmische  Staatsrecht  und  die  Entwicklung 
der  österreichischen  Reichsidee  vom  Jahre  1527  bis  1848,  S.  78  ft\ 

')  (2)  Staatsratsakten,  Z.  1497  und  1775  ex  1791.  (St.  A.) 
.    8)  (2)  Hofdekrete  vom  26.  Juli   1794  und  vom  4.  Juli   1799.  (Staats- 
ratsakten,   Z.   1734  und  2345  ex  1794.  St.  A.)  Vgl.  auch  vSpringer,  I.  519. 

9)  (2)  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  21.  April  1802;  Hofdekret  vom 
18.  Mai  des  folgenden  Jahres.  (Staatsratsakten,  Z.  1695  ex  1802.  St.  A.) 
»Es  bedarf  eines  neuen  Organisationsplanes  nicht  —  so  lautete  die  kaiser- 
liche Entschließung  — ,  sondern  es  ist  ganz  bei  dem  Personal-  und  Be- 
soldungsstatus zu  bleiben,  welcher  unter  Maria  Theresia  bis  zum  Jahre 
1782  bestand  und  worauf  auch  Meines  in  Gott  ruhenden  Vaters  Majestät 
provisorisch  zurückgegangen  sind.« 

1°)  (2)  Diese  Eingabe  von  1805  blieb  unbeantwortet,  weil  damals 
die  Regulierung  des  Personal-  und  Besoldungsstatus  zur  Verhandlung 
kam;  die  in  den  Vorträgen  vom  11.  Februar  und  vom  10.  November  180S 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  II.  6  ol 


jjestellten  Anträge  wurden  in  der  Tat  vom  Kaiser  genehmigt  und  die 
betreffenden  Hofdekrete  erlassen.  (vStaatsratsakten,  Z.  961  und  4492  ex 
1808.   St.  A.) 

")  (2)  Dem  kaiserlichen  Kabinettschreiben  vom  4.  Oktober  1714 
(A  2)  gemäß  sollten  die  Wahlen  derart  eingeleitet  werden,  daß  sich  alle 
ZMci  Jahre  die  Hälfte  der  Beisitzer  erneuerte. 

^")  (2)  Antrag  des  Fürsten  Oettingen-Wallerstein  in  der  Sitzung 
vom  II.  April  1842.  Das  Konzept  des  Organisationsplanes  war  in  Verlust 
geraten.  —  Zum  besseren  Verständnis  sei  noch  folgendes  erwähnt:  im 
Jahre  177g  war  ein  Plan  über  die  künftige  Geschäftsgebarung  des 
Landesausschusses  entworfen  und  von  Maria  Theresia  genehmigt  worden. 
(Hofkanzleidekret  vom  10.  März  1780.  Staatsratsakt,  Z.  636  ex  1779. 
St.  A.)  Diese  Instruktion  umschrieb  aber  keineswegs  deutlich  genug  den 
Wirkungskreis  des  permanenten  und  des  verstärkten  Ausschusses.  Schon 
deshalb  baten  die  Stände  um  die  Erlaubnis,  den  alten  Organisationsplan 
überprüfen  und  umarbeiten  zu  dürfen;  diese  Aufgabe  wollten  sie  dem 
permanenten,  die  Ausarbeitung  der  Instruktion  dem  verstärkten  Ausschuß 
zuweisen,  (Vortrag  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  vom  8.  Juli  1842.  Staats- 
ratsakt, Z.  3889  ex  1842.  St.  A.) 

")  (3'  Vorträge  der  Hofkanzlei  vom  26.  März  1840  und  vom 
30.  Dezember  1841. 

1^)  (3)  Es  war  bisher  in  den  Hofkanzleiakten  aufbewahrt  worden; 
nun  gelangte  es,  dem  Vorschlage  des  Staatsrates  R.  Weiß  gemäß,  in 
die  Registratur    des  .Staatsrates.    (Staatsratsakt,  Z.  3889  ex  1842.  St.  A.) 

15)  (3)  Kaiserliche  Resolution,  dd.  Wien,  4.  Februar  1845  (auf  den 
Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  8.  Juli  1842),  im  Sinne  der 
Gutachten,  die  in  der  Sektionssitzung  des  Staatsrates  vom  27.  Februar  1843 
abgegeben  worden  waren.  (Staatsratsakt,  Z.  3889  ex  1842.  St.  A.) 

*«)  (3)  Antrag  des  Grafen  Josef  Dietrichstein,  wonach  der  Kommis- 
sionsbericht folgendes  enthalten  sollte:  einen  Ausweis  über  Entstehung 
und  Bestimmung  des  Domestikalfonds  und  über  dessen  Eigentumsver- 
hältnisse im  Hinblick  auf  das  Dominikale  und  das  Rustikale;  einen  Aus- 
weis über  den  Stand  der  einzelnen  Posten;  Anträge  zur  Hebung  der 
Einnahmen  und  zur  Beschränkung  der  Ausgaben. 

")  (4)  Bericht  vom  14.  Mai  1842.  Das  Gubernium  beriet  darüber 
am  28.  desselben  Monats  und  am  15.  Juni,  und  zwar  jedesmal  in  Ab- 
wesenheit des  Oberstburggrafen. 

i**)  (4)  Man  solle  einer  nicht  permanenten  ständischen  Kommission, 
und  zwar  mit  Zuziehung  von  Buchhaltungsbeamten  und  unter  der  un- 
mittelbaren Leitung  des  Landtagsdirektors  die  Prüfung  der  einzelnen 
Posten  gestatten,  bevor  das  Präliminare  im  Landesausschuß  zur  Ver- 
handlung gelange.  (Vortrag  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  vom  28.  Juli  1842. 
Staatsratsakt,  Z,  4449  ex   1842.  .St.  A.) 
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19)  (4)  In  der  Hofkanzlei  erklärte  sich  die  vStimmenmehrheit  im 
allgemeinen  für  die  Gewährung  der  ständischen  Bitte  und  nur  hinsichtlich 
der  Verfahrungsart  waren  die  Ansichten  geteilt. 

20)  (4)  Declaratorium  Ferdinands  III.  von  1640  zur  Landtagsordnung 
von   1627. 

-M  (4)  Es  lag  im  .ständischen  Lesezimmer  auf. 

")  {4)  Der  Staatsrat  berief  sich  auf  die  verneuerte  Landesordnung 
AVI,  die  Novella  declaratoria  Aag  und  die  kaiserliche  Entschließung 
vom  28.  Juni  1791,  §  32. 

-3)  (5)  Sektionssitzung  des  Staatsrates  vom  26.  September  1842 
unter  dem  Präsidium  Hartigs;  dieser  hatte  auch  das  Resolutionsschreiben 
entworfen.  (Staatsratsakt,  Z.  4449  ex  1842.  St.  A.) 

"^)  (5)  Präsidialbericht  vom   15.  April   1843. 

-'")  (5)  Resolution  (auf  den  im  Staatsrat  begutachteten  Vortrag 
Inzaghis  vom  22.  April  1843),  dd.  Preßburg,  19.  Mai  1843.  (Staatsratsakt, 
Z.  2199  ex  1843.  St.  A.) 

26)  (5)  Votum  Kolowrats  über  den  Staatsratsakt,  Z.  2199  ex  1843. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  looi  ex  1843.  St.  A.) 

")  (5)  Kaiserliche  Resolution  (auf  den  im  Staatsrat  begutachteten 
Vortrag  Inzaghis  vom  16. Juni  1S43),  dd.  Schönbrunn,  4. Juli  1843.  (Staats- 
ratsakt, Z.3128  ex  1843.  St.  A.) 

2»)  (5)  Graf  Kolowrat  an  Gervay,  dd.  Schloß  Mayerhöfen,  24.  Au- 
gust 1842,  Graf  Chotek  sah  in  dem  Erzherzog  Franz  Karl  und  in 
Metternich  »seine  Beschützer«,  weshalb  er  sich  für  den  mutmaßlichen 
Nachfolger  Mittrowskys  hielt.  Eines  Tages  sprach  er  darüber  mit  Metter 
nich,  der  ihm  folgendes  sagte:  »Der  Oberste  Kanzler  gleicht  dem  Hof- 
kriegsratspräsidenten; der  Oberstburggraf  gleicht  dem  commandirenden 
Generalen.  .  .  Sie  wollen  Oberstkanzler  sein,  wer  ist  der  Oberstburggraf?« 
Chotek  nannte  den  Grafen  Franz  Stadion,  worauf  die  Äußerung  fiel,  es 
genieße  dessen  Bruder  den  Ruf  eines  gediegenen  Administrators.  Chotek 
folgerte  aus  dieser  Bemerkung,  daß  man  ihn  nach  dem  Hinscheiden  des 
schwer  erkrankten  Grafen  Mittrowsky  zum  Oberstkanzler,  Rudolf  Stadion 
aber  zum  Oberstburggrafen  ernennen  werde.  (Metternich  an  Gervay, 
Königswart,   26.  August  1842.  St.  A.) 

2®)  (5)  Erzherzog  Ludwig  hatte  sich  in  einem  an  Baron  Gervay 
gerichteten  Schreiben  ganz  entschieden  für  Inzaghi  ausgesprochen  (Gervay 
an  Metternich,  24.  August  1842.  St.  A.l,  dessen  Kandidatur  auch  Metter- 
nich nicht  ungern  sah.  »Sie  (Inzaghis  Ernennung)  hat  zwei  gute  Seiten  — 
so  bemerkte  der  Staatskanzler  ^,  die  Eine  ist  die,  dem  Selbstbenennen 
zu  wichtigen  Plätzen  einen  Riegel  vorzuschieben;  die  andere  ist  in  meinem 
Gefühle  die  Gewißheit,  daß,  wenn  Gr.  I.  vielleicht  sich  nicht  als  einen 
Großen  obersten  Kanzler  beweisen  dürfte,  er  die  Bürgschaft  liefert,  daß 
er  mit  Beihilfe  hierzu  geeigneter  Gehilfen  dem   Geschäfte  ohne  nicht  zu 
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berechnende  Sprünge  vorstehen  wird.«  (An  Gervay,  dd.  Johannisberg. 
7.  September  1842.  St.  A.)  Am  5.  September  1842  war  Graf  Inzaghi 
zum  Obersten  Kanzler  und  Baron  Pillersdorf  zum  Hofkanzler  ernannt 
worden.  (Handschreiben  an  den  Ersten  Obersthofmeister  Fürsten  Colloredo, 
dd.  Schönbrunn,  5.  September  1842.  Staatskonferenz,  Z.  783  ex  1842. 
St.  A.) 

"0)  (5)  Graf  Hartig  an  Gervay,  dd.  Niemes,  15.  September  1842. 
(Beilage  eines  Schreibens  Gervays  an  Metternich  vom  19.  September  1842. 
St.  A.) 

^J )  (6)  Metternich  an  Gervay,  dd.  Johannesberg,  23.  September  1842. 
(St.  A.)  ü>Gr.  Inzaghi  —  so  heißt  es  auch  in  diesem  Schreiben  —  ist 
nicht  Staats-  und  Conferenz-Minister.  Soll  er  es  auch  werden,  um  über 
dem  Gr.  Ch.  als  Ob.  Burggrafen  stehen  zu  können?« 

^^)  (6)  »Er  will  Staats-  und  Konferenzminister  werden  und  bringt 
den  Grafen  »Stadion  zum  Vizepräsidenten  in  Vorschlag,  damit  er  nach 
einem  halben  Jahr  sagen  Icann,  dieser  ist  nun  in  den  Geschäften  Böhmens 
einstudiert,  man  lasse  mich  nun  auf  einen  Posten  als  Staats-  und 
Konferenzminister  nach  Wien  gehen.«  Gervay  setzte  den  Fürsten  Metter- 
nich von  dieser  Äußerung  des  kaiserlichen  Prinzen  mit  folgenden  Worten 
in  Kenntnis:  »Eine  treffliche,  kurze,  aus  der  Praxis  gegriffene  Bemerkung 
des  Erzherzogs,  höchstweicher  stäts  einen  so  richtigen  Blick  in  der  Welt 
hat.«  (Schreiben  an  Metternich  vom   19.  September  1842.  St.  A.) 

«»)  (6)  Vgl.  Ad.  Wolf:  Graf  Carl  Chotek,  geheimer  Rath  und  Oberst- 
burggraf von  Böhmen  (1783 — 1868).    Ein  Lebensbild  (Prag  1869),  vS.  17. 

^^)  (6)  So  unterbreitete  er  dem  Erzherzog  Ludwig  die  Leipziger 
Zeitung  vom  25.  Jänner  1843,  die  eine  Notiz  über  die  in  Nordböhmen 
herrschende  Hungersnot  enthielt;  er  tat  es,  um  zu  zeigen,  daß  man  erst 
durch  Österreich  feindliche  Blätter  auf  diese  Notlage  aufmerksam  ge- 
macht worden  sei.  Der  kaiserliche  Prinz  wetterte  in  der  Tat  und  schrieb 
folgendes  an  Kolowrat:  »Zu  was  sind  die  dortigen  Behörden,  zu  was  die 
Kreisämter,  der  Oberstburggraf  da?  Sollten  diese  nichts  davon  wissen?  .  .  .« 
(Schreiben  an  Kolowrat  vom  31.  Jänner  1843.  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  221  ex  1843.  St.  A.)  Graf  Chotek  wurde  beschuldigt,  keine  Anzeige 
erstattet  zu  haben,  und  doch  war  eine  solche  am  4.  und  10.  September  1842 
erfolgt.  Er  behielt  Unrecht  und  goß  nur  neues  Öl  ins  Feuer,  als  er  die 
Äußerung  tat,  er  sei  gewohnt,  »das  Wesen  einer  energischen  Admini- 
stration im  Handeln  und  nicht  im  Schreiben  zu  finden«.  (Vortrag  Inzaghis 
vom  9.  Februar  1843.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  308  ex  1843.  St.  A.) 
^")  (7)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  einen  von  Kolowrat  begut- 
achteten Vortrag  Inzaghis  vom  21.  Februar  1843),  dd.  Wien,  4.  März 
1843.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  397  ex  1843.  St.  A.) 

^ß)  (7)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  einen  von  Kolowrat  begut- 
achteten Vortrag  Inzaghis  vom  30.  Juni   1843),  dd.    Schönbrunn,    14.  Juli 
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iS43-  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1343  ex  1843.  St.  A.)  Von  Kolowrat 
entworfen,  lautete  sie  folgendermaßen:  »So  bedauerlich  es  ist,  daß  Graf 
Chotek  sich  der  Leitung;  der  ihm  anvertrauten,  von  mannigfachen  Drang- 
salen heimgesuchten  Provinz  durch  eine  so  lange  Zeit  entzieht,  so  will 
ihm  doch,  da  er  die  Nothwendigkeft  einer  weiteren  dreimonatlichen  Ab- 
wesenheit behauptet,  die  angeführte  Urlaubsverlängerung  zugestehen  .  .  .« 
Graf  Chotek  hatte  seinen  Urlaub  am  18.  April  angetreten  und  am  18.  Juni 
um  eine  dreimonatige  Urlaubsverlängerung  gebeten. 

37)  (y)  Graf  Chotek  an  Metternich,  dd.  Ems,  4.  Juli  1843,  mit  Ab- 
schriften seines  I^Iajestätsgesuchs  und  seines  an  Kolowrat  gerichteten 
Schreibens.  (Beilage  eines  vSchreibens  Metternichs  an  Gervay,  dd.  Ischl, 
13.  Juli  1843.  St.  A.) 

3«)  (7)  »  .  .  .  weil  durchaus  keine  ähnliche  Stelle  erledigt  ist,  im 
Regierungscentrum  alle  Stellen  bereits  besetzt,  ja  selbst  übersetzt  (sie!) 
sind  und  E.  M.  sich  kaum  bestimmt  finden  dürften,  entweder  eine  Sine- 
cur  zu  kreiren,  oder  durch  Anhäufung  überflüssiger  Organe  Hemmungen 
und  Reibungen  in  die  Bewegung  der  Staatsmaschine  zu  bringen;  ich  glaube, 
die  Menschen  sind  für  die  Stellen,  und  nicht  die  Stellen  für  die  Menschen 
vorhanden.  Graf  Chotek  dürfte  daher  abzuwarten  haben,  bis  sich  eine 
Gelegenheit  ergiebt,  ihn  wieder  zu  beschäftigen.  .  .  .-<  (Vortrag  Kolowrats, 
dd.  Grünberg,  17.  Juli  1843.  Staatskonferenz,  Z.  686  ex  1843.  St.  A.) 

3'')  (7)  Apostille  Metternichs  (auf  ein  Schreiben  Gerva\-s  vom 
17.  Juli  1843),  dd.  Ischl,   ig.  Juli   1843.  St.  A. 

-10)  (7)  »In  Betreff  des  Gr.  Choteck  —  so  hatte  Metternich  an  Gervay 
geschrieben  —  werde  ich  die  Mittheilung  des  Gr.  Kolowrat  materiel  in 
.Ruhe,  und  moralisch  bewegt  erwarten.«  (Ibidem.) 

^1)  (7)  »Gr.  Choteck  —  so  lautete  es  —  war  entweder  nicht  für  die 
Oberst-Burggrafenstelle  geschaffen  oder  er  hat  sich  in  selber  überlebt. 
Ich  glaube  das  letztere  und  es  genügt  der  dermaligen  erv.iesenen  Un- 
taugiichkeit  des  mit  vielen  Gaben  ausgezeichneten  Mannes,  um  die  An- 
nahme der  von  ihm  selbst  eingereichten  Bitte  der  Enthebung  von  seinem 
Amte  zu  rechtfertigen.«  (Ischl.  23.  Juli  1843.  Staatskonferenz,  Z.  686 
ex   1843.  St.  A.) 

^2)  (7)  Metternich  stimmte  ferner  für  eine  rein  formelle  Erledigung 
des  Pensionsgesuches  und  daher  gegen  jede  Auszeichnung  Choteks: 
»Alles  was  einer  Auszeichnung  gliche  —  so  meinte  er  —  würde  die 
Stellung  irren.«  (sie!) 

■*3)  (7)  Dieses  Handschreiben  enthielt  auch  die  Zusage,  Chotek 
wieder  zu  verw^enden,  sobald  eine  passende  Stelle  freigeworden  sei. 
(Staatskonferenz,  Z.  686  ex  1843.  St.  A.)  Noch  mag  folgendes  hier  Er- 
wähnung finden:  Erzherzog  Ludwig  hatte  sehr  ungern  vernommen,  daß 
der  Staatsschatz  abermals  infolge  Pensionierung  eines  Beamten  belastet 
werden  sollte,  den  er  noch  für  dienstfähig  hielt;  von  anderer  Seite  ward  die 


Frage  aufgeworfen,  ob  sich  denn  nicht  >ein  Plätzchen  für  den  Mann« 
im  Auslande  fände.  Metternich  erklärte  sich  jedoch  entschieden  gegen 
den  Eintritt  Choteks  in  die  Diplomatie;  es  fehlten  ihm  —  so  schrieb  er 
an  Gervay  —  die  hiezu  erforderlichen  Eigenschaften  und  außerdem 
wäre  es  ein  großer  Fehler,  die  in  ihren  Aussichten  ohnehin  so  be- 
schränkte diplomatische  Karriere  den  Charakter  »einer  Versorgungs- 
anstalt für  lahme  und  blinde  Administratoren«  annehmen  zu  lassen. 
»Solche  Individuen  sind  dem  Auslande  nicht  gut  als  die  Vertreter  und 
die  Repräsentanten  unserer  Monarchie  vorzuführen.«  (Schreiben  an 
Gervay,  dd.  Ischl,  iq.  Juli  1843.  St.  A.) 

**)  (8)  Vgl.  »Stephan  Victor,  Erzherzog  von  Österreich.  Sein  Leben, 
Wirken  und  sein  Tod.  (Wiesbaden  1868.)«  Dem  anonymen  Verfasser 
lagen  Stefans  Tagebücher  und  die  Aufzeichnungen  einer  dem  Erz- 
herzog nahestehenden  Persönlichkeit  vor. 

*^)  (g)  Aus  einem  vertraulichen  Schreiben  Metternichs  an  Gervay 
dd.  Ischl,  24.  Juli  1843,  über  seine  Gespräche  mit  dem  Erzherzog  Franz 
Karl.  (St.  A.) 

«)  (9)  Ibidem. 

*'')  (g)  In  dem  einen  Fall  sollte  der  Gubernialvizepräsident  Graf 
Salm  zum  Statthalter  von  Triest  ernannt,  im  anderen  Fall  einem  böhmi- 
schen Landstand  die  einstweilige  Leitung  der  ständischen  Angelegen- 
heiten übertragen  werden.  (Schreiben  Kolowrats  an  Metternich,  dd.  Grün- 
berg, 19.  Juli  1843.  Staatskonferenz,  Z.  68g  ex  1843.  St.  A.)  Der  Kaiser 
hatte,  am  4.  März  1843,  den  Mailänder  Gubernial-Vizepräsidenten  Alt- 
grafen Robert  Salm  an  Stelle  des  in  den  Ruhestand  versetzten  Freiherrn 
von  Prochaska  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Prag  versetzt.  Dies  erfolgte 
dem  Votum  Hartigs  gemäß,  der  dem  Monarchen  auch  nahegelegt 
hatte,  Franz  Stadion  »für  die  Oberst-Burggrafenstelle  zu  prädestiniren«. 
(Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  5.  Februar  1843.  Minister  Ko- 
lowrat-Akten,  Z.  307  e.\   1843.  St.  A.) 

^8)  (g)  Kolowrat  an  Metternich,  dd.  Grünberg,  ig.  Juli  1843.  (Staats- 
konferenz, Z.  68g  ex  1843.  St.  A.) 

•»9)  (g)  Gervay  an  Metternich,  dd.  Wien,   ig.  Juli  1843.  (St.  A.) 

50)  (10)  Apostille  Metternichs  (auf  ein  Schreiben  Gervays  vom 
ig.  Juli  1843.)  dd.  Ischl,  21.  Juli  1843.  (St.  A.) 

^M  (10)  »  .  .  .  hierüber  wäre  ich  bereit,  meine  Hand  ins  Feuer  zu 
legen  .  .  .«  (Aus  einem  vertraulichen  Schreiben  Metternichs  an  Gervay, 
dd.  Ischl,  24.  Juli  1S43.  St.  A.) 

'-)  (10)  Ibidem. 

52)  (10)  Aus  Metternichs  Votum  vom  24.  November  1S43.  (Staats- 
konferenz, Z.  iog8  ex  1843.  St.  A.) 

")  (10)  Metternich  an  Kolowrat,  dd.  Ischl,  24.  Juli  1843.  (Staats- 
konferenz, Z.  6S7   ex   1843.  St.  A.) 


55)  (ii)  »Nur  weil  Ungarn  noch  außer  Kultur  steht  —  so  heißt  es  in 
demselben  Schreiben  —  verträgt  es  das  Nichtregiertwerden,  wie  es  dieß 
seit  mehr  als  einem  halben  Jahrhundert  ertrug.  Nun  hat  dieses  Land  es 
dennoch  auch  satt.« 

56)  II)  »Gälte  es  nur  der  unvermeidlichen  Einwirkung,  welche  das 
von  der  böhmischen  Gränze  so  wenig  entfernte  Leipzig  mittelst  seinen 
sogenannt  litterarischen  Produkten  auf  die  lesende  Bevölkerung  Böhmens 
übt,  so  würde  dieser  alleinige  Umstand  genügen,  um  Stoff  zu  Aufregung 
zu  bieten.«  (Aus  dem  Votum  Metternichs  über  den  Vorschlag  Kolowrats. 
dd.  Ischl,  23.  Juli  1843.  (Staatskonferenz,  Z.  686  ex  1843.  St.  A.) 

5')  (11)  Bereits  im  Frühjahr  1841  hatte  Metternich  dem  preußi- 
schen Gesandten  schwer  geängstigt  vorgehalten,  daß  Österreichs  Tsche- 
chen und  Polen  durch  die  Reden  des  Posener  Landtags  aufgestachelt 
Avürden.  (Treitschke,  V,   143.) 

58)  (11)  Aus  einem  Votum  Metternichs  vom  24.  November  1843. 
(Staatskonferenz,  Z.  1098  ex  1843.  St.  A.)  Ähnlich  äußerte  sich  der 
Staatskanzler  in  einem  Votum  über  Kübecks  Referat  vom  23.  November 
1843.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2134  ex  1843.  St.  A.) 

59)  (12)  Metternich  an  Erzherzog  Ludwig,  24.  Juli  1843.  (Staats- 
konferenz, Z.  687  ex  1843.  St.  A.) 

60)  (12)  »Von  dieser  unseligen  Menschenart  —  so  schrieb  Metternich 
an  den  Erzherzog  Ludwig  —  bietet  kein  Theil  der  Monarchie  mehr  als 
eben  Prag.«  (Schreiben,  dd.  Ischl,  24.  Juli  1843.  Staatskonferenz. 
Z.  687  ex  1843.  St.  A.) 

61)  (12)  In  dieses  Komitee  sollten  nach  Metternichs  Antrag  Hartig, 
Inzaghi  und  Kübeck  berufen  werden.  (Votum  Metternichs,  dd.  Ischl, 
23.  Juli   1843.  Staatskonferenz,  Z.  686  ex   1843.  St.  A.) 

6")  (12)  Aus  einem  vertraulichen  Schreiben  Metternichs  an  Gervay, 
dd.  Ischl,  24.  Juli  1S43.  (St.  A.)  Gervay  mag  wohl  seine  Übereilung  be- 
reut und  schon  deshalb  die  Schreiben  Metternichs  an  Erzherzog  Ludwig 
und  an  Kolowrat  kopiert  haben;  er  teilte  dies  dem  Fürsten  mit  folgender 
Begründung  mit:  ..  .  .  ich  erachtete  es  für  nötig,  daß  die  weisen  Worte 
E.  D.  in  den  Akten  sich  finden,  damit  derjenige,  dem  die  Vorsehung  es 
gestatten  wird,  diese  Papiere  nach  einer  Zeit  einzusehen,  den  Schlüssel 
der  geschichtlichen  Gestaltung  finden  möge,  in  welcher  die  Verhältnisse 
sich  zeigen  werden. ^  (Schreiben  vom  27.  Juli  1843.  St.  A.) 

63)  (12)  Gervay  an  Metternich,  dd.  Wien,  27.  Juli   1843.  (St.  A.) 

6i)  (13)  (Ad  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2134  ex  1843.  St.  A.)  Die 
Stelle  des  ersten  Landesoffiziers  versah  nach  dem  Rücktritt  des  Oberst- 
landmarschalls Grafen  Hartmann  der  Oberstlandeskämmerer  Karl  Anselm 
Fürst  Thurn  und  Taxis. 

65)  (13)  Gervav  hatte  sich,  in  einem  Gespräche  mit  Erzherzog 
Ludwig,    als  Erster    gegen    die  \'erleihung    eines    Titels    ausgesprochen. 
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(Schreiben  an  Metternich,  27.  Juli  1S43.)  Kolowrat  war  derselben  Meinung, 
nicht  so  der  Staatskanzler.  (Eingabe  vom  20.  September  1843.  Ad  Minister 
Kolowrat- Akten,  Z.  2134  ex  1843.  St.  A.) 

"ti)  (13)  Graf  Hartig  hatte  als  Gouverneur  der  Steiermark,  wo  eine 
solche  Trennung  bestand,  deren  Nachteile  erkannt.  Er  bemerkte,  daß 
Kaiser  Franz  ein  entschiedener  Gegner  einer  derartigen,  auch  bloß  zeit- 
weiligen Maßregel  für  Böhmen  gev.esen  sei  und  daher  mit  Kabinett- 
schreiben vom  17.  September  iSio  den  Grafen  Franz  Kolowi-at  zum 
Verweser  des  Oberstburggrafenamtes  und  der  Gubernialpräsidentenstelle 
ernannt  und  ihm  in  dieser  Eigenschaft  die  Leitung  des  Guberniums,  des 
Landesaüsschusses,  des  Landtages  und  der  Stände  anvertraut  habe. 
(Votum  vom  10.  Oktober  1843.  Ad  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1858  ex 
1843.  St.  A.) 

"')  (13)  Nach  Hartigs  Resolutionsentwurf  sollte  dem  Erzherzog  »die 
Leitung  des  böhmischen  Guberniums«  übertragen  werden.  Kolowrat  be- 
mängelte diesen  Ausdruck,  der  ihm  die  Stellung  Stefans  etwas  zu  tief 
zu  bezeichnen  schien,  weshalb  er  den  folgenden  vorschlug:  »die  Leitung 
der  politischen  Administrationsangelegenheiten  des  Königreiches  Böhmen.« 
(Votum  vom  13.  Oktober.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1858  ex  1843; 
Staatskonferenz,  Z.  1098  ex   1843.) 

Graf  Hartig  hatte  auch  die  Möglichkeit  besprochen,  den  Erzherzog 
zum  Regierungschef  von  Niederösterreich  zu  ernennen,  wogegen  Graf 
Kolowrat  folgende  Einwendungen  erhob:  »Diese  Stelle,  welche  gegen- 
wärtig Freiherr  von  Talatzko  einnimmt,  scheint  mir  einmahl  für  einen 
Erzherzog  nicht  hoch  genug;  sollte  er  aber_  unter  irgend  einem  Titel 
ober  den  gegenwärtigen  Regierungschef  gestellt  werden,  so  ist  dieß,  ich 
kann  es  aus  langer  Erfahrung  behaupten,  ein  neues  überflüssiges  Rad  in 
der  mit  Räderwerk  ohnedieß  überbürdeten  Verwaltungsmaschine,  welches 
nur  zu  Reibungen  und  Hemmungen  Anlaß  gäbe  und  den  langsamen  Gang 
der  Verwaltung  noch  mehr  hemmen  würde.  Auch  würde  der  Erzherzog, 
eingeklemmt  zwischen  Magistrat,  Kreisämtern  und  Regierung  auf  einer 
Seite,  und  die  Hofkanzlei  nebst  der  höchsten  Zentralregierung  auf  der 
anderen  Seite,  in  persönlicher  Berührung  mit  allen  Hofstellen,  nicht 
lernen,  sich  bei  vorkommenden  Verlegenheiten  und  Anständen  ange- 
messen und  frei  zu  bewegen.  Diese  eingeschobene  Stellung  hat  sich  stets 
nicht  nur  als  überflüssig,  sondern  als  nachtheilig  bewährt  und  war  ins- 
besondere eine  wahre  Last  für  das  höchste  Regierungszentrum.« 

"•'^)  (13)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler  (nach  Kolowrats 
Entwurf),  dd.  Wien,  g.  November  1843.  (Staatskonferenz,  Z.  1098  ex  1843. 
St.  A.) 

''■')  (14)  Präsidialvortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  11.  November  1843. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2082  ex  1S43.  St.  A.)  Dem  Grafen  Inzaghi 
war  aufgetragen  worden,  sich  die  Instruktion  des  Erzherzogs  Ferdinand, 
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Generalgouverneurs  von  Mailand  (1771),  zur  Richtschnur  zu  nehmen. 
Aber  weder  sie,  noch  die  Instruktionen  der  Erzherzoge  Kainer  (Lombardo- 
Venetien)  und  Ferdinand  d'Este  (Galizien)  konnten  vollständige  Anwendung 
finden:  Der  üeneralgouverneur  der  Lombardei  war  zur  Zeit  der  Kaiserin 
Maria  Theresia  mit  sehr  ausgedehnten  Vollmachten  und  Sonderaufträgen 
versehen  und  betraut  worden;  Erzherzog  Rainer  hatte  als  Vizekönig  nicht 
bloß  die  unmittelbare  Verwaltung  zu  führen,  sondern  auch  auf  die  Zu- 
sammengehörigkeit beider  Provinzen  bedacht  zu  sein,  die  Hofstellen 
teilweise  zu  ersetzen  und  auch  deren  engeres  Einvernehmen  mit  den 
Landesbehörden  zu  vermitteln;  Erzherzog  Ferdinand  d'Este  aber  war  mit 
der  obei-sten  Leitung  der  Zivil-  und  Militärverwaltung  betraut. 

Eine  Abschrift  der  Instruktion  des  Erzherzogs  Stefan  erliegt  im 
Staatsratsakt  6267  ex  1843.  (St.  A.) 

^ö)  (14)  Votum  Kolowrats  vom  i.  Dezember  1843  (ad  Vortrag 
Inzaghis  vom  15.  November.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2134  ex  1843. 
St.  A.) 

'1)  (14)  Handschreiben  an  Erzherzog  Stefan  vom  g.  Dezember  1843 
(Vortrag  Inzaghis  vom  23.  November  1843.  Ibidem.)  Dem  Erzherzog 
wurde  die  oberste  Leitung  aller  politischen  Behörden  »und  der  denselben 
zugewiesenen  Geschäfte«  übertragen.  Kübeck  hatte  diesen  Zusatz  im 
Hinblick  auf  die  Finanzagenden  für  notwendig  erachtet.  (Vorträge  Kübecks 
vom  13.  und  vom  23.  November  1843.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2083 
und  2134  ex  1S43.  St.  A.)  Erzherzog  Stefan  hatte  zwar  einen  Titel  be- 
ansprucht, es  ward  ihm  aber  bedeutet,  daß  er  bloß  Landeschef  heißen 
solle.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2262  ex  1843.  St.  A.)  Dem  Votum 
Hartigs  gemäß  wurde  auch  kein  Patent  erlassen.  (Resolution  [auf  In- 
zaghis Vortrag  vom  16.  Dezember],  dd.  Wien,  30.  Dezember  1843. 
Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2303  ex  1843.  St.  A.) 

'-)  (15)  Staatsratsakt  4630  ex  1843  über  die  Eingabe  der  böhmischen 
Stände;  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  9.  November  1843. 
(Staatsratsakt,  Z.  6141   ex  1843.) 

'8)  (15)  Votum  Kolowrats  vom  6.  Jänner  1844.  (Minister  Kolowrat- 
Akten.  Z.  20  ex  1844.  St.  A.) 

'i)  (15)  Staatsratsakt,  Z.  6141  ex  1843.  (St.  A.) 

")  (15)  Die  ständischen  Desiderien  vom  September  1790  enthielten 
u.  a.  die  Bitte,  dem  Domestikalfonds  sämtliche  bis  zum  letzten  Oktober 
1789  eingelaufenen  Zuflüsse  zu  belassen.  Das  Hofdekret  vom  12.  Au- 
gust 1791  leistete  diesem  Wunsche  Folge,  nur  räumte  es  den  Ständen 
weder  das  freie  Verfügungsrecht  ein,  noch  enthob  es  sie  der  Verpflichtung 
jährlicher  Rechnungslegung;  das  bisherige  Präliminarsystem  blieb  sonach 
in  Kraft.  Da  nun  die  Stände  bis  1789  in  der  Tat  Steuerzuschläge  zu  dem 
alljährlichen  Ordinarium  und  Extraordinarium  verfügt  hatten  und  ihnen 
die  bis  dahin    eingegangenen  Zuflü.sse  bela.ssen  blieben,    so    glaubten  sie, 
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auch  ohne  höhere  Genehmigung  zur  Ausschreibung  von  Steuerzuschlägen 
zugunsten  des  Dominikalfonds  berechtigt  zu  sein.  In  der  Folge  beriefen 
sich  die  Stände  auch  auf  die  Hofdekrete  vom  26.  Juli  1S26  und  vom 
23.  Februar  1836.  Die  Hofkanzlei  meinte  hingegen,  daß  diese  Steuer- 
zuschläge wohl  nicht  zu  den  den  »Ständen  bewilligten  Zuflüssen  gerechnet 
werden  könnten;  denn  die  Steuerausschreibung"  komme  als  ein  Landes- 
hoheitsrecht einzig  und  allein  dem  Staatsoberhaupte  zu.  Das  Hof  kanzlei- 
dekret vom  18.  März  1842  verpflichtete  daher- das  böhmische  Gubernium 
und  den  Landesausschuß,  bei  Vorlage  des  jährlichen  Dominikalfonds- 
Präliminare  das  allfällige  Defizit  jederzeit  auszumitteln  und  zu  dessen 
Umlage  auf  den  Steuergulden  die  Genehmigung  der  Hofkanzlei  ein- 
zuholen. 

'")  (16)  Beschluß  auf  Grund  eines  schriftlichen  Votums  des  Grafen 
Friedrich  Deym.  (Ständische  Versammlung  vom  August  1843.) 

")  (16)  Vortrag  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  vom  16.  November  1S43. 
(Staatsratsakt,  Z.  6184  ex  1843.  St.  A.) 

"8)  (17)  Votum  des  Staatsrates  Jüstel. 

'9)  (17)  Vortrag  Kolowrats  an  den  Kaiser,  dd.  Wien,  15.  Jänner 
1844.  (Minister  Kolowrat-Aklen,  Z.  84  ex  1844,  ad  Staatsratsakt  Z.  6184 
€x  1843.  St.  A.) 

80)  (17)  Dieser  Beschluß  erfolgte  in  der  \'ersammlung  vom  16.  August 
1843  auf  Antrag  des  Grafen  Josef  M.  Thun. 

81)  (18)  ».  .  .  So  wollen  Wir  .  .  .  dahin  trachten,  daß  das  königliche 
Landrecht  und  andere  Ämter  mit  verständigen  und  tauglichen  Personen, 
die  im  Königreiche  angesessen,  versehen  werde.«  (Art.  IX  der  Landes- 
ordnung.j 

82)  (18)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  24.  Dezember  1843. 

83)  (18)  Buols  Votum.  (Staatsratsakt,  Z.  351  ex  1844.  St.  A.) 

8^)  (18)  Erzherzog  Stefan  an  den  Grafen  Kolowrat,  dd.  Prag, 
4.  Jänner  1844.  Vortrag  Kolowrats  an  den  Kaiser  vom  12.  Jänner  1844.  St.  A. 
Schon  während  des  Aufenthaltes  Stefans  in  Wien  war  die  Frage  auf- 
geworfen worden,  ob  man  den  n.  ö.  Appellationspräsidenten  Baron  Heß 
nicht  veranlassen  sollte,  das  Amt  eines  Oberstlandhofmeisters  von  Böh- 
men niederzulegen.  Dieses  Ehrenamt  erheischte  aber  keinesVvegs  die  An- 
wesenheit seines  Trägers  im  Lande  (Bericht  des  Landesauschusses  vom 
2.  Jänner  1843),  weshalb  Graf  Chotek,  und  zwar  entgegen  seiner  früheren 
Ansicht,  die  Überzeugung  aussprach,  daß  Baron  Heß  es  auch  in  der 
Folge  behalten  könnte.  (Präsidialbericht  vom  14.  Jänner  1843;  Präsidial- 
schreiben der  Hofkanzlei  an  Grafen  Chotek,  dd.  Wien,  23.  Jänner  1843.) 

85)  (19)  Im  verstärkten  Landesausschuß  hatten  der  Klerus  und  die 
Bürgerbank  gegen  das  Minoritätsvotum  des  Herrenstandes  gestimmt. 

86)  (ig)  Hartigs  Votum  vom  14.  Jänner  1844.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.   54  ex  1844.  St.  A.) 
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8')  (ig)  Metternichs  Votum  vom   15.  Jänner  1844.  (Ibidem.) 

88)  (19)  Kolowrat  an  Erzherzog  Stefan,   18.  Jänner  1844.  (St.  A.) 

8»)  (19)  Stefan  an  Kolowrat,  Prag,  20.  Jänner  1S44.  (St.  A.) 

90)  (20)  Altgraf  Salm  an  Kolowrat,  Prag.  25.  Jänner  1844.    (St.  A.) 

91)  (20)  Dies  auch  bei  dem  Vorsitz  in  der  Herrenbank,  wo  bisher 
stets  ein  Landesoffizier  präsidiert  hatte. 

9-)  (20)  Schreiben  des  Erzherzogs  Stefan  an  Kolowrat,  dd.  Prag. 
27.  Februar  1S44.  Der  Schluß  des  Postulatenlandtages  stand  bevor,  worauf 
—  am   II.  März  —  die   ständische  Versammlung   eröffnet  werden   sollte. 

9»)  (20)  Kolowrats  Votum  {über  das  Enthebungsgesuch  des  Frei- 
herrn Hermann  von  Heß  vom  12.  Jänner  1844)  dd.  Wien,  3.  März  1844. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  361  ex  1844.  St.  A.j 

^*)  (20)  Pillersdorf  hatte  am  9.  Februar  1844  folgendes  an  Kolowrat 
geschrieben:  ».  .  .  So  unangenehm  und  bedenklich  Zugeständnisse  sind, 
wenn  sie  der  Regierung  durch  ein  unberufenes  oder  ungebührliches  Ein- 
schreiten abgerungen  werden,  so  entspricht  es  doch  der  Klugheit,  durch 
leicht  zu  gewährende  Zugeständnisse  Bewegungen  und  unangenehme  Er- 
örterungen über  wirkliche  oder  vermeintliche  Verletzungen  wichtiger  Pri- 
vilegien und  Vorzüge  vorzubeugen.  Die  böhmischen  Stände  befinden  sich 
seit  einiger  Zeit  in  einem  Zustande  der  Aufregung.  Ungebührliche  Be- 
gehren mit  Festigkeit  und  Nachdruck  zurückzuweisen,  billige  und  be- 
gründete ohne  Zögern  zu  gewähren,  zweifelhaften  und  unschädlichen  aus 
eigenem  Impulse  zuvorzukommen,  dürfte  der  sicherste  Weg  für  die  Re- 
gierung sein,  Achtung,  Gewicht  und  Vertrauen  zu  behaupten.«  (Korre- 
spondenz Erzherzog  Stefan — Graf  Kolowrat.  St.  A.) 

9=)  (21)  Erzherzog  Stefan  an  Inzaghi.  Prag,  12.  März  1844.  (Korre- 
spondenz Erzherzog  Stefan  —  Graf  Kolowrat.  St.  A.) 

96)  (21)  Kaiserliche  Resolution  vom  30.  März  1S44.  (Staatsratsakt, 
Z.  351  ex  1844.  St.  A.) 

Die  Stände  hatten  gebeten,  eine  Vereinigung  zweier  Landesämter 
in  einer  Person  nicht  mehr  stattfinden  zu  lassen;  landesfürstliche  Amter, 
die  mit  Landesämtern  verbunden  seien,  nur  im  Notfall  an  nicht  qualifi- 
zierte Sprossen  altadeliger  Familien  zu  vergeben,  ohne  ihnen  jedoch, 
so  lange  sie  nicht  im  Lande  begütert  seien,  Titel  und  Eigenschaft 
von  Oberstlandesoffizieren  zuzugestehen.  Schließlich  suchten  die  Stände 
eine  ausdrückliche  Erklärung  zu  erwirken,  wonach  niemand,  kraft  seines 
Amtes  allein,  Sitz  und  Stimme  im  Landtag  und  in  den  ständischen  Ver- 
sammlungen erhalten  oder  als  Oberstlandesoffizier  funktionieren  könne, 
ohne  schon  im  Landtag  eingeführt  oder  für  seine  Person  zur  Einführung 
und  zu  Sitz  und  Stimme  auf  der  Herrenbank  befähigt  zu  sein.  ( In  Be- 
treff der  Landtagsfähigkeit  lag  eine  ständische  Eingabe  vom  Jahre  183S 
vor.  Staatsratsakt,  Z.  4366  ex  1839.  St.  A.)  Im  Jahre  1790  jedoch  hatten 
die  Stände  den  Oberstlandesoffizieren  sogar  Sitz  und  Stimme  im  Guber- 
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nium  eingeräumt  wissen  wollen.  Einer  neuerlichen  Eingabe  zufolge  wurde 
den  Ständen  eröffnet,  daß  die  kaiserliche  Entschließung  vom  30.  März 
auch  auf  die  dem  Ritterstande  vorbehaltenen  Landesämter  (des  Oberst- 
landschreibers, des  Landesunterkämmerers  und  des  Königgrätzer  Burg- 
grafen) Anwendung  finde.  (Kaiserliche  Entschließung  [auf  den  Vortrag 
der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  23.  August  1844],  dd.  Schönbrunn, 
12.  Oktober  1844.  Staatsratsakt,  Z.  4293  ex  1844,  St.  A.) 

ä')  (21)  Ständische  Versammlung  vom   13.  März  1844. 

8^)  (21)  Es^bleibe  das  ständische  Recht,  Steuerzuschläge  zum  Besten 
des  Domestikalfonds  selbständig  auszuschreiben,  »jederzeit  an  die  über 
den  Domestikalfonds  überhaupt  und  dessen  Präliminarebehandlung  ins- 
besondere bestehenden  Vorschriften  der  Landesordnung  und  der  a.  h. 
Entschließung  von  1791  und  vom  13.  Jänner  1S44  gebunden«.  (Staatsrats- 
akt, Z.  4223  ex  1844.) 

^3)  (22)  Kaiserliche  Resolution,  dd.  Wien,  g.  November  1844,  auf 
den  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  16.  August.  (Staatsratsakt, 
Z.  4223  ex  1844.  St.  A.)  Die  mildere  Fassung  erfolgte  auf  Antrag 
Hartigs. 

100)  (22)  Einer  Vorstellung  des  Altgrafen  Salm  gemäß.  (Salm  an 
Kolowrat,  15.  März  1844.  Korrespondenz  Erzherzog  Stefan — Graf  Kolowrat. 
St.  A.) 

101)  (22)  Buols  Votum  gemäß.  (Staatsratsakt,  Z.  4223  ex  1844.  St.  A.) 
1"^)  (23)  Vereinbarung    vom    26.  August  1754.     Die    Gesamtsumme 

von  15.000  Gulden  wurde  seit  dieser  Zeit  dem  Domestikalfonds  entnom- 
men, nur  pflegte  der  geistliche  Beitrag  (gemäß  der  Verteilungsart,  die  der 
Fürsterzbischof  Anton  Peter  Graf  Pfzichowsky  am  12.  Jänner  1771  ver- 
fügt hatte)  von  den  Domkapiteln  und  Klöstern  eingehoben  und  dem 
Domestikalfonds  ersetzt  zu  werden.  Mit  kaiserlicher  Resolution  vom 
6.  April  1841  wurden  die  Stände  zur  Äußerung  aufgefordert.  Diese  er- 
folgte in  den  Sitzungen  vom  11.  und  12.  April  1842.  (Vorträge  der  Ver- 
einigten Hofkanzlei  vom  2g.  Jänner  1841  und  vom  25.  November  1842. 
Staatsratsakten,  Z.   1042  ex   1841   und  Z.  6161   ex   1842.  St.  A.) 

103)  (23)  Dieses  sah  in  dem  Beitrag  keine  Steuer,  sondern  eine 
unter  Festsetzung  eines  bestimmten  Maßstabes  freiwillig  übernommene 
und  von  der  Krone  sanktionierte  Verpflichtung;  das  Landesgubernium 
meinte  daher,  daß  ohne  ständische  Zustimmung  die  Verteilungsart  nicht 
aufgehoben  werden  könnte. 

104)  (23)  Hofrat  Nadherny. 

loä)  (24)  Kaiserliche  Resolution  vom  11.  Februar  1843  auf  den  Vor- 
trag der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  25.  November  1842,  nach  Buols 
Entwurf.  (Staatsratsakten.  Z.  6161   ex  1842.  St.  A.) 

10")  (24)  Dieser  Beschluß  war  —  in  der  ständischen  Versammlung 
vom   16.  August  1843  —  auf  Antrag  des  Grafen  J.  I\I.  Thun  erfolgt. 


1«')  (24)  Ständische  Vota  gegen  Entschließungen  des  Monarchen  hatten, 
dem  Hofdekret  vom  12.  August  1791  gemäß,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

108J  (24)  Ad  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanziei  vom  29.  Dezember 
1843.  (Staatsratsakt,  Z.  233  ex  1844.  St.  A.) 

i»9)  (24)  Eingabe  vom  24.  April  1844.  —  Kabinettschreiben  an  den 
Obersten  Kanzler,  dd.  \\'ren,  11.  Mai  1844  (Staatsratsakt,   Z.  233  ex  1844.) 

"'')  (25)  Gutachten  des  Staatsrates  über  den  Vortrag  der  Hof- 
kanzlei vom  24.  Mai   1844.  (Staatsratsakt,  Z.  2681  ex  1844.  St.  A.) 

1")  (25)  Kaiserliche  Entschließung  (nach  Hartigs  Entwurf),  dd. 
Schönbrunn,  30.  September  1844.   Staatsratsakt,   Z.  2681  ex  1844.  St.  A.) 

112)  (25)  Eingabe  des  Erzherzogs  Stefan  vom  14.  Oktober  1844. 

1")  (26)  Kaiserliche  Entschließung,  dd.  Wien,  27.  Dezember  1844. 
Staatsratsakt,  Z.  5562  ex  1844.  St.  A.)  Den  Ständen  mitgeteilt  am 
17.  April  1845. 

"■i)  (26)  So  bestimmte  es  die  Halsgerichtsordnung  vom  22.  Juli 
1765.  Der  Kriminalfonds  war  aus  den  Beiträgen  der  ehemangen  Kriminal- 
jurisdizenten  gebildet. 

"5)  (26)  Die  Hofkanzlei  hatte,  in  ihrem  Vortrag  vom  14.  März 
1833,  die  Überweisung  der  Kosten  auf  das  Arar  kräftig  befürwortet. 

11^)  (26)  Z.  B.  Niederösterreich  und  Steiermark. 

11^)  (26)  W'aren  es  doch  die  ^euergelder  sämtlicher  Länder,  die 
den  Staatsschatz  bildeten. 

iisj  (27)  Kaiserliche  Resolution  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofl^anzlei  vom  14.  März  1833),  dd.  Schönbrunn,  23.  Juni  1835.  (Staats- 
ratsakt, Z.  1990  ex  1833.  St.  A.) 

119)  (27)  Vortrag  Sedlnitzkys  vom  5.  März  1842  mit  dem  vom 
Prager  Stadthauptmann  erstatteten  Stimmungsbericht.  (Minister  Ko- 
lowrat-Akten,  Z.  427  ex  1842.  St.  A.) 

120)  (^27)  Einstimmiger  Beschluß  der  Stände  (Versammlung  vom 
II.  und  12.  April  1842). 

121)  (27)  Vom  23.  Juni  1835  und  vom  12.  September  1841.  (Staats- 
ratsakt, Z.  624  ex  1841.  St.  A.)  Der  Kaiser  hatte  damals  dem  Antrag 
der  Hoflcanzlei,  die  Kriminalkosten  auf  den  Staat  zu  wälzen,  keine  Folge 
gegeben. 

122)  (27)  So  war  es  für  Mähren  bestimmt  worden.  (Kaiserliche  Ent- 
schließung vom  I.  Oktober  1841.  Staatsratsakt,  Z.  1808  ex  1842.  St.  A.) 

123)  (27)  Kaiserliche  Entschließungen,  dd.  27.  März  1829  und  29.  Mai 
1835.  Hofkanzleidekret  vom  15.  Juli  1836.  Dieses  sprach  zugleich  aus, 
daß  es  sich  bloß  um  die  Deckung  der  Kosten  handle,  die  bisher  weder 
durch  das  Ärar,  noch  durch  den  Kriminalfonds  erfolgt  war. 

121)  (27)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hoflcanzlei  vom  27.  Jänner  1843),  dd.  Wien,  30.  März  1844.  (Staats- 
ratsakt, Z.  721   ex   1S43.   St.  A.) 
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1-^)  (28)  Ständische  Versammlung  vom  2.  Juli  1844.  Altgraf  Salm 
unterstützte  das  ständische  Minoritätsvotum.  (Schreiben  an  Kolowrat  vom 
5.  Juli  1844.  St.  A.) 

1-6)  (28)  Der  betreffende  Antrag  harrte  seit  1838  seiner  Erledigung. 
(Staatsratsakt,  Z.  770  ex  1838.  St,  A.) 

1-')  (28)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  30.  April  1843. 
('Staatsratsakt,  Z.  2463  ex  1843.  St.  A.) 

1-8)  (29)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofl^anzlei  vom  21.  November  1844. 
(Staatsratsakt,  Z.  6033  ex  1844.)  Schließlich  stellte  sie  noch  folgenden 
Antrag:  wird  die  fragliche  Auslage  in  Böhmen  dem  Steuerpostulat  zu- 
geschlagen, so  soll  zur  Erzielung  einer  gleichförmigen  Behandlung  aller 
Provinzen  dasselbe  auch  dort  zur  Ausführung  gelangen,  wo  der  Staat 
die  Kriminalkosten  noch  nicht  zur  Gänze  übernommen  hat. 

1-")  (2g)  Buols  Votum  vom  27.  Dezember  1844.  (Staatsratsakt, 
Z.  6033  ex  1844.  St.  A.) 

130)  (2g)  Kaiserliche  Entschließung  (im  Sinne  des  Votums  Kolowrats 
vom  21.  Jänner  1845),  dd.  Wien,  i.  Februar  1845.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.   iii   ex  1845.  St.  A.) 

13^)  (29)  Nach  einem  Ausweis  des  böhmischen  Guberniums  vom 
3. März  1845  durchschnittlich  46.695(1.  59  kr.  CM.  im  Jahr.  ».  .  .  Die  Stände 
Böhmens  —  so  äußerte  sich  Graf  Hartig  in  seinem  Gutachten  —  hatten 
bei  der  früheren  Form  der  Anforderung  doch  die  Gelegenheit,  sich,  weil 
es  um  die  Belastung  ihres  Domestikalfonds  zu  thun  war,  in  die  Natur 
und  den  Umfang  des  Erfordernisses  genauer  einzulassen,  während  den- 
selben dann,  wenn  der  Zuschlag  zum  Postulate  der  Contribution  gemacht 
würde,  eine  nähere  Nachweisung  nicht  gewährt  oder  nur  auf  eine  höchst 
bedenkliche  Art  ausnahmsweise  zugestanden  werden  könnte.  Die  minderen 
Stimmen  der  Vereinigten  Hofkanzlei  (Z.  6.033/5739  ex  1844)  haben  schon 
früher  das  Besorgniß  geäußert,  daß  die  Erhöhung  des  Steuerpostulates 
neuerliche  ständische  Deliberationen  und  Vorstellungen  provociren  werde; 
ein  Besorgniß,  was  sich  mir  zur  Gewißheit  steigert,  wenn  ich  erwäge, 
daß  die  Belastung  des  Domestikalfonds  und  die  Erhöhung  des  Steuer- 
postulats durch  die  Kosten  der  Criminalgerichtspflege  in  Beziehung  auf  die 
Steuerpflichtigen  ganz  gleiche  Wirkung  hätten  und  die  böhmischen 
Stände  sich  sonach  durch  die  a.  h.  Entschließung  vom  i.  Februar  1845, 
wenn  sie  so  vollzogen  würde,  nur  mystifizirt   finden  dürften.  .  .« 

'^-)  (30)  Dieser  Vorschuß  von  beiläufig  46.000  bis  50.000  Gulden 
sollte  durch  eine  nachfolgende  Verteilung  auf  die  direkten  vSteuern  wieder 
hereingebracht  werden.  (Votum  Hartigs  [über  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  22.  März  1845I,  dd.  31.  desselben  Monats.  Minister 
Kolowrat- Akten,  Z.  487  ex  1845.  St.  A.) 
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1^3)  (3o)  Kaiserliche  Entschließung  (gemäß  dem  \'otum  Kolowrats 
vom  I.  April  1845),  dd.  Wien,  z.  April  1845.  Ad  Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  487  ex  1845.  St.  A. 

"■»)  (30)  Beilage  eines  Berichts  des  Prager  vStadthauptmanns  an 
Sedlnitzky,  dd.  Prag,  27.  Dezember  1844.  (Ministerium  des  Innern.) 

"5)  (31)  Redefreiheit  herrschte  bloß  in  den  ständischen  Versamm- 
lungen, nicht  aber  im  Landtag,  wo  bloß  über  einen  bestimmten  Gegen- 
stand gesprochen  werden  durfte. 

"*)  (31)  Bericht  an  Sedlnitzky,  dd.  Prag,  17.  Jänner  1S45.  Die  Ab- 
schrift der  Wurmbrandschen  Rede  wurde  dem  Grafen  Kolowrat  einge- 
händigt, der  sie  mit  dem  Bemerken  zurückbehielt,  hievon  den  geeigneten 
dienstlichen  Gebrauch  zu  machen«. 

^3')  (32)  Promemoria  Stefans,  dd.  Mayerhofen,  31.  Juli  1844. 
(Korrespondenz  des  Erzherzogs  mit  Graf  Kolowrat.  St.  A.l 

138)  (22)    Erzherzog  Stefan  an  Kolowrat,   17.  August  1S44.   (St.  A.) 

*^^)  (32)  Vortrag  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  vom  30.  November  1844 
über  die  Postulaten-Landtagserklärung  der  böhmischen  Stände  pro  1844. 
Der  betreffende  Resolutionsentwurf  Buols  wurde  auf  Antrag  des  Staats- 
rates Weiß  abgeändert.  Kaiserliche  Resolution  vom  11.  Mai  1845.  (Staats- 
ratsakt, Z.  624S  ex  1S44.  St.  A.)  —  Die  Stände  wurden  zugleich  »er- 
innert«, in  Hinkunft  ihre  Erklärung  über  das  Steuerpostulat  unmittelbar 
nach  dessen  erfolgter  Annahme  zugleich  mit  dem  geistlichen  Votum, 
aber  ohne  Verbindung  mit  anderen  Fragen  vorzulegen. 

*''*')  ^a'^  ^'gl-  ^-  Bibl.  Die  niederösterreichischen  Stände  im  Vor- 
märz, 251  ff. 

'■•M  (7^^]  Erzherzog  Stefan  an  Kolowrat,  dd.  Prag,  27.  März  1845, 
(St.  A.) 

"^)  {ii)  D's  Stände  hatten  inzwischen,  wie  noch  gezeigt  werden 
soll,  die  Tragweite  der  kaiserlichen  Resolution  vom  i.  Februar  1845  er- 
kannt, 

ii3)  (^24)  In  seinen  :  Aphoristischen  Bemerkungen^  über  Ungarn 
(Nachgelassene  Papiere,  Band  VII,  S.  53)  hatte  Metternich  auf  den  wesent- 
lichen Unterschied  aufmerksam  gemacht,  der  zwischen  einer  landständi- 
schen und  einer  repräsentativen  Verfassung  bestand. 

1")  (34)  Erzherzog  Stefan  hatte  den  Grafen  Thun  im  Oktober  1844 
zum  Oberstlandkämmerer  vorgeschlagen  und  für  ihn  zugleich  die  tax- 
freie Verleihung  der  Geheimen  Ratswürde  beantragt;  er  stellte  dem  Grafen 
das  Zeugnis  aus,  eines  der  ausgezeichnetsten  Mitglieder  des  böhmischen 
Hochadels  mit  ungewöhnlichen  Talenten  begabt  und  in  urveigennütziger 
Weise  bestrebt  zu  sein,  für  die  Allgemeinheit  zu  wirken.  Begünstigt 
durch  Geburt  und  Familienverhältnisse  besitze  er  alle  Eigenschaften  für 
jene  Stelle:  vorzügliche  wissenschaftliche  Bildung,  Streben  nach  Er- 
weiterung   seiner  Kenntnisse,    Kenntnis    der   Landesverhältnisse,    Einfluß 
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auf  die  Stände,  unerschütterliche  Treue  für  den  angestammten  Herrscher 
und  Teilnahme  an  fast  sämtlichen  gemeinnützigen  Vereinen  und  An- 
stalten Böhmens,  teils  als  Vorsitzender,  teils  als  Förderer. 

Die  Hof  kanzlei  sowohl  wie  der  Staatsrat  befürwortete  die  Eingabe 
des  Erzherzogs,  weshalb  der  Kaiser,  am  2.  November  1S44,  den  Resolu- 
tionsentwurf genehmigte.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1905  ex  1844. 
St.  A.)  Nichts  rechtfertigt  die  Annahme  Springers  (Band  I,  527),  es  sei 
Thuns  Auszeichnung  auf  die  Absicht  der  Regierung  zurückzuführen, 
»ständische  Stürme  zu  beschwöi'en«.  Im  übrigen  war  damals  die  Ab- 
sendung der  Deputation  noch  gar  nicht  beschlossen  worden. 

Graf  Thun  hatte  sich  einigen  Freunden  gegenüber  geäußert,  er  habe 
ausdrücklich  erklärt,  es  sich  zur  großen  Ehre  anzurechnen,  wenn  er  die 
Würde  eines  Geheimen  Rates  erhielte  —  allein  nur  dann,  »wenn  an  die- 
selbe keine  Bedingungen  geknüpft  würden  und  er  hernach  wie  zuvor  in 
seinen  Äußerungen  und  Handlungen  derselbe  bleiben  dürfe«'.  Das  war 
ihm  auch  zugestanden  worden.  (Muth  an  Sedlnitzky,  dd.  Prag,  31.  Jänner 
1845.  Ministerium  des  Innern.) 

1^5)  (35)  »Bemerkungen  des  Grafen  von  Kolowrat  (vom  6.  Mai) 
und  meine  Gegenbemerkungen  über  die  Rede  der  böhmisch-ständischen 
Deputation  am  7.  Mai  1S45.«  »Unterredung  (Metternichs)  mit  dem  Grafen 
Thun  am  7.  Mai  1845.«    (Ad  Staatskonferenz   Z.  186  s  ex  1S45.    St.  A.) 

"•')  (35)  Der  Empfang  fand  am  7.  Mai  1S45  statt.  Die  ständische 
Anrede  und  die  Erwiderung  des  Kaisers  wurden  (auf  Metternichs  Vor- 
schlag) in  der  »Wiener  Zeitung«  veröffentlicht.  (»Wiener  Zeitung«  vom 
12.  Mai   1845.) 

^^')  (35)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler  (nach  Kolo- 
wrats  Entwurf),  dd.  Wien,  7.  Mai  1845.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  721 
ex  1845.  St.  A.) 

i-'s)  (35)  Die  Mitglieder  der  delegierten  Hofkommission  waren:  der 
Oberste  Kanzler  Inzaghi,  der  Hofkanzler  Pillersdorf,  der  Vizekanzler 
Krtczka  und  der  böhmische  Referent  Höniger. 

1^3)  (35)  Abgedruckt  in  dem  1848  anonym  erschienenen  Werk  (Falks) 
»Der  böhmische  Landtag  im  Jahre  1847«,  S.   I2ff.  bis  33. 

1=0)  (36)  Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  23.  Mai   1S45. 

^^0  (36)  Diese  Behauptung  fand  sich  in  Thuns  Expose  lediglich 
durch  den  Hinweis  auf  den  Krönungseid  und  die  jährlichen  Reverse  aus- 
gedrückt. Deutlicher  hatte  sich  jedoch  Fürst  Colloredo  in  der  Landtags- 
sitzung vom  4.  Juli  1844  geäußert,  indem  er  sagte,  »daß  jene  Reservationen 
nur  von  denjenigen  Monarchen  zur  Anwendung  gebracht  werden  können, 
welche  noch  nicht  den  Krönungseid  geleistet  haben,  da  durch  diesen  die 
Aufrechthaltung  der  bestehenden  Privilegien  zugesichert  wird«.  Diese  Er- 
klärungward von  niemand  bekämpft  und  durch  die  mit  23  gegen  17  Stimm- 
men  gefaßte  Resolution,  die  Verwahrung   einzubringen,  vom   böhmischen 
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Landtag   anerkannt.    (Vortrag    der  Vereinigten  Hofkanzlei   vom    2.  April 
1845.  Ministerium  des  Innern.) 

'•^-)  (36)  Die  Beweisgründe,  die  er  ins  Treffen  führte,  ergaben  sich 
aus  dem  Krönungseid  und  den  Reversen.  (Siehe  beides  bei  Toman,  S.  45, 
Fußnote.) 

"")  (37)  KaiserHche  Entschließungen  vom  11.  Februar  und  vom 
II.  Mai  1845.  (Staatsratsakten,  Z.  6024  ex  1S43.  Z.  5996  und  6248  ex  1844. 
St.  A.) 

"*)  (37)  Vom  II.  Februar  1845. 

155)  (37)  Vom  30.  März  und  12.  Oktober  1844.  (Siehe  S.  21  und 
Anm.  96,  S.  91.) 

156)  (38)  Graf  Hartig  berief  sich  auf  die  Nov.  deck  litt.  A.  a  XXI, 
die  diesen  Würdenträgern  ausdrücklich  den  Titel  Oberstlandesoffiziere 
»des  Königreichs«  untersagte  und  ihnen  den  »sehr  charakteristischen« 
Titel  königlicher  Oberstlandesoffiziere    im  Königreiche  Böhmen    beilegte. 

'■'')  (38)  Dieser  Kommission  sollten  angehören:  Mitglieder  des 
Guberniums  und  des  Appellationsgerichts,  die  nur  von  den  beiden  Präsidien 
zu  ernennen  wären,  ferner  der  Vorsitzende  des  böhmischen  Fiskalamts 
und  der  Proponent  Graf  Deym. 

"8)  (38)  Um  seine  Ansicht  befragt,  äußerte  sich  Kübeck  in  folgender 
Weise:  ».  .  .  Eine  Hypothekenbank  in  Böhmen  setzt  vor  allem  die  Er- 
örterung und  Beantwortung  der  Frage  voraus,  ob  der  Staat,  der  wie  es 
nur  dem  höchsten  Regierungs  Centrum  bekannt  ist,  ohne  Anleihen  seine 
Bedürfnisse  noch  nicht  zu  bedecken  vermag,  bei  der  Hinausgabe  von 
Hypothekar  Creditspapieren  solchen  Umfanges,  wie  es  in  Böhmen  be- 
absichtigt wird,  nicht  mit  der  Aufbringung  seiner  eigenen  Creditsmittel 
ins  Gedränge  komme  und  dadurch  die  wichtigsten  Staatszwecke  gefährdet 
sehen  könnte? 

Diese  Frage  läßt  sich  in  den  Provinzial  Commissionen  nicht  erörtern. 

Eine  weitere  ebenso  wichtige  Frage  ist  es,  ob  es  im  Interesse  der 
finanziellen  Verwaltung  und  wohl  auch,  ob  es  in  der  Politik  der  Re- 
gierung zulässig  gefunden  werde,  den  Ständen  in  Böhmen  eine  so  unge- 
meine Geldmacht  in  die  Hände  zu  legen,  wie  es  die  Gebarung  von 
Hunderten  von  Millionen  und  die  Abhängigkeit  fast  des  ganzen  Grund- 
besitzes in  Böhmen  zur  Folge  haben  würde. 

Diese  Frage  läßt  sich  bei  einer  Provinzial  Verhandlung  nicht  er- 
örtern. 

Endlich  haben  die  Stände  die  ausgesprochene  Absicht,  mittelst  der 
Hypothekenbank  die  Ablösung  der  unterthänigen  Schuldigkeiten  zu  ver- 
allgemeinen und  zu  erleichtern. 

Ohne  in  die  Zweckmäßigkeit  dieser  Maßregel  einzugehen,  liegt  es 
doch  am  Tage,  daß  die  Regierung  sich  entscheiden  müsse,  ob  sie  dazu 
ihre    Hand    biethen,    sie    in    dieser  Ausdehnung    begünstigen    und  insbe- 
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sondere  unter  dem  Einflüsse  und  der  Geldmacht  der  Stände  durchführen 
lassen  wolle   —  —   — ■.« 

Baron  Kübeck  hielt  es  für  angezeigt,  ihm  den  Vortrag  des  Obersten 
Kanzlers  mit  der  Weisung  zukommen  zu  lassen,  »sich  darüber  und  ins- 
besondere über  die  Zulässigkeit  und  Zweckmäßigkeit  einer  Hypothekar- 
Creditanstalt  in  Böhmen  unter  der  Garanzie  und  Leitung  der  Stände, 
auch  wenn  die  von  den  Ständen  begehrten  Hilfs-Institute  beseitigt  würden, 
aus  dem  finanziellen  Standpunkte  umständlich  zu  äußern«. 

Hegte  doch  Kübeck  die  sichere  Überzeugung,  daß  die  Stände  ein 
Provinzialkreditwesen  für  Böhmen  abgesondert  einsetzen  und  sich  dessen 
Leitung  bemeistern  wollten;  nur  deshalb  hatten  sie  —  wie  er  meinte  — 
die  Gründung  einer  Hypothekenbank  vorangestellt  und  als  Bedingung 
ihres  Gedeihens  eine  Filialzettelbank  und  eine  eigene  Börse  für  Prag 
beansprucht. 

(Kübeck  an  den  Staats-  und  Konferenzrat  Baron  Gervay,  dd.  Wien, 
25.  Oktober  1845.  Staatkonferenzakt,  Z.  443  s  ex  1845.  St.  A.) 

169)  (38)  Votum  vom  6.  Juni  1845.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  868 
ex  1845.  St.  A.)  Hartig  empfahl  eine  gleiche  Erledigung  der  ständischen 
Eingabe,  die  das  Gravamen  gegen  das  am  30.  Juni  1842  zugunsten  der 
Staatseisenbahnen  erlassene  Gesetz  über  den  Steinkohlenbau  betraf. 
(Staatsratsakt,  Z.  1117  ex  1842.  St.  A.)  Doch  stellte  er  den  Antrag,  die 
übrigen  Desiderien  zu  berücksichtigen.  Sie  hatten  folgendes  zum  Gegen- 
stand :  Die  Erklärung,  wonach  bei  Umlagen  der  Domestikalfonds- Abgänge 
nur  das  Hofkanzleidekret  vom  5.  Februar  1844  zu  gelten  habe  und  daher 
das  frühere  vom  18.  März  1842  abzuändern  sei;  die  Übertragung 
der  Verwaltung  der  oberstburggräflichen  Güter  an  die  Stände  gegen 
Zahlung  jährlicher  14.500  Gulden  CM.,  weshalb  die  Verpflichtung  (Re- 
solution vom  29.  Februar  1844.  Staatsratsakt,  Z.  441  ex  1844)  entfallen 
müßte,  dem  jeweiligen  Oberstburggrafen  auch  den  Überschuß  des  Er- 
trägnisses abzuliefern;  die  Wahl  der  Mitglieder  des  verstärkten  Landes- 
ausschusses nach  dreijähriger  Dienstzeit,  somit  Abstellung  des  bisherigen 
Brauchs,  sie  lebenslänglich  im  Amt  zu  belassen.  (Entschließung  vom 
27.  April  1845.  Staatsratsakt,  Z.  1528  ex  1845.  St.  A.)  Diese  Wahl  sollte 
aber,  nach  Hartigs  Vorschlag,  wie  im  permanenten  Ausschuß  nur  alle 
sechs  Jahre  erfolgen. 

160)  (38)  Vortrag  des  Altgrafen  Salm  an  das  Präsidium  der  Hof- 
kanzlei, dd.  Prag,  3.  Mai  1845.  (Hofkanzleiakt  23422/1796  ex  1845, 
Ministerium  des  Innern.)  Die  Stände  ließen  sich  durch  die  Erklärung, 
es  werde  der  Staatsschatz  die  Kriminalkosten  übernehmen,  keineswegs 
beirren.  Denn  sie  hielten  es  für  zweifellos,  daß  der  postulierte  Grund- 
steuerzuschlag diesen  Aufwand  darstelle. 

**\)  (38)  Die  Mehrheit  des  Herrenstandes  —  21  gegen  11  Stimmen  — 
hatte  die  Ablehnung  des  Steuerpostulats  beschlossen. 
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162)  (38 )  Votum  des  staatsrätlichen  Referenten  Buol  über  den  Vortrag 
der  Hofkanzlei  vom  6.  Juni  1845.  (Staatsratsakt,  Z.  2994  ex  1845.  St.  A.) 

163)  (3c,)  »Diese  Motive  werden  von  den  Opponenten,  wie  ich  während 
meines  Aufenthaltes  in  Böhmen  erfuhr,  unumwunden  ausgesprochen.« 
(Hartig  an  Metternich,  dd.  Teplitz,  16.  Juli  1845.  Staatskonferenz,  Z.  278  s 
ex  1845.  St.  A.) 

^")  (39)  »Die  Landtagsverhandlung  vom  28.  April  1.  J.  in  Ver- 
bindung mit  der  ...  exzeptionellen  Behandlungsart  der  ständischen 
Desiderien  kann  den  Eintritt  einer  neuen  Epoche  in  der  Stellung  der 
böhmischen  Stände  gegen  den  König  bilden.  .  .  .«  (Votum  Hartigs  vom 
21.  Juni  auf  den  Vortrag  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  vom  6.  Juni  1S45. 
Staatsratsakt,  Z.  2994/2882  ex  1845.  St.  A.) 

^®^)  (39)  »und  welchen  (Vorbehalt,  unter  dem  die  ständischen 
Privilegien  beschworen  worden  waren)  Ich  im  vollen  Gefühle  Meiner 
angeerbten  Regentenpflichten  stets  aufrecht  zu  erhalten  wissen  werde«. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  868  ex  1845.  St.  A.) 

"®)  (39)  Stefan  an  Kolowrat,  Prag,   10.  Juni  1845.  (St.  A.) 

^6')  (39)  Falk,  33—36.  Das  Gubernium  übermittelte  dem  Landes- 
ausschuß dieses  Dekret  am  5.  September  1845. 

168)  (40)  Erklärung  des  ständischen  Ausschusses,  dd.  Prag,  22.  No- 
vember 1845  (Falk  46),  die  fast  wörtlich  mit  dem  bereits  zitierten,  früheren 
Ausspruch    des   Prager  Stadthauptmannes    übereinstimmte   (siehe  S.  31J. 

169)  (40)  Vortrag  des  Grafen  Friedrich  Deym  in  der  ständischen 
Versammlung  vom  9.  Dezember  1845.  (Falk,  68  ff. ) 

1'°)  (40)  Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns  an  Sedlnitzky,  dd. 
Prag,   II.  Dezember  1845.  (Ministerium  des  Innern.) 

1^1)  (40)  Erzherzog  Stefan  an  Graf  Kolowrat,  dd.  Prag,  27.  De- 
zember 1845.  (St.  A.) 

1")  (41)  Votum  Kolowrats  über  Sedlnitzkys  Vortrag  vom  13.  De- 
zember 1845.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2021  ex  1845.  St.  A.) 

i'3)  (41)  Der  Landtag  vom  11.  und  12.  August  beriet  über  den 
Entwurf  des  Landtagschlusses  für  das  Jahr  1844;  ^s  gelangte  das  kaiser- 
liche Reskript  vom  11.  Mai  1845  (Staatsratsakt,  Z,  6248  ex  1844.  St.  A.) 
zur  Verlesung,  das  die  Stände  ermahnte,  ihre  Erklärung  über  das  Postulat 
künftig  unmittelbar  nach  dessen  Annahme,  und  zwar  zugleich  mit  dem 
geistlichen  Votum,  jedoch  ohne  Verbindung  mit  anderen  Fragen  vorzu- 
legen. Die  Mehrheit  der  Stände  stellte  den  Antrag,  es  sei  dem  Monarchen 
gegen    diese    »Erinnerung«    eine    zweite  Landtagschrift    zu   überreichen. 

^''*)  (41)  Die  seit  1790  ganz  außer  Übung  gekommene  Schheßung 
der  Landtage  durch  eigene  Landtagschlüsse  war  kraft  kaiserlicher  Re- 
solutionen vom  6.  Mai  1843  und  vom  30.  März  1844,  und  zwar  nicht  auf  An- 
regung der  Stände,  sondern  der  Hof  kanzlei  wieder  verfügt  worden.  (Staats- 
ratsakten,   Z.  4799B/12009    ex  1842  und  925/448  ex  1844.  St.  A.) 
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^'"')  (41)  xPromemoria  für  Seine  Excellenz«-,  dd.  Koschatek,  5.  Sep- 
tember 1845.  (St.  A.)  Es  war  an  den  Grafen  Kolowrat  gerichtet,  mit  dem 
der  Erzherzog  den  Fall  noch  mündlich  erörtern  wollte.  vStefan  hatte  noch 
zwei  weitere  Möglichkeiten  vorgeschlagen,  die  er  aber  selbst  nicht  für  an- 
gezeigt hielt:  Die  Regierung  sollte  entweder  den  Ständen  nachgeben  oder 
Salm  versetzen,  und  ein  Mitglied  der  Stände  zu  deren  Präsidenten  ernennen, 

i'6)  (42}  In  der  Tat  hatten  die  Stände  erst  dann  ihr  Recht  ent- 
schieden verteidigt,  als  es  ihnen  streitig  gemacht  worden  war. 

^")  (42)  Vortrag  des  Präsidiums  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom 
7.  Oktober  1845.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.   1646  ex  1845.  St.  A.) 

1"^)  (42)  Also  nach  dem  im  Patente  vom  10.  Mai  1627  ausgedrückten 
Vorbehalt. 

i'3)  (42)  Votum  vom  23.  Oktober,  samt  Resolutionsentwurf.  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.   1646  ex  1845.  St.  A.) 

^8")  (42)  Die  Absicht  des  Kaisers,  von  seiner  landesfürstlichen  Ge- 
walt im  Notfall  Gebrauch  zu  machen,  sollte  dem  Erzherzog  Stefan  und 
dem  Grafen  Salm  »engvertraulich«  und  mit  der  Weisung  eröffnet  werden, 
»dahin  zu  wirken,  daß  die  Stände  Böhmens  den  Abweg  nicht  betreten 
(statt:  weiter  verfolgen),  auf  welchen  sie  in  der  neueren  Zeit  zu  geraten 
scheinen  (statt:  geraten  sind)«.  Votum  Kolowrats  vom  30.  Oktober. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1646  ex  1845.  St.  A.) 

181)  (42)  Votum  vom   10.  November  1845. 

'n  (43)  §  23. 

''')  (43)  §  25- 

184)  (43)  Die  politischen  Behörden  hatten  Kreisschreiben  wegen 
Entrichtung  der  Steuern  für  1845,  und  zwar  noch  vor  dem  Schluß  des 
Landtags  erlassen.  Die  Stände  remonstrierten  dagegen  in  ihrer  Ver- 
sammlung vom  22.  April  und  baten  zugleich,  daß  eine  entsprechende 
Weisung  an  die  Kreisämter  ergehe.  Die  Hofkanzlei  stellte  jedoch  den 
Antrag,  diesem  Desiderium  nicht  zu  willfahren,  sondern  den  .Ständen  ein 
für  allemal  folgendes  zu  bedeuten :  sobald  ihre  Erklärung  über  das  Postulat 
abgegeben  sei,  müßten  die  Steuern  auch  vor  Schluß  des  betreffenden 
Landtags  ordnungsmäßig  ausgeschrieben  und  eingehoben  werden.  (Vor- 
trag der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  2.  März  1846.  .Staatratsakt,  Z.  1250' 
1195  ex  1846.  St.  A.) 

185)  (43)  Nur  setzte  Graf  Hartig  dabei  voraus,  daß  die  Genehmigung 
des  Resolutionsentwurfes  ad  2.  März  1846  (Anm.  S.  184)  auch  wirklich 
erfolgen  werde. 

186)  (43)    §    24. 

18'?)  (43)  So  der  novella  declaratoria  Aag  der  Landesordnung,  dem 
Hofdekret  vom  12.  August  1791  (Staatsratsakt,  Z.  1775  ex  1791)  und 
den  kaiserlichen  Entschließungen,  dd.  11.  Mai  und  16.  November  1S45. 
(Staatsratsakten,  Z.  6248  ex  1844,  und  2097  ex  1845.  St.  A.) 
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'**")  (43)  ?  21. 

189)  (44)  Hofdekret  vom  12.  August  1791,  Abs.  2;  kaiserliche  Ent- 
schließung vom  30.  März  1844,  die  es  den  Ständen  anheimstellte,  ent- 
weder die  Landtage  nach  dem  bisherigen  Zeremoniell  abzuhalten  oder  — 
wenn  sie  Abänderungen  wünschten  —  um  die  a.  h.  Genehmigung  anzu- 
suchen. (Staatsratsakt,  Z.  925  ex  1S44.  St.  A.) 

190)  (44)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  des  Hof  kanzlei- 
komitees vom  9.  März  1846),  dd.  Wien.  12.  April  1S46.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  491  ex  1846.  St.  A.)  Graf  Kolowrat  hatte  sich  für  die  An- 
nahme des  Resolutionsentwurfes  ausgesprochen.  Am  Tag  vorher  war  die 
kaiserliche  Entschließung  auf  den  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei 
vom  2.  März  1846  erfolgt.  (Abgedruckt  in  den  »Grenzboten«,  V/3,  S.  78  ff.) 

191)  (45)  Die  ständischen  Versammlungen  waren  am  4.,  5.,  6.,  8. 
und  9.  Mai  1846  abgehalten  worden.  Die  privilegierten  Städte  Kuttenberg, 
Pilsen  und  Budweis  hatten  seit  dem  Tod  Leopolds  II.  den  Landtag  nicht 
beschickt;  Prag  pflegte  in  der  Regel  nur  ein  Kurialvotum  abzugeben. 
Nun  aber  wurde  den  vier  Prager  Stadtteilen  und  den  drei  übrigen 
prinlegierten  Städten  je  eine  Virilstimme  zuerkannt.  Der  §  21  des  Salm- 
schen  Statuts  kam  daher  nicht  mehr  in  Betracht.  (Siehe  S.  43.) 

**')  (45)  Vgl.  die  gut  unterrichteten  >;■  Grenzboten«   1846.  III,  80. 

1^^)  (45)  Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns  an  Sedlnitzky,  i.  Juni 
1846.  (Ministerium  des  Innern.) 

19*)  (46)  Dieser  Antrag  der  Herrenkurie  war  nur  mit  sehr  geringer 
Mehrheit  zum  Beschluß  erhoben  worden. 

193)  (46)  Vortrag  des  Grafen  Josef  M.  Thun  in  der  \'ersammlung  des 
Herrenstandes  vom  25.  Mai  1S46.  (Ministerium  des  Innern.  Landtag 
Böhmen.) 

196)  (46)  Die  gemäßigten  Ständemitglieder  jedoch  gingen  von  der 
Voraussetzung  aus,  man  würde  bei  Einführung  des  neuen  Katasters  die 
fragliche  Differenz  ohnehin  ausgleichen;  deshalb  wollten  sie  lieber  schon 
jetzt,  und  zwar  freiwillig,  ein  Opfer  bringen. 

19')  (47)  GrafDeym  ersuchte,  ihm  gegen  Erlag  der  Schätzungssumme 
den  Unterbau  seines  Wiener  Hauses  (Rotenturmstraße  Nr.  648)  zu  über- 
lassen, der  die  Salz-  und  Kupfermagazine  enthielt.  (Promemoria  Stefans, 
dd.  Wien,  12.  Juni  1846,  über  Deyms  »Hofge.such«  vom  6.  desselben 
Monats.  Korrespondenz  Erzherzog  Stefan — Graf  Kolowrat.  St.  A.)  Dem 
Vorschlag  Kolowrats  gemäß  wurde  der  Hofkammerpräsident  beauftragt, 
»diesem  Gegenstande  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden«.  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  1105  ex  1846.  St.  A.) 

198)  (47)  Stefan  an  Kolowrat,  dd.  Prag,  28.  Mai  1846.  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  1034  ex  1846.  St.  A.) 

199)  (47)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  3.  Juli  1846. 
(Staatsratsakt.  Z.  3459  ex  1846.  St.  A.) 
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-0")  (47)  Die  Stände  waren  seit  dem  Jahre  1792  aufgefordert  worden, 
entsprechende  Anträge  zu  stellen,  bis  die  Hofkanzlei,  am  22.  März  1826, 
folgendes  empfahl:  Man  lege  die  Grundsteuer  nach  einem  durchwegs 
gleichen  Prozentsatz  um  und  schreibe  die  Teilnutzungen  am  Grundertrage 
dem  zur  Besteuerung  vor,  von  dem  sie  bezogen  würden.  (Staatsratsakten, 
Z.  1175  ex  1791;  6310  ex  1825;  3333 '1415  ex  1826.  St.  A.)  Dem  ständi- 
schen Antrag-gemäß  sollte  aber  das  Steuerquantum  der  obrigkeitlichen, 
zum  Extraordinarium  fatierten  Nutzungen  nicht  wie  bisher  ohne  irgend 
eine  Erleichterung  der  Untertanen  bloß  von  der  den  Dominikalbesitz 
treffenden  Steuer,  sondern  von  der  gesamten  auf  das  Dominikale  und 
Rustikale  entfallenden  Steuer  abgezogen  und  der  Rest  gleichmäßig  auf 
beide  Gattungen  des  Grundbesitzes  umgelegt  werden. 

»Dermal,  wo  der  neue  Kataster  in  Böhmen  bereits  in  seiner  Aus- 
führung weit  fortgeschritten  ist,  würden  die  Behörden  vor  der  Beendigung 
dieser  Operation  wohl  kaum  eine  Änderung  in  der  Umlage  angetragen 
haben.«  Also  suchte  Pillersdorf  das  Zögern  der  Regierung  zu  erklären 
und  zu  entschuldigen.  (Pillersdorf  an  Kolowrat,  2.  November  1846.  Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  2341  ex  1846.  St.  A.) 

""0  (47)  Hofrat  Krauss. 

2"-)  (47)  Für  dessen  Genehmigung  hatte  sich  auch  Graf  Kolowrat 
ausgesprochen.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1488  ad  Staatsratsakt  3459 
ex    1846.  St.  A.) 

-03)  (48)  Erzherzog  Stefan  an  Kolowrat,  dd.  Wien,  3.  Oktober  1846. 
(St.  A.) 

=04)  (48)  Fünfter  Jahrgang,  IV,  76 ff. 

205)  (48)  Berichte  des  Prager  Stadthauptmanns  vom  6.  und  7.  Ok- 
tober 1846.  (Ministerium  des  Innern.) 

'°^)  (48)  Kabinettschreiben  an  Inzaghi,  dd.  Wien,  2.  Jänner  1847,  nach 
Kolowrats   Entwurf.    (Minister  Kolowrat-Akten,    Z.  2341  ex  1846.    St.  A.) 

20')  (48)  Kaiserliche  Entschließung  auf  den  Vortrag  der  Hofkanzlei 
vom  30.  März  1846,  dd.  Wien,  2.  Mai  1846.  (Staatsratsakt,  Z.  1930  ex 
1846.  St.  A.) 

208)  (48)  Er  schlug  daher  folgende  Fassung  vor:  »I.  Die  Summe  der 
Grundsteuer  mit  dem  Betrage  von  .  .  .  fl.  .  .  .  x  festzusetzen,  wovon  ,  .  . 
als  ordentliche  Quote,  und  .  .  .,  worunter  der  nach  Unserer  Entschließung 
vom  I.  Februar  1845  die  Grundsteuer  betreffende  Zuschlag  zur  Be- 
deckung des  bisher  von  einigen  Städten  bestrittenen  Teiles  an  den  Kosten 
für  die  Kriminalgerichtspflege  begriffen  ist,  als  Zuschuß  zu  derselben  er- 
klärt werden. 

3.  Die  Gebäude-Zinssteuer  ist  im  Jahre  1848  mit  Inbegriff  des  Zu- 
schlages zur  Bedeckung  des  bisher  von  einigen  Städten  getragenen  Theiles 
an  den  Kosten  der  Kriminalgerichtspflege  mit  iS^^'j^o  Perzent  von  dem 
für   dieses  Jahr   entfallenden    steuerbaren    Zinsertrage,    und  die  Gebäude- 
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Klassensteuer  für  das  Jahr  1S48  in  dem  nemlichen  Ausmaße  zu  berich- 
tigen, welches  für  das  Jahr  1847  festgesetzt  war.«  (Vortrag  des  Obersten 
Kanzlers  Grafen  Inzaghi  vom  4.  April  1847,  Staatskonferenz,  Z.  311  ex 
1847.  St.  A.) 

-09)  (49)  Es  handelte  sich  aber  um  gar  kein  »Novum«.  Oft  genug 
hatten  sich  in  früheren  Zeiten  —  wie  aus  einer  Schrift  Kolowrats  vom 
14.  April  1847  erhellt  —  die  zu  postulierenden  Steuerquoten  geändert 
und  jedesmal  war  die  Ursache  erwähnt  worden.  (Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  835  ex  1847,   und  Staatskonferenzakt.  Z.  311  ex  1847.  St.  A.) 

210)  (4g)  Hatte  man  doch  bei  Einführung  des  Grundsteuersystems 
ausdrücklich  erklärt,  für  keine  Staatsauslage  irgend  eine  Provinz  beson- 
ders zu  besteuern.  (Hartigs  Votum  vom  7.  April  1847.  Staatskonferenz- 
akt, Z.  311   ex  1847.  St.  A.) 

-'M  (49)    Kaiserliche     Entschließung    (auf    Inzaghis     Vortrag    vom 

4.  April  1847),  dd.  Wien,  14.  April  1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.  311  ex 
1847.  St.  A.  Siehe  auch  Falk   162  ff.) 

Fürst  Metternich  hatte  erklärt,  es  fehle  ihm  vor  allem  die  Kenntnis 
der  Mittel,  »welche  die  Regierung  im  Falle  des  Nichtgelingens  des  ein- 
zuhaltenden Ganges  in  der  einen  oder  anderen  Richtung  in  Aussicht 
stellt«.  »Ich  kann  sonach  die  Entscheidung  der  Sache  —  so  lautete  das 
Votum  des  Staatskanzlers  —  mit  gutem  Gewissen  nur  der  besser  unter- 
richteten Weisheit  überlassen.« 

2»-)  (491  Graf  Friedrich  Deym,  Graf  Prokop  Lazanzky.  Ritter  von 
Neuberg,  Fürst  Karl  Auersperg  und  Graf  Erwin  Nostitz. 

''*)  (50)  Palacky  hatte  das  Archiv  der  Landstände  und  der  Land- 
tafel durchforscht  und  das  einschlägige  Material  dem  Grafen  Deym  über- 
geben. (Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns  an  Sedlnitzky,  dd.  29.  April 
1S47.  Ministerium  des  Innern.) 

"'*)  (50)  Falk,  pag.  112  ff.,  72,  98.  (Bericht  des  Komitees  samt  »De- 
duktion über  die  Rechtsbeständigkeit  der  landesverfassungsmäßigen  Ge- 
rechtsamen und  Freiheiten  der  böhmischen  Stände«,  dd.  Prag,  iS.  Februar 
1847.)  —  Vgl.   auch    »Allgemeine   Zeitung«    vom    5.  Mai   1847,    Nr.   125, 

5.  995  ff.  Die  Aufnahme  dieses  Artikels  erfolgte  auf  Veranlassung  des 
Grafen  Friedrich  Deym.  (Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns  an  Sedl- 
nitzky vom   10.  Mai  1847.  Ministerium  des  Innern.) 

215)  (50)  Falk,   112  ff.,  72,  98. 

216)  (50)  Vortrag  des  Landesausschusses  vom  22.  März  1847.  (Falk, 
121  ff.,  138  ff.) 

21')  (50)  Erzherzog  Stefan  an  Kolowrat,  9.  April  1847.  Erzherzog 
Ludwig  an  Kolowrat  und  dieser  an  den  Erzherzog  Stefan,  13,  April  1847. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  835  ex   1847.  St.  A.) 

218)  (50)  Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns,  4.  Mai  1847.  (Mini- 
sterium  des  Innern.) 
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-1^)  (5i)  Von  gi  Stimmführern  hatten  50  für,  41  gegen  die  Adresse 
gestimmt. 

220)  (51)  Landtagserklärung  über  die  Stabilität  der  ständischen  Ver- 
fassung Böhmens.  (Falk,   141  ff.,   i53ff.) 

"'^)  (51)  Auf  Antrag  des  Grafen  Nostitz  wurde  der  Ausdruck  »an- 
erkannt« durch  »angesehen«  ersetzt.  (Sitzung  vom  7.  Mai   1847.) 

""0  (51)  Vortrag  des  Fürsten  Adolf  Lamberg  in  der  Sitzung  vom 
8.  Mai  1847.  (Grenzboten  1847,  Bd.  II,  416 ff.) 

223)  (52)  Petition  der  böhmischen  Stände  gegen  das  bisherige  Zensur- 
system, dd.  Prag,  12.  Mai  1847.  (Ibidem  419 ff.) 

"*)  (52)  Infolge  der  Mißernte  herrschte  Teuerung  und  Not;  die  geist- 
liche Bank  erklärte  daher,  die  am  25.  Mai  1846  beschlossene  Grundsteuer 
unter  dem  Titel  einer  Aushilfe,  nicht  aber  einer  früher  bestandenen  Un- 
gleichheit auch  für  das  Jahr  1848  votieren  zu  wollen.  (Falk,   184 ff.) 

225)  (52)  Beschluß  vom  29.  Mai  1847.  (Falk,  18S,  193,  195,  20T.) 
Nur  der  Ritterstand  war  dem  geistlichen  Votum  beigetreten. 

226)  (52)  Nur  auf  Zureden  Stefans  unterließen  es  die  Stände,  sich 
in  derselben  vSache  auch  an  die  Krone  zu  wenden.  (Der  Prager  Stadt- 
hauptmann an  Sedlnitzky,  Prag,    12.  Mai   1847.   Ministerium    des  Innern.) 

"")  (53)  Erzherzog  Stefan  an  Kolowrat,  dd.  Wien,  6.  Juni  1847. 
(St.  A.) 

^^^)  (53)  Der  Erzherzog  erbot  sich,  die  kaiserliche  Entschließung  zu 
entwerfen,  »in  der  die  Stände  in  diesem  Geiste  vor  den  von  ihnen  be- 
tretenen Abwegen  gewarnt  und,  so  Gott  will,  zur  Ordnung  zurückgeführt 
würden«.  (Ibidem.) 

229)  (53)  Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns  an  Sedlnitzky,  31.  Mai 
1846.  (Ministerium  des  Innern.) 

"^°)  (54)  Ständische  Zuschrift  an  die  Landtagskommissäre,  dd.  Prag, 
26.  Mai  1846.  (Ministerium  des  Innern.) 

^^^)  (54)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  12.  Mai  1847. 
(Ministerium  des  Innern.) 

232)  (54)  Votum  Hartigs  vom  27.  Juni  1847.  (Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom   12.  Mai  1847.  Staatsratsakt,  Z.  2544  ex  1847.  St.  A.) 

233)  (54)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Hotkanzlei 
vom   12.  Mai  1847),  dd.  Schönbrunn,  8.  August  1847.  (Ibidem.) 

23*)  (54)  Landtagserklärung  über  die  Stabilität  der  ständischen  Ver- 
fassung Böhmens,  dd.  Prag,  ii-  Mai  1847.  (Falk,  148.) 

235)  (54)   Ibidem,   149,  Absatz  4. 

236)  (54)  Ferdinand  II.  bestätigte  alle  Privilegien,  »welche  gegen  die 
verneuerte  Landesordnung  nicht  streiten  und  weil  Wir  ihretwegen  keine 
andere  Anordnung  verfügten«.  (Ibidem   152.) 

^^')  (55)  »Von  der  Zugestehung  einer  allgemeinen  Theilnahme  an 
der  Gesetzgebung  und  von  dem  unbeschränkten  Rechte  der  Bewilligung, 
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Ausschreibung  und  Einhebung  der  Steuern,  wie  es  die  böhmischen  Stände 
ansprechen,  kann  daher  weder  bei  den  Ständen  Böhmens,  noch  jenen 
was  immer  für  einer  anderen  Provinz  die  Rede  sein,  will  man  nicht  den 
Kaiserstaat  seiner  Auflösung  in  Parzellen  raschen  Schrittes  zuführen.« 
(Hartigs  Votum  [über  Salms  Vortrag  vom  ii.  Mai]  vom  7.  Juni  1847. 
Staatsratsakt,  Z.  2709  ex   1S47.  St.  A.) 

238)  (55)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler,  Grafen  Inzaghi, 
vom  26.  Juni  1847.  Der  staatsrätliche  Akt  (Z.  2709  ex  1847)  ward,  dem 
Vorschlage  Kolowrats  gemäß  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1266  ex  1847. 
St.  A.),  an  die  Staatskonferenz  geleitet,  die  sich  einstimmig  für  Hartigs 
Resolutionsentwurf  erklärte.  (Staatskonferenz,  Z.  561  ex  1847.  St.  A.) 

"^^)  (55)  Handschreiben  an  den  Obersten  Kanzler,  dd.  Schönbrunn, 
26.  Juni  1847.  (Staatsratsakt,  Z.  270g  ex  1847.  St.  A.)  —  Graf  Inzaghi 
hatte  sich  auch  über  die  Frage  zu  äußern,  ob  nebst  den  Landtagsschriften 
nicht  auch  die  Protokolle  der  ständischen  Beratungen  vorgelegt  werden 
sollten. 

'^'^)  (55>  Kaiserliche  Entschließungen,  dd.  g.  Mai  1840,  14.  Mai  1842 
und  24.  Februar  1844,  (Staatsratsakten,  Z.  4366  ex  1839;  1500  ex  1842; 
74   ex   1844.  St.  A.) 

-^\)  (56)  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  21.  März  1845.  (Staatsratsakt, 
Z.  1737  ex  1845.)  Der  wichtigste  Zusatz  lautete  wie  folgt:  »Hinsichtlich 
der  Landtagsfähigkeit  der  Oberstlandesoffiziere  bestehen  besondere  Be- 
stimmungen.« (Kaiserliche  Entschließungen,  dd.  30.  März  und  12.  Ok- 
tober 1844.  Staatsratsakten,  Z.  351  und  42g3  ex  1844.  St.  A.)  Der  ständi- 
sche Entwurf  hatte  nämlich  ganz  unerwähnt  gelassen,  daß  die  Oberst- 
landesoffiziere kraft  des  ihnen  verliehenen  Amts  landtagsfähig  wurden, 
ohne  zum  Nachweis  der  Ansässigkeit  und  des  Inkolats  verpflichtet  zu  sein. 

-")  (56)  Kaiserliche  Entschließung,  dd.  Wien,  22.  November  1845 
nach  Buols  und  Hartigs  Resolutionsentwurf.  (Staatsratsakt,  Z.  1737  ex 
1845.  St.  A.) 

-^3)  (56)  Eingabe  der  Stände  vom  12.  Mai  1S47.  (Staatsratsakt, 
Z.  2710  ex   1847.  St.  A.)  , 

'**)  (56)  Hartig  ergänzte  den  Buolschen  Resolutionsentwurf,  wonach 
die  Hofkanzlei  ihr  Gutachten  über  die  beiden  ständischen  Desiderien 
abgeben  sollte,  durch  folgenden  Zusatz:  »ohne  Rücksicht  auf  Meine  im 
Jahre  1845  erfolgte  Zurückweisung  der  ersteren  Bitte  und  mit  Beachtung 
bezüglich  auf  die  zweite  Bitte  des  in  älterer  Zeit  urkundlich  in  Böhmen 
beobachteten  Verfahrens,  so  wie  desjenigen,  was  dermal  gegen  andere 
Provinzialstände  in  Übung  ist.«  (Votum  des  Grafen  Hartig  vom  7.  Juni 
1847.  Staatsratsakt,  Z.  2710  ex  1847.  St.  A.)  —  Auf  Antrag  Kolowrats 
wurde  der  staatsrätliche  Akt  an  die  Staatskonferenz  geleitet.  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.   1266  ex  1847.  St.  A.) 
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^*^)  (56)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler,  dd.  Schönbrunn, 
26.  Juni  1847.  (Staatsratsakt,  Z.  2710  ex  1847,  und  Staatskonferenzakt, 
Z.  562  ex   1847.  St.  A.) 

^■'"j  (56)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  21.  Oktober  1847. 
(Staatsratsakt,  Z,  5744  ex  1847.  St.  A.) 

^^D  (56)  Kaiserliche  Entschließung,  dd.  Wien,  28.  Jänner  1848. 
(Staatsratsakt,  Z.  5744  ex  1847.  St.  A.)  —  Der  staatsrätliche  Referent 
Buol  hatte,  was  die  Kundmachung  der  Bestimmungen  über  die  Landtags- 
fähigkeit betraf,  zweierlei  vorgeschlagen:  entweder  den  Hinweis  auf  die 
kaiserliche  Entschließung  vom  22.  November  1845  oder  Erfüllung  der 
ständischen  Bitte  in  der  von  der  Vereinigten  Hofkanzlei  beantragten 
Weise.  Graf  Hartig  erklärte  sich  für  das  zweite,  und  zwar  mit  der  Be- 
gründung, »daß  so  fest  den  Forderungen  der  Stände  entgegenzutreten 
sei,  wenn  solche  die  Rechte  der  Krone  oder  die  Gesetze  gefährden,  mit 
eben  so  großer  Bereitwilligkeit  ihren  Wünschen  in  nicht  bedenklichen 
Dingen  willfahrt  werden  sollte«.  (Votum  vom  i.  Dezember  1847.)  Ähnlich 
hatte  sich  Graf  Hartig  bei  einem  anderen  Anlaß  geäußert.  (Siehe  S.  185.) 

^*^)  (57)  Votum  Buols  (über  die  Eingabe  der  Hof  kommissäre  vom 
4.  Juni)  vom   13,  Juni  1847.  (Staatsratsakt,  Z.  2924  ex   1S47.  St.  A.) 

^^^)  (57)  Votum  Hartigs  vom   16.  Juni   1847.  (Ibidem.) 

^^'')  (57)  Kaiserliche  Entschließung  vom  8.  Juli  1845.  (Staatsratsakt, 
Z.  2994  ex  1845.  St.  A.) 

"'')  (57)  Votum  vom  15.  Juli  auf  den  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom 
25.  Juni   1847.  (Staatskonferenz,  Z.  638  ex  1847.  St.  A.) 

^^^)  (58)  Votum  vom  17.  Juli  1847. 

253)  (58)  Kaiserliche  Resolution  (nach  Buols  Entwurf),  dd.  Schön- 
brunn, 25.  Juli  1847.  Die  Stände  wurden  auf  die  Entschließung  vom 
8.  Juli  1845  verwiesen  und  zugleich  zur  Repartierung  des  gesamten 
Steuerpostulats  aufgefordert. 

-^■*)  (58)  Protokoll  über  das  Reskript  vom  28.  Juli  1847,  dd.  Prag, 
30.  und  31.  August  1847.  (Falk,  205  ff.) 

255)  (58)  Leopold  Graf  Thun,  Freiherr  von  Ehrenburg,  Bürgermeister 
Ritter  von  Müller. 

256)  (58)  Falk,  246. 

^^')  (58)  Ibidem,  309  ff.  Salm  sandte  die  Abschrift  am  4.  Sep- 
tember nach  Wien;  das  Original  selbst  wurde  am  16.  desselben  Monats 
von  den  Kommissären  vorgelegt  und  befindet  sich  im  Hofkanzlei- 
akt 6403  ex  1848.  (Ministerium  des  Innern.)  Danach  Springer  (Geschichte 
Österreichs  seit  dem  Wiener  Frieden  1809,  Bd.  I,  541)  zu  berichtigen. 
Von  36  Votanten  hatten  nur  ^ehn  (drei  Geistliche,  drei  Herren  und  die 
vier  Bürger)  für  die  Abfassung  des  Landtagschlusses  gestimmt. 
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"°^'  (5S)  Man  hatte  den  Kaiser  um  Aufklärung  über  die  ausge- 
schiedene Summe  gebeten;  langte  sie  rechtzeitig  ein,  so  konnten  die 
postulierten  50.000  Gulden  noch  für  das  Jahr  1848  ausgeschrieben  werden. 

^^®)  (59)  Hof  kanzleiakt  32775/1947  ex  1847.  (Ministerium  des  Innern.) 

*^*')  (59)  Vortrag  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  vom  7.  September  1847, 
samt  Resolutionsentwurf  (Ministerium  des  Innern,  Hof kanzleiakt,  Z.  32775 
ex  1847.) 

2®0  (59)  Kabinettschreiben  an  den  Grafen  Inzaghi  vom  26.  Juni  1847. 
(Staatsratsakt,  Z.  270g  ex  1847.  St.  A.) 

262)  (5g)  Pillersdorf  erklärte  in  seinem  Vortrage  folgendes:  Die 
Stände  haben  dem  Art.  A.  v.  der  Landesordnung  offenbar  zuwiderge- 
handelt, nämlich  die  Annahme  der  ganzen  Steuerquote  von  Bedingungen 
abhängig  gemacht,  deren  Bewilligung  eine  Kontrolle  der  Staatsverwaltung 
nach  sich  ziehen,  ihnen  daher  Vorrechte  einräumen  würde,  die  sie  nie- 
mals gehabt  haben  und  die  ihnen  niemals  zugestanden  worden  sind. 
Das  Jus  legis  ferendae  ist  nach  dem  Art.  VIII  der  LO  einzig  und  allein 
dem  König  vorbehalten.  Das  Recht  der  Steuerverweigerung  ist  den  Ständen 
nirgends  ausdrücklich  eingeräumt  worden  und  selbst  das  Patent  vom 
29.  Mai  1627  scheint  nur  die  Konzession  zu  enthalten,  daß  keine  Kon- 
tributionen auferlegt  werden,  die  ausgenommen,  die  im  Landtag  postuliert 
worden  sind  und  wonach  ohne  Landtagschluß  keine  Steuerausschreibung 
stattfinden  wird.  Ein  zugestandenes  Recht  zur  Verweigerung  der  postu- 
lierten Steuersumme  kann  aber  daraus  keineswegs  gefolgert  werden. 

-^^)  (59)  ».  .  •  und  ist  diese  Unsere  Anordnung  durch  Unseren  k. 
Oberstlandhofmeister,  Robert  Altgrafen  zu  Salm,  unter  seiner  Haftung  und 
Verantwortung-  ungesäumt  in  Vollzug  zu  setzen.«  (Resolutionsentwurf  des 
Referenten  der  Staatskonferenz  Pipitz,  dem  Kübeck  beigetreten  war. 
Ad  Staatskonferenzakt  Z.  840  ex  1847.  St.  A.) 

26*)  (60)  ».  .  .  ist  dem  Oberstlandhofmeister  Altgrafen  v.  Salm  auf- 
zutragen, dem  Landesausschuß,  welcher  ohnehin  schon  von  den  Ständen 
angewiesen  worden  ist,  die  Steuer-Ausschreibung  nach  Abrechnung  des 
von  den  Ständen  gegen  den  seit  ihrer  Restauration  unter  Meinem  in 
Gott  ruhenden  Herrn  Großvater  Leopold  den  Uten  bestehenden  Usus  ab- 
gezogenen Theilbetrags  zu  veranlassen,  in  Meinem  Namen  zu  bedeuten, 
daß  Ich  auf  Meiner  Entschließung  vom  25.  Juli  1.  J.  beharrend  die  Aus- 
scheidung des  gedachten  Betrages  aus  der  von  Mir  postulirten  Steuer- 
summe nicht  dulde  und  ihm  daher  die  Pflicht  obliege,  die  Steuer  für 
das  Jahr  1848  so  wie  für  die  Jahre  1846  und  1847  ausschreiben  und 
percipiren  zu  lassen.« 

265)  (60)  Diätalschrift  vom  30.  August  1847.  (Falk,  317.) 

266)  (60)  »Sollte,  wider  Verhoffen,  der  Landesausschuß  dieser  Pflicht 
(die    gesamte   postulirte  Steuersumme  auszuschreiben  und  zu  repartiren) 
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nicht  entsprechen,  so  hätte  Graf  Salm  in  der  Eigenschaft  als  politischer 
Landeschef  die  Ausschreibung  der  von  Mir  postulirten  ganzen  Steuer- 
summe durch  die  politischen  Verwaltungsorgane  zu  bewerkstelligen,  die 
Einhebung  im  Falle  einer  Renitenz  der  Steuerpflichtigen  durch  die  ge- 
setzlichen Zwangsmittel  zu  sichern  und  entweder  durch  die  ständischen 
Kreiskassen  oder,  wenn  es  nötig  wäre,  durch  die  Kameral-Bezirksver- 
waltungen  in  den  Kreisen  die  Abfuhr  an  die  Staats-Einnahm-Kassa  zu 
veranlassen,  in  welcher  letzterer  Beziehung  diese  Meine  Entschließung 
auch  Meinem  Hof  kammer-Präsidenten  zur  angemessenen  Verfügung"  mit- 
zuteilen ist.«  (Votum  und  Resolutionsentwurf  des  Grafen  Hartig  vom 
i8.  September  1847.    Staatskonferenzakt,  Z.  840  ex   1S47.  St.  A.) 

"^')  (60)  Kolowrat  wünschte  eine  schärfere  Fassung  der  Stelle, 
welche  die  Diätalschrift  betraf:  Pillersdorf  habe  unverzüglich  die  Gründe 
der  Verspätung  ausfindig  zu  machen  und  darüber  zu  berichten.  Er  schlug 
ferner  vor,  den  Ausdruck  »nicht  dulde«  durch  »nicht  gestatten  kann« 
(siehe  Anm.  264)  zu  ersetzen.  Er  empfahl  auch  die  jedesmalige  Vorlage  der 
Landtagsprotokolle  und  erinnerte  an  das  Kabinettschreiben  vom  26.  Juni 
1847  (Staatsratsakt,  Z.  2709  ex  1847.  St.  A.),  das  denselben  Gegenstand 
betraf.  Er  entwarf  daher  ein  zweites  Kabinettschreiben,  das  an  den 
Obersten  Kanzler  gerichtet  werden  sollte  und  auch  folgende  Stelle  ent- 
hielt: »Zugleich  bemerke  ich  Ihnen,  daß  die  in  Meiner  über  den  Hof- 
kanzleivortrag vom  7.  September  1847  unter  einem  erlassenen  Entschlie- 
ßung enthaltene  Bezeichnung  des  Landesausschusses  als  Organ  der 
Steuer-Repartition  und  Einhebung  den  Grafen  Salm  als  Oberstlandeshof- 
meister nicht  beirren  soll,  diese  Einleitungen  im  Präsidialweg  zu  treffen, 
insoferne  derselbe  es  für  angemessen  erkennen  sollte,  welches  ihm  im 
Präsidialwege  zu  bedeuten  ist,  in  welchem  Falle  jedoch,  wie  es  sich  von 
selbst  versteht.  Meine  vorerwähnte  Entschließung  dem  Landesausschusse 
nicht  mitzuteilen  sein  würde.«  (Votum  Kolowrats  vom  iq.  September  1847. 
Staatskonferenzakt,  Z.  840  ex  1847.  St.  A.)  Graf  Hartig  hatte  sich  mit 
der  Einschaltung  dieser  Stelle  einverstanden  erklärt. 

''^^)  (61)  Votum  vom  ig.  September  1847.  (Staatskonferenzakt, 
Z.  840  ex  1847.  St.  A.)  »Beinebst  —  so  äußerte  sich  Metternich  in  seinem 
Votum  —  würde  ich  es  nicht  als  gedeihlich  erachten,  wenn  Graf  Salm 
in  die  Lage  versetzt  würde,  zur  Steuer-Ausschreibung  mit  Umgehung 
des  ständischen  Ausschusses  zu  schreiten.« 

"•^3)  (61)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Hofkanzlei 
vom  7.  September),  dd.  Schönbrunn,  20.  September  1847.  (Hofkanzleiakt, 
32.775  ex  1847.  Ministerium  des  Innern.)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten 
Kanzler  vom  selben  Tage  (Staatskonferenzakt,  Z.  840  ex  1847.  St.  A.), 
das  Graf  Kolowrat    entworfen    und  Erzherzog  Ludwig    genehmigt  hatte. 

-'")  (61)  Präsidialerlaß  an  die  ständische  Steuerkanzlei  vom  24.  Sep- 
tember 1847.  (Falk,  323  ff.) 
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2'i)  (6i)  Verles^enneiten  im  Fall  des  Ungehorsams  des  Landesaus- 
schusses; Oftenkundigkeit  eines  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen 
eingetretenen  Zerwürfnisses.  »Selbst  für  den  Fall  aber  —  so  schrieb  Salm 
dem  Hof  kanzler  — ,  daß  die  Majorität  des  Ausschusses  für  die  Erfüllung 
des  a.  h.  Befehls  gestimmt  und  in  Folge  dessen  das  Steuergeschäft  in 
der  Ordnung  wie  in  vergangenen  Jahren  in  den  Gang  gesetzt  hätte, 
dünkte  mir  die  von  mir  gewählte  Modalität  den  Vorzug  zu  verdienen, 
um  jene  Konflikte  zu  vermeiden,  welche  sonst  bei  der  nächsten  Zusam- 
menkunft der  Stände  im  Landtag  oder  einer  ständischen  Versammlung 
zwischen  ihnen  und  ihrem  Ausschusse  ausgebrochen  wären  .  .  .«  (Bericht 
Salms  vom  26.  September  1847.  Hofkanzleiakt,Z.  33998 ex  1847.  Ministerium 
des  Innern.)  Salm  hatte  daher,  der  ihm  zugekommenen  Weisung  gemäß, 
dem  Landesausschuß  die  kaiserliche  Entschließung  vom  20.  September 
nicht  mitgeteilt. 

2^2j  (^61)  Protokoll  der  ständischen  Verhandlungen  vom  30.  und 
31.  August  1847.  (Falk,  224,  251.) 

-''^)  (61)  Siehe  Anm.  264.  »Das  Steuerbewilligungsrecht  —  so 
heißt  es  in  Salms  Bericht  vom  26.  September  1S47  —  steht  nun  einmal 
nach  den  Grundlagen  der  Landesverfassung,  welche  auch  des  jetzt  regie- 
renden Monarchen  Majestät  feierlich  bestätigt  hat,  den  Ständen  zu.  S.  M. 
geruhten  die  Postulierung  der  Steuern  mit  dem  Beisatze  a.  g.  zuzusagen, 
daß  außer  den  verwilligten  Kontribuzionen  dem  Lande  keine  auferlegt 
werden  sollten.  Jede  Postulierung  und  jede  Verwilligung  gilt  nur  für  jenes 
Jahr,  für  welche  selbe  erfolgte,  und  dieß  bekräftigen  die  jedes  Jahr  den 
Ständen  ausgefertigten  königlichen  Reverse.  Wenn  also  durch  eine  noch 
so  lange  Zeit  die  Steuer  stets  dem  königl.  Postulate  gemäß  von  den 
Ständen  votirt  wurde,  so  begründet  dieß  durchaus  keinen  gesetzkräftigen 
Usus,  daß  es  immerfort  so  geschehen  müsse.  Die  Willfährigkeit  der 
Stände  in  Verwilligung  des  Postulats,  für  welche  denselben  von  Seiten 
S.  M.  in  a.  g.  Ausdrücken  gedankt  und  im  Reverse  die  Zusicherung  ge- 
geben wird,  daß  selbe  ihren  Rechten  etc.  nicht  abträglich  sein  würde, 
kann  doch  unmöglich  dieses  Recht  aufheben  .  .  .  Allerdings  haben  S.  M. 
Kaiser  Leopold  IL  die  Stände  in  ihren  Rechten  und  Wirksamkeit  restau- 
rirt,  aber  in  Beziehung  auf  Steuerverwilligung  im  Artikel  3  der  a.  h. 
Entschließung  vom  Jahre  1791  dasselbe  den  Ständen  bestätigt,  wie  solches 
auch  durch  den  Krönungseid  der  nachfolgenden  beiden  erhabenen  Mon- 
archen geschah.  Der  erste  Artikel  jener  a.h.  Entschließung  setzt  übrigens  das 
Jahr  des  Regierungsantritts  der  höchstseeligen  Kaiserin  Maria  Theresia  als 
Normaljahr  zur  Beurteilung  der  ständischen  Befugnisse  fest,  und  aus  jener 
Zeit  wären  wohl  Verhandlungen  zwischen  dem  Monarchen  und  den  Ständen 
über  die  Verwilligung  des  postulierten  Steuerquantums  nachzuweisen. 

Die  Stände  haben  also  den  Buchstaben  des  Rechts  und  Gesetzes 
für  sich  .  .  .« 
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2'*)  (6i)  Graf  Salm  hatte  bereits  in  seinem  Bericht,  dd.  Czerniko- 
witz,  4.  September,  folgenden  Antrag  gestellt:  der  Kaiser  solle  die  Ein- 
hebung der  Steuer  nach  dem  Postulat  für  1848  verfügen,  jedoch  aus- 
drücklich mit  Berufung  auf  jenen  Vorbehalt,  »durch  welche  Form  allein 
diese  a.  h.  Anordnung  das  Gewand  des  verfassungsmäßig  gesetzlichen 
Rechtes  erhielte«.  (Hofkanzleiakt,  2.32.775^x1847.  Ministerium  des  Innern.) 

-'^)  (61)  Salms  Berichte  vom  26.  und  27.  September  1847.  (Mini- 
sterium des  Innern.)  Graf  Salm  richtete  am  27.  desselben  Monats  auch 
an  den  Grafen  Kolowrat  ein  Schreiben,  worin  er  diesen  bat,  das  emp- 
fohlene Reskript  erwirken  zu  wollen.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1266 
ex  1847.) 

-'^)  (62)  Kolowrat  an  vSalm,    dd.  Wien,  2.  Oktober  1847.    (Ibidem.) 

2")  (62)  Falk,   164  ff. 

2'8)  (62)  Springer  (I,  539)  behauptet  mit  Unrecht,  es  sei  Lamberg 
von  dem  Grafen  Salm  in  Wien  »denuncirt«  worden.  Lamberg  hatte  für 
die  ungeschmälerte  Annahme  des  Postulats  gestimmt  und  zugleich  er- 
klärt, daß  er  sein  Votum  nur  begründen  wolle;  Salm  gestattete  ihm 
daher,  seinen  Vortrag  zu  Ende  zu  lesen.  (Salm  an  Inzaghi,  ig.  Juli  1847. 
Ad  Hofkanzleiakt,  Z.  36.936  ex  1847.  Ministerium  des  Innern.)  Der  kaiser- 
liche Prinzipalkommissär  Graf  Christian  Waldstein  erstattete  jedoch  die 
Anzeige,  und  zwar  mit  Berufung  auf  die  Art.  V — VII  der  Landesord- 
nung; denn  diesen  gemäß  durfte  bei  Erörterung  des  geistlichen  Votums 
und  des  Postulats  ohne  die  vorher  eingeholte  Bewilligung  des  kaiserlichen 
Kommissärs  nichts  zur  Sprache  gebracht  werden,  was  nicht  unmittelbar 
mit  der  Steuerfrage  zusammenhing.  (Eingabe  Waldsteins,  dd.  Prag, 
28.  Mai  1847.  Staatsratsakt,  Z.  2822  ex  1847.  vSt.  A.) 

2'9)  (62)  Siehe  S.  43. 

280)  (^6^)  Die  Opposition  fußte  im  Herrenstand  und  hatte  ihre  Gegner 
im  Plenum.  Salm  beantragte  daher  die  Abschaffung  der  bisher  üblichen 
geteilten  Beratung;  einstweilen  sollte  festgesetzt  werden,  daß  eine  De- 
batte über  das  geistliche  Votum  lediglich  im  Plenum  stattzufinden  habe. 
Andere  Punktationen,  neun  an  der  Zahl,  betrafen  die  ständischen  Ver- 
sammlungen. (Salms  Bericht  vom  ig.  Juli  1847.  Hofkanzleiakt,  Z.  36.936 
ex  1847.  (Ministerium  des  Innern.) 

281)  (63)  Siehe  S.  42. 

282)  (63)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  5.  August  1847. 
(Ministerium  des  Innern.) 

283)  (63)  Buols  Votum  vom  4.  Oktober  1847  samt  Resolutionsent- 
wurf. (Staatskonferenzakt,  Z.  784  ex  1847.  St.  A.)  Danach  sollten  die 
Stände  in  ihren  Versammlungen  keinen  Antrag  stellen  und  zur  Abstim- 
mung bringen,  ehe  der  Landesausschuß  ihn  geprüft  und,  als  geeignete 
Vorlage  für  die  Ständeversammlung,  in  das  gedruckte  Programm  auf- 
genommen habe. 
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284)  (^63)  Votum  vom  7.  Oktober  1S47.  (Ibidem.)  Hartig  schaltete  in 
den  Buolschen  Resolutionsentwurf  einen  Satz  ein  (siehe  »Jntimation  hoher 
Hofentschließung  vom  6.  November  1847«.  Falk,  325,  Zeile  13  bis  zum 
Schluß  des  ersten  Absatzes)  und  fügte  auch  das  Wort  »explicite«  hinzu. 
(Ibidem,  326,  zweiter  Absatz.) 

285)  (64)  Votum  vom  9.  Oktober  1847.  (Staatskonferenz,  Z.  784  ex 
1847.  St.  A.) 

286)  (64)  Siehe  S.  54. 

287)  (64)  Hartigs  Votum  vom  10.  Oktober  1847.  (Ad  Staatskonfe- 
renz Z.  784  ex  1847.  St.  A.) 

288)  (64)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Hofkanzlei 
vom  5.  August),  dd.  Schönbrunn,  26.  Oktober  1847.  (Hofkanzleiakt,  Z.  36.936 
ex  1847.  Ministerium  des  Innern.)  Graf  Kolowrat  hatte  bloß  den  Rat  er- 
teilt, die  kaiserliche  Entschließung  erst  nach  erfolgter  Steuerausschreibung 
zu  erlassen,  da  man  dann  sehen  würde,  »ob  und  welche  Schwierigkeiten 
sich  hierbei  ergeben  und  ob  nicht  neue  energische  Maßregeln  ergriffen 
werden  müssen,  um  den  Gang  der  Verwaltung  vor  jeder  Störung  zu 
sichern«.  (Votum  vom  11.  Oktober  1847.  Ad  Staatskonferenz  Z.  784  ex 
1847.  St.  A.) 

289)  (64)  »Intimation  hoher  Hofentschließungen«,  dd.  Prag,  6.  No- 
vember 1847.  (Falk,  325.) 

290)  (64)  Der  Kaiser  hatte  am  5.  Mai  1847  den  Grafen  Robert  Salm 
zum  Gouverneur  des  Küstenlandes  ernannt  und  ihn  zugleich  aufgefordert, 
seinen  Prager  Posten  noch  bis  auf  weiteres  zu  versehen.  Drei  Monate 
nach  dem  Scheiden  des  Erzherzogs  Stefan,  am  23.  November  1S47 
wurde  der  Statthalter  von  Mähren  und  Schlesien,  Graf  Rudolf  Stadion, 
zum  Oberstburggrafen  und  Gubernialpräsidenten  von  Böhmen  ernannt. 
(Handschreiben  an  Inzaghi  [nach  Kolowrats  Entwurf  vom  19.  November], 
dd.  Wien,  23.  November  1847.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2209  ex  1847. 
St.  A.) 

291)  (64)  »Für  den  Grafen  Salm  mag  zwar  seine  jetzige  Stellung 
nicht  angenehm  sein;  indessen  er  scheint  für  Böhmen  abgenützt,  und  ob 
er  etwas  mehr  oder  weniger  Sympathie  bei  seinem  Scheiden  aus  der 
Provinz  mit  sich  nimmt,  ist  eine  ziemlich  gleichgiltige  Sache.«  (Stadion 
an  Kolowrat,  dd.  Brunn,  28.  November  1847.  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  2270  ex  1847.  St.  A.) 

Dieses  Schreiben  wurde  auf  Kolowrats  Vorschlag  dem  Grafen  Hartig 
zur  Begutachtung  übergeben.  (Handschreiben  an  Hartig,  dd.  Wien,  4.  De- 
zember 1847.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2270  und  2294  ex  1847.  St.  A.) 

292)  (65)  Votum  Hartigs  vom  7.  Dezember  1S47.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  2294  ex  1847.  St.  A.) 

293)  (66)  Votum  Kolowrats  vom  14.  Dezember  1847.  (Ad  Minister 
Kolowrat-Akten  Z.  2294  ex  1847.  St.  A.) 
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294)  (66)  Hartig  und  Kolowrat  hatten  sich  dafür  eingesetzt,  daß 
Stadions  Bitte  um  Erhöhung  seiner  Bezüge  erfüllt  werde.  Kübeck  wurde 
daher  beauftragt,  darüber  ein  Gutachten  zu  erstatten.  (Handschreiben 
an  Kübeck,  nach  Hartigs  Entwurf,  dd.  Wien,  i8.  Dezember  1847.  Mi- 
nister Kolowrat-Akten,  Z.  2294  ex  1847.  St  A.)  Kolowrat  versicherte  dem 
Grafen  Stadion,  es  sei  zu  erwarten,  daß  die  Regierung  auf  seine  Vor- 
schläge »mit  Sorgfalt  einen  angemessenen  Bedacht«  nehmen  werde;  seiner 
Reise  nach  Prag  stehe  wohl  nichts  mehr  im  Wege.  (Schreiben  Kolowrats 
an  Stadion  vom  21.  Dezember  1847.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2270 
ex  1847.  St.  A.) 

-^')  (66)  Abgedruckt  bei  Falk,  309  ff.  Die  Landtagskommissäre  be- 
fanden sich  im  September  nicht  mehr  in  Prag  und  so  mußte  die  Diätal- 
schrift  jedem  von  ihnen  zur  Unterzeichnung  übersandt  werden.  Deshalb 
gelangte  das  vSchriftstück  erst  am  21.  September  in  das  geheime  Kabi- 
nett. Der  Kaiser  nahm  diese  Anzeige  mit  der  Mahnung  zur  Kenntnis, 
»daß  in  der  Zukunft  keine  so  ungebührliche  Verzögerung  in  der  Vorlage 
der  Landtagschriften  mehr  stattfinde«.  Resolution  (auf  den  Vortrag  der 
Vereinigten  Hofkanzlei  vom  29.  Oktober),  dd.  Preßburg,  19.  November 
1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.  892  und   1102  ex  1847.  St.  A.) 

296)  (66)  Denn  man  glaubte,  »daß  so  der  Weg  angebahnt  würde,  in 
den  ruhig  Gesinnten  eine  bessere  Überzeugung  und  eine  richtigere  An- 
sicht ihrer  Stellung  zu  begründen«.  (Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei 
vom  23.  Oktober  1847.  Hofkanzleiakt  6403  ex  1848.  Ministerium  des 
Innern.) 

29')  (66)  Der  Oberste  Kanzler  trat  diesem  von  Pillersdorf  angeregten 
Minoritätsvotum  bei. 

298)  (66)  Diese  sollte  folgendes  enthalten :  den  Tadel  des  Königs,  den 
Hinweis  auf  Art.  V  der  Landesordnung  und  auf  den  seit  der  Regierung 
Leopolds  IL  herrschenden  »Usus«  der  Steuerbewilligung,  ferner  den  Be- 
fehl zu  unverzüglichem  Schluß  des  Landtages  und  endlich  die  Mitteilung, 
es  sei  der  Hofkanzlei  bereits  aufgetragen  worden,  den  Ständen  auf 
Wunsch  jede  Auskunft  über  Repartierung  des  Zuschlages  zu  geben. 
(Buols  Votum  vom  7.  November  1847  samt  Resolutionsentwurf.  vStaats- 
konferenzakt,  Z.   1075  ex  1847.  St.  A.) 

299)  (66)  »Allgemeine  Zeitung«  vom  30.  Oktober  1847.  Nr.  303, 
S.  2424. 

3°")  (67)  Hartigs  Votum  vom  10.  November  1847,  (Staatskonferenz- 
akt, Z.   1075  ex   1847.  St.  A.) 

^°')  (67)  Kolowrat  stellte  den  Antrag,  die  Kundmachung  des  Re- 
skripts »für  keinen  Fall«  länger  als  bis  zum  März  des  Jahres  1848  hin- 
auszuschieben. (Votum  vom  21.  November  1847.  Ibidem.) 

'■">'")  (67)  Eingabe  Stadions,  dd.  Brunn,  17.  Dezember  1847.  (Ad 
Staatskonferenzakt  Z.   1075  ex   1847.  vSt.  A.) 
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303)  (öy)  »Den  Landtaj;^,  wie  es  in  früheren  Zeiten  zuweilen  ge- 
schah, und  weil  die  vSteuer  bereits  ausgeschrieben  ist,  gar  nicht  zu 
schließen,  würde  den  .  .  .  Konflikt  fast  mit  Gewißheit  herbeiführen  und 
steht  mit  der  a.  h.  Entschließung  vom  lo.  November  1845,  die  die  pünkt- 
liche Abhaltung  der  Landtagsschlüsse  anordnet,  im  Widerspruche.«  Sta- 
dion meinte,  daß  der  Landtagsschluß  in  der  ersten  Märzhälfte,  also  zwei 
Monate  vor  Eröffnung  des  Postulatenlandtages  stattfinden  könnte. 

ä"'»)  (68)  Gemäß  der  kaiserlichen  Entschließung  vom  5.  Dezember 
1846.  (Staatsratsakt,  Z.  4522  ex  1846.  St.  A.) 

305)  (68)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hoflianzlei  vom  3.  Jänner  1848),  dd.  Wien,  12.  Februar  1848.  (Staatsrats- 
akt, Z.  298  ex  1848.  St.  A.) 

306)  (68)  Der  Kaiser  hatte  mit  Entschließung  vom  17.  Oktober  1847 
den  Hofrat  Karl  Fürsten  von  Lobkowitz  zum  Referenten  über  das  ge- 
samte Ständewesen  ernannt.  Dem  neuen  Departement  oblag  die  Aufgabe, 
das  Verhältnis  aller  Provinzialstände  zu  der  Regierung  zu  prüfen  und 
Vorschläge  zu  dessen  Regelung  zu  erstatten. 

30^)  (68)  Votum  Hartigs  vom  17.  Februar  1848.  (Staatskonferenzakt, 
Z.  1075  ex  1847.  St.  A.)  Buols  Resolutionsentwurf,  den  Hartig  ergänzt 
hatte,  fand  die  Zustimmung  Kolowrats.  Dieser  nahm  bloß  »zur  Vermei- 
dung des  langen  Periodenbaues«  einige  stilistische  Änderungen  vor. 
(Votum  Kolowrats  vom   ig.  Februar  1848.) 

308)  (68)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Hof  kanzlei 
vom  23.  Oktober  1847),  dd.  Wien,  23.  Februar  1848.  (Hofkanzleiakt  6403 
ex  1848.  Ministerium  des  Innern.) 

309)  (68)  Kabinettschreiben  an  Inzaghi  vom  23.  Februar  1848.  (Staats- 
konferenzakt, Z.  1075  ex  1847.  St.  A.) 

^10)  (68)  So  sagte  man,  die  ständische  Körperschaft  habe  die  Votie- 
rung von  50.000  Gulden  Kriminalkosten  verweigert,  im  Pferderennen  je- 
doch, »in  der  Lust  zur  Nachahmung  fremder  Spiele,  diesen  Betrag  und 
mehr  mit  Verlust  für  das  Land  zum  Fenster  hinausgeworfen«.  (Polizei- 
bericht an  Sedlnitzky,  dd.  Prag,  14.  Oktober  1847.  Ministerium  des  In- 
nern.) 

311)  (6g)  »Die,  ohne  deshalb  für  den  Berechtigten  an  Werth  zuzu- 
nehmen, auf  den  Verpflichteten  bei  fortschreitender  Entwicklung  der  Ver- 
kehrsverhältnisse immer  schwerer  lasten  und  immer  mehr  Anlaß  zu  Rei- 
bungen aller  Art  geben.«  (Die  Ereignisse  in  Galizien  und  das  Patrimonial- 
verhältniss  in  Oesterreich.  April  1846.  Fürst  Thunsches  Familienarchiv. 
Tetschen.)  Diese  Denkschrift  war  an  den  Staatskanzler  gerichtet. 

312)  (6g)  Kolowrat  an  Metternich,  Wien,  22.  April  1846.  (Minister- 
Kolowrat-Akten,  Z.  748  ex  1846.  St.  A.) 

313)  (6g)  Metternich  an  Kolowrat  s.  d.  (April  1846.  Ad  Minister  Ko- 
lowrat-Akten  Z.  748  ex  1846.  St.  A.) 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  II.  8  IIJ 


"'•*)  (6g)  Hofkanzleidekret  vom  iS.  Dezember  1846.  (Grünberg,  Die 
Bauernbefreiung  und  die  Auflösung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhält- 
nisses in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  II,  493  f¥.) 

■"■'')  (70)  Dobrowsky,  Die  Grafen  Sternberg,  Fürst  Kinsky,  Palacky. 
Vgl.  E.  Denis,  La  Boheme  depuis  la  Montagne  Blanche,  I,  636.  Trotz 
deutschfeindlicher  Richtung  ein  vortreffliches  Werk.  Siehe  auch  Josef 
Jifeöek,  Rückblicke  in  die  Zustände  Böhmens  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts mit  besonderer  Beachtung  der  Entwicklung  der  böhmischen 
Literatur  seit  Maria  Theresia.  (Österreichisch-ungarische  Revue,  N.  F.  I,  II.) 

3'ß)  (70)  Es  ist  bezeichnend,  daß  die  deutsche  Schvvesterzeitschrift 
nach  kurzem  Bestände  einging. 

3»')  (70)  Nach  dem  Vorbilde  der  serbischen  Matice,  die  1826  in  Pest- 
gegründet worden  \\ar. 

318)  (71)  Alfred  Stern,  VI,  358.  Über  Hankas  Fälschungen  vgl.  Denis, 
II,   138  ff.    —    Jan  Jakubec,  Geschichte  der  czechischen  Litteratur,   147  ff- 

313)  (71)  Vgl.  Murko,  Deutsche  Einflüsse  auf  die  Anfänge  der 
böhmischen  Romantik. 

32")  (71)  Karl  Egon  Ebert  (Wlasta,  Böhmisch-nationales  Helden- 
gedicht, 1829.  Bfetislaw  v.  Jutha,  1829.  Csestmir  1833);  Karl  Herloszohn 
(Die  Fünfhundert  von  Blanih,  1825);  Uffo  Hörn  (Horimir,  1835.  Taschen- 
buch »Libussa«,  1842.  König  Ottokar,  1845.  Böhmische  Dörfer,  1847); 
Moritz  Hartmann  (Kelch  und  Schwert,  1845.  Neuere  Gedichte,  1846); 
Alfred  Meissner  (Gedichte,  1845.  Ziska,  1846).  Siehe  auch  Ludwig  Ritter 
V.  Pfzibram,  Erinnerungen  eines  alten  Österreichers,  S.  25  ff. 

^"')  (71)  Vgl.  R.  Zehntbauer,  Verfassungswandlungen  im  neueren 
Österreich,   S.  79. 

322)  (yi)  A.  Fischel,  Das  österreichische  Sprachenrecht,  II.  Auflage, 
XLIX,  LH. 

333^  (72)  Hof  kanzleidekrete,  dd.  g.  Dezember  1808,  23.  August  und 
14.  Dezember  1816;  26.  Februar  1818;  27.  Jänner  1833;  Gubernialver- 
ordnungen  vom  15.  April  und  vom  8.  Juli  1836.  (Vgl.  Böhmens  Zukunft 
und  Österreichs  Politik  vom  Standpunkte  der  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart. Leipzig  1844,  I,  178  ff.  A.  Tebeldi  (Beidtel),  Die  Slawen  im  Kaiser- 
tum Österreich,    S.  52. 

324)  (72)  So  durfte  Kollar  in  seiner  Slavy  dceva  ungehindert  aus- 
rufen: »Die  ihr  Slaven  seid,  erwacht,  erwacht!  //  Siebenschläfer  ihr, 
jahrhundertlange!  //  Ihr  in  schmählichem  Germanenzwange  //  Um  das 
Leben  eines  Volks  gebracht!*  (Otto  Brechler,  Das  geistige  Leben  Prags 
vor  hundert  Jahren.  Deutsche  Arbeit,  Monats.schrift  für  das  geistige  Leben 
der  Deutschen  in  Böhmen,  X,  343.) 

325)  (-72)  Vortrag  Metternichs  vom  7.  April  1843.  (Staatskonferenz, 
Z.  299  ex   1843.) 
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"'-^)  (72)  Entgegen  dem  bisherigen  Kanzleistil  wurden  auch  Krain. 
Kroatien,  Dalmatien  und  Slawonien  als  slawische  Provinzen  bezeichnet. 
(Huber-Beidtel,  Geschichte  der  österreichischen  Staatsverwaltung  1740  bis 
1848,  Bd.  II,  330.) 

3ä')  (72)  Tagebuchnotiz  des  Grafen  Leo  Thun  vom  21.  Juni  1846. 
(Fürst  Thunsches  Archiv.) 

328)  (72)  Sedlnitzky  hatte  schon  zu  Ende  der  dreißiger  Jahre  auf 
das  Bestehen  solcher  Geheimbünde  aufmerksam  gemacht;  der  galizische 
Hochverratsprozeß  von  1842  förderte  reiches  Material  zutage. 

329)  (73)  Als  der  erste  Künder  des  Panslawismus  darf  der  Kroate 
Georg  Krizanic  angesehen  werden,  der  in  den  fünfziger  Jahren  des 
17.  Jahrhunderts  nach  Rußland  gekommen  war.  (Alfred  v.  Skene,  Entstehen 
und  Entwickelung  der  slavisch-nationalen  Bewegung  in  Böhmen  und 
Mähren  im  XIX.  Jahrhundert,  S.  68.) 

S30)  (y3)  Vgl.  »Ist  Oesterreich  deutsch?«  (Beilage  der  Augsburger 
Allgemeinen  Zeitung,  Nr.  33g  ff.  vom  5.  und  vom  6.  Dezember  1843.  Eine 
Erwiderung  auf  den  Artikel  Schuselkas:  Deutschland  und  das  oester- 
reichische  Kaiserreich.  Ibidem,  311  vom  7..  bis  Nr.  313  vom  cj.  No- 
vember 1843.)  Vgl.  ferner  Jacob  Maly  (Naäe  znovuzrozeni:  Unsere  Wieder- 
geburt) und  Josef  W.  Friö  (PamSti).  Dieser  vertritt  die  panslawistische 
Richtung,  jener  die  gemäßigt-alttschechische  Anschauung.  (Skene,  Entstehen 
und  Entwickelung  der  slavisch-nationalen  Bewegung  in  Böhmen  und 
Mähren  im  XIX.  Jahrhundert,  S.  115.)  Siehe  auch  Johann  Ankwicz,  Die 
Grundlinien  der  inneren  Entwicklung  Oesterreichs.  (Oesterreichische 
Rundschau,  XXII,  2.) 

'31)  (73)  Vortrag  Metternichs  vom  8.  März  1843.  (Staatskonferenz, 
Z.  233  ex  1843.  St.  A.) 

"^)  (74)  Schreiben  des  Fürsten  Metternich  an  Erzherzog  Ludwig, 
dd.  Wien,  9.  März  1843.  (Ad  Staatskonferenzakt,  Z.  233  ex  1843.  St.  A.) 
»Oesterreich  ist  ein  Reich,  das  unter  seiner  Herrschaft  Völker  von  ver- 
schiedener Nationalität  umfaßt,  aber  als  Reich  hat  es  nur  eine  Nationalität. 
Oesterreich  ist  deutsch  —  so  sagte  Fürst  Metternich  eines  Tages  zu  ' 
dem  preußischen  Gesandten  — ,  deutsch  durch  die  Geschichte,  durch  den 
Kern  seiner  Provinzen,  durch  seine  Zivilisation.«  (Bericl  t  Arnims  vom 
20.  Juli  1847.  Treitschke,  Deutsche  Geschichte  im  neunzehnten  Jahr 
hundert,  V,  6g6.) 

333)  (y^)  Vortrag  vom  8.  März  1843. 

33-1)  (74)  Der  akademische  Senat  hatte  seine  Beschlüsse  am  11.  Juni 
1842  gefaßt;  die  Jubiläumsfeier  fand  im  April  1848  statt. 

335)  (74)  Vortrag  Sedlnitzkys  vom  17.  Juni  1842  mit  Metternichs 
Bemerkungen.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.   1096  ex  1842.  St.  A.) 

336)  (75)  Diese  Statuen  wurden  im  Atelier  des  Münchener  Bildhauers 
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337)  (75)  Metternich  an  Gervay,  8.  August  1843.  (St.  A.) 

338)  (75)  Vorträge  Sedlnitzkys  vom  21.  August  und  vom  18.  No- 
vember 1843.    (Staatskonferenzakten,    Z.  813    und  1332  ex  1843.    St.  A.) 

339)  (75^  Metternichs  Bemerkungen  zum  Vortrage  Sedlnitzkys  vom 
18.  November  1843.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1332  ex  1843.  St.  A.) 

*■"')  (75)  Gervay  an  Metternich,  Wien,  5.  August  1843.  (St.  A.) 

'''O  (75)  Gervay  an  Metternich,  Wien,  7.  August  1843.  Auch  der 
Staatskanzler  hielt  sie,  was  den  Namen  betraf,  für  »eine  Dummheit«, 
denn  die  Walhalla  war  der  Heldenhimmel  der  Germanen  und  nicht  der 
Slawen.  (Metternich  an  Gervay,  5.  August  1843.) 

3^-)  (75)  Kolowrat  an  Metternich,  dd.  Czernikowitz,   11.  August  1843. 

3*3)  (76)  Metternich  an  Gervay,  dd.  Königswart,  20.  August  1843. 
(St.  A.) 

3**)  (76)  Vgl.  Über  ihn:  Helfert,  Graf  Leo  Thun,  Lehr-  und  VVander- 
jahre,  im  kaiserlichen  Justiz-  und  Verwaltungsdienst,  in  Galizien  (Oester- 
reichisches  Jahrbuch  i8gi  — 1895)  und  Frankfurters  Aufsatz  in  der  All- 
gemeinen deutschen  Biographie,  XXXVIII,   178  ff. 

315)  (76)  Graf  Leo  Thun  ließ  diesen  Briefwechsel,  vermehrt  um 
einen  »Rückblick«,  unter  dem  Titel  »Die  Stellung  der  Slowaken  in  Un-' 
garn«  (Prag,  Calvesche  Buchhandlung,  1843)  erscheinen,  nachdem  bereits 
Pulszky  die  Briefe  in  der  »Vierteljahrschrift  aus  und  für  Ungarn«  (Leip- 
zig, O,  Wigand)  veröffentlicht  hatte.  Siehe  auch  August  Fournier,  Tsche- 
chen und  Slowaken,  eine  Reminiszenz.  (Österreichische  Rundschau,  1918. 
Band  LIV,  207  ff.) 

3^^)  (77)  Anderseits  meinte  Graf  Thun.  daß  die  nationale  Strömung 
nicht  sich  selbst  überlassen  werden  dürfe;  die  Regierung  solle  sie  daher 
leiten  und  zu  diesem  Zwecke  eine  slawische  Akademie  in  Wien  er- 
richten. Er  glaubte  ferner,  daß  man  durch  Begünstigung  der  nationalen 
Bestrebungen  die  gemeinsamen  Interessen  der  österreichischen  Slawen 
und  somit  ein  slawisches  Gemeingefühl  fördern  könnte.  Und  schon  er- 
wog er,  mit  Hinweis  auf  Kollar,  Schafafik  und  Gaj  als  die  Vertreter 
solcher  Wechselwirkung,  die  weiteren  Folgen  -  nationaler  Erstarkung;  er 
hob  dabei  hervor,  daß  die  kulturelle  Interessengemeinschaft  der  öster- 
reichischen Slawen  viel  inniger  und  tiefgreifender  sein  würde  als  die  mit 
den  Russen  und  Polen.  In  dieser  Beziehung  schien  ihm  der  Umstand, 
daß  der  Fürst  von  Serbien  slawische  Gelehrte  aus  Böhmen  und  Mähren 
berief,  weitaus  größere  Beachtung  zu  verdienen  als  Hankas  mißglückter 
Versuch,  die  zyrillische  Schrift  auch  in  Böhmen  einzuführen.  (»Rechen- 
schaft   über    die  slavischen  Bestrebungen  in  Böhmen.«    Dezember  1845.) 

^^'')  (77)  Er  verfaßte  die  Flugschrift  »Der  Slavismus  in  Böhmen«. 
(Prag  1845.) 

3*8)  (77)  Schreiben,  dd.  Prag,  14.  September  1842.  (Fürst  Thun- 
sches  Archiv.) 
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3")  (78)  »Rechenschaft  über  die  slavischen  Bestrebungen  in  Böhmen.« 
Dezember  1845. 

350^(78)  Unverkennbar  ist  der  Einfluß,  den  der  Artikel  »Der  Sprachen- 
kampf in  Österreich«  (Biedermanns  Deutsche  Monatschrift,  Maiheft  1844) 
auf  Thun  ausgeübt  hat.  An  dieser  Stelle  sei  auch  erwähnt,  daß  Kampelik 
(Über  die  Rechte  der  böhmischen  Sprache  und  Nationalität,  gegründet 
auf  die  strengen  Befehle  unserer  gerechten  Herrscher,  1845)  in  der 
österreichischen  Monarchie  »die  großartige  kosmopolitische  Idee  des 
friedlichen  Nebeneinanderwohnens  .  .  .  der  Völker«  verwirklicht  sah 

351)  (78)  Die  Vorträge,  die  Bernard  Bolzano  im  Jahre  1816  an  der 
Prager  Universität  gehalten  hatte,  dürften  wohl  nicht  ohne  Einfluß  auf 
den  Gedankengang  des  böhmischen  Adels  gewesen  sein;  sah  doch  der 
von  kosmopolitischen  Ideen  durchdrungene  Theolog  die  einzig  mögliche 
Lösung  des  Nationalitätenproblems  in  einer  völligen  Verschmelzung  der 
Deutschen  und  Tschechen.  (Vgl.  A.  Naegle.  Bernard  Bolzano  über  das 
Verhältnis  der  beiden  Volksstämme  in  Böhmen.  Deutsche  Arbeit,  VIII, 
487.  Bolzanos  Vorträge,  im  ganzen  drei,  wurden  184g  von  Fesl  heraus 
gegeben.)  »Ein  Gott  ist  es,  der  die  Menschheit  und  jedes  Volk  regiert  — 
so  äußerte  sich  Leo  Thun  in  seinem  Briefwechsel  mit  Pulszky  — ,  ein 
Gesetz,  auf  dem  das  Wohl  des  Ganzen  wie  der  Theile  beruht;  darum 
ist  der  wahre  Patriot  eben  auch  der  rechte  Kosmopolit.«  Graf  J.  M.  Thun 
sagte  von  sich,  er  sei  weder  ein  Tscheche  noch  ein  Deutscher,  »sondern 
nur  ein  Böhme«.  (Der  Slavismus  in  Böhmen.)  Sein  Vetter  Leo  jedoch 
schien  damals  recht  unklare  Vorstellungen  über  dieses  nationale  Zwitter- 
ding gehabt  zu  haben.  So  schrieb  er  am  27.  Dezember  1845  folgendes 
in  sein  Tagebuch:  »Colloredo  .  .  .  möchte,  daß  ich  schon  das  ,wir  sind 
Slaven'  als  gefährlich  erkenne  und  dessen  Beförderung  mit  meiner  Pflicht 
gegen  die  oesterreichische  Monarchie  unvereinbar  finde.  Das  kann  ich 
freilich  nicht.« 

352)  (78)  Skene,  Entstehen  und  Entwickelung  der  slavisch-nationalen 
Bewegung  in  Böhmen   und  Mähren  im  XIX.  Jahrhundert.  S.   iii,   113  ff. 

353)  (79)  Als  einen  solchen  hatte  ihn  Graf  Kolowrat  bezeichnet. 
(Metternich  an  Gervay,  dd.  Ischl,  31.  Juli  1843.  St.  A.) 

354)  (yg)  Andrian,  Oesterreich  und  dessen  Zukunft.  (III.  Auflage, 
1843.)  S.  173. 

355)  (yg)  Ihre  vornehmsten  Vertreter  waren  Trojan,  Rieger,  Brauner 
und  Strobach. 

356)  (yg)  Prazke-Nowiny,  1846,  Nr.  95. 

35')  (80)  HawliCeks  Programm  gründete  sich  auf  die  kulturell- 
nationalen Gravamina  der  nationalen  Kreise  und  auf  die  Erweiterung  der 
Befugnisse  des  Landtags;  es  war  aber  nicht  bloß  r«gierungs-feindHch, 
sondern  richtete  sich  auch  gegen  die  Stände,  da  es  die  Sache  des  Bauers 
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und  der  Ge\\  erbetreibenden  vertrat.  Hawliöek  strebte  ferner  die  Autonomie 
der  Gemeinden  und  die  Selbsthilfe  der  produzierenden  Kreise  an. 

358)  (80)  Zitiert  in  einem  Berichte  des  Prager  Stadthauptmannes 
vom  II.  März  1847.  (Ministerium  des  Innern.)  Die  Weisung  selbst  konnte 
nicht  aufgefunden  werden. 

359)  (80)  Aus  dem  Expose  des  Grafen  J.  M.  Thun  vom  14.  Mai  1845. 
(Falk,  33.) 

360)  (80)  Tagebuch  des  Grafen  Leo  Thun,  Eintragung  vom  8.  Mai 
1846.  (Fürst  Thunsches  F'amilien-Archiv. ) 
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AMALTHEA-ßüCHEREI 


NEUERSCHEINUNG         NEUERSCHEINUNG 

AUGUST  FOURNIER 

PROFESSOR  AN  DER  UNIVERSITÄT  WIEN 

»TAGEBÜCHER  VON 
GENTZ« 

2  BÄNDE 
Preis  geheftet  ca.  Mk.  5.—,  gebunden  ca.  Mk.  7. — 

Jeder  Historiker,  jeder  politisch  Denkende, 
jeder  Kulturhistoriker  und  nicht  zuletzt  die 
literarisch  und  künstlerisch  gebildeten  Frauen 
werden  zu  diesen  unbekannten  Tagebüchern 
greifen,  in  denen  die  historisch  hohe  Bedeutsam^ 
keit,  der  gesellschaftliche  und  künstlerische  Charme 
und  Glanz  der  Epoche  des  Fürsten  Metter- 
nich  vor  unserem  geistigen  Auge  aufersteht. 

AMALTHEA  -VERLAG  (ZÜRICH  =  LEIPZIG  =  WIEN) 


NEUESTE  WERKE  HERVORRAGENDER  AUTOREN 


AMALTHEA-BÜCHEREI 


Karl  Kobald 

ALT-WIENER 

MUSIKSTÄTTEN 

<GIuck,  Haydn,   Mozart,  Beethoven,   Sdiubert) 

Mit  zirka  70  Abbildungen. 
Preis  eleg.  geheftet  M.  g'— ,  gebunden  M.  i2"— . 
Vorzugsausgabe  von   ryo  numerierten   und  si- 
gnierten Exemplaren.    Preis  zirka   Mark  33'—. 


Stefan  Hock 

LYRIK  AUS 
DEUTSCHÖSTERREICH 

Preis    geheftet    Mark    5^50, 
elegant  gebunden  Mark  8'—. 

Eine  Blütenlese  der  schönsten  Gedichte  Deutsch-»- 
Österreichs  vom  Mittelalter  bis  zur  Gegenwart. 


Wilbrandt-Baudius 

AUS 
KUNST  UND  LEBEN 

Erinnerungsskizzen  einer  alten  Burgschauspie- 
lerin mit  zirka  25  Bildern. 
Preis  eleg.  geheftet  M.  y— ,   gebunden  M.  9'—. 
150  numerierte  und  signierte  Vorzugsexemplare. 
Preis  Mark  40'—. 


Robert  Faesi 
RAINER  MARIA  RILKE 

Elegant   kartoniert  M.  4'5o,  gebunden  M.  &50. 
78   numerierte   und   signierte   Luxusexemplare. 

Preis  zirka  Mark  33'—. 

Die  Zeit,    Wien:     Das   Gesamtwerk   Rilkes, 

auch  die  Übertragungen,   ist  wohl   nocfi  nie  so 

liebevoll   erfaßt,  kaum   jemals   derart  vornehm 

behandelt  worden. 


Hermann  Bahr 
ADALBERT  STIFTER 

Eine  Entdeckung, 

Preis  fest  kartoniert  Mark  4*50, 

elegant    gebunden    Mark    6'50. 

Einmalige   numerierte   und   signierte  Vorzugs^ 

ausgäbe  von  150  Exemplaren.  Preis  zirka  M.  40"— . 


Jonas  Fraenkel 
I.  V.  WIDMANN 

Mit  einer  Bildertafel. 
Elegant  kartoniert  M.  4*50,  gebunden  M.  6'5o. 
Der  Bund,  Bern:  Ein  Porträt  I.  V.  Widmanns 
aus  der  Feder  des  bernischen  Privatdozenten 
Jonas  Fraenkel,  der  sich  schon  in  anderen 
Schriften  als  feiner  Kenner  von  Widmanns 
Leben  und  Wirken  ausgewiesen  hat. 


Friedridi  Rosenthal 

SCHAUSPIELER 
AUS  DEUTSCHER 
VERGANGENHEIT 

Mit  Bildbeigaben  Preis  Mark  5'50. 
Inhalt:      August    Wilhelm     Iffland,     Sophie 
Schröder,  Ludwig  Devrient,  Heinrich  Anschütz, 
Karl     Seydelmann,      Friedrich     Mitt  rwurzer. 


Max  Hodidorf 

ZUM  GEISTIGEN  BILDE 

GOTTFRIED  KELLERS 

Zum  100.  Geburtstage  des  Meisters  {19.  Juli  igig). 

Inhalt:  I.  Zur  Psychologie,-  II.  Der  Ästhetiker,- 
III.  Der  malende  Dichter,-  IV.  Der  grüne  Hein^ 
rieh,-   V.  Martin  Salander  und   Gedanken,   die 

ihn  berühren,-  Anmerkungen. 
Preis  eleg.  kartoniert  M.  j'— ,  gebunden  M.  7'—. 
10  numerierte  u.sign.Exempl.  Preis  zirka  M.  40*— . 
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NEUESTE  BÄNDE!  NEUESTE  BÄNDE! 

HANNS  SCHÜTTER 

SEKTIONSCHEF  IM  HAUS-,  HOF-  UND  STAATSARCHIV 

AUS   ÖSTERREICHS 
VORMÄRZ 

ERSTER  TEIL:  GALIZIEN  UND  KRAKAU 

ZWEITER  TEIL:  BÖHMEN 

DRITTER  TEIL:  UNGARN 

VIERTER  TEIL:  NIEDERÖSTERREICH 

Jeder  Band  geheftet  ca.  M.  4" — ,  gebunden  ca.  M.  6'  — . 

Nidit  Fürst  Mettern  ich,  dessen  Ratschläge 
meist  unberü(isiditigt  bh'eben,  sondern  Graf  Kolo- 
wrat  verschuldete  die  Unterlassungssünden  der 
vorniärzlidien  Wiener  Regierung.  Auf  Grund  des 
wichtigsten,  bisher  unzugängh'chen  Sdiriftenmaterials 
der  Staatskonferenz  wird  Alt- Österreichs  innere 
Politik  gegenüber  der  ständisdien  Bewegung  und 
der  gangbaren,  aber  durchaus  irrigen  bisherigen  Auf= 
fassung  endlich  ins  Licht  historischer  Wahr^ 
heit  gerückt. 
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Für    jeden    Historiker     und    jeden    politisch 
Denkenden  ein  unentbehrliches  Buch. 
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